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Editorial 


Liebe Leserinnen, liebe Leser! 


Wieder Sarrazin. Wieder droht Deutschland der 
Dekadenz anheim zu fallen. Brennpunkt diesmal: 
die Schulen. „Sie können nicht ruhig am Tisch 
sitzen und vermögen es nicht, Anweisungen 
Folge zu leisten“, beklagte sich Ursula Sarrazin, 
Grundschullehrerin und Thilos Ehefrau, über die 
heutigen SchülerInnen. Und: „Das Bildungsni- 
veau ist in dem Sinne weniger geworden, als 
dass die Kinder weniger abfragbares Wissen ha- 
ben.” Grund dafür sei unter anderem, dass Wer- 
te wie Gehorsam und Leistung nur noch wenig 
populär seien. Ursula Sarrazin gilt als strenge 
Lehrerin; als so streng, dass ihr Eltern und 
ehemalige SchülerInnen einen autoritären Stil, 
verbale Wutausbrüche und Beleidigungen 
vorwarfen. Am Ende einer öffentlich geführten 
Debatte stand - ähnlich wie bei ihrem Mann - 
die selbst gewählte, vorzeitige Pensionierung. 
Vielleicht droht im kommenden Jahr also das 
nächste Sarrazin- Buch. Diesmal mit Erziehungs- 
tipps für bzw. gegen „faule” und „dumme“ 
SchülerInnen. 


„Dummheit ist nicht heilbar!", sagt der Volks- 
mund. Und er hat Recht. Wäre dem nicht so, 
wäre die Auswertung extrem rechter Ergüsse 
auch sehr trist. So aber können wir an dieser 
Stelle regelmäßig einige Beispiele aus der schier 
unbegrenzten Palette extrem rechten Schwach- 
sinns präsentieren. 


Unterschätze Zusammenhänge 

Der Wittener NPD- Kommunal-, Landtags- , 
und Bundestagskandidat Detlef Hartmann, 
Inhaber der Firma „Osella Süßwarenvertrieb”: 
„Durch den ersten Weltkrieg, welcher damals 
durch Österreich- Ungarn angezettelt wurde 
und in den Deutschland aus Leichtsinn und 
Freundschaft mit eingestiegen ist, kamen durch 
die Besetzung der Franzosen das CACHOU- 
Bonbon nach Deutschland. Diese Sorte kann 
nur in Handarbeit hergestellt werden und das 
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Disziplin, Gehorsam, Leistungsbe- 


reitschaft, Unterordnung, das sind die 
Werte einer rechten Pädagogik, die 
den - angeblich durch die 1968er ver- 
breiteten - 
hungsidealen entgegen gesetzt wer- 
den. Ob ein autoritärer Backlash in Er- 
ziehungsfragen droht und welche Be- 
deutung Fragen der Erziehung für die 
extreme Rechte haben, möchte der 
Schwerpunkt der vorliegenden Aus- 
gabe ausloten. 

Ein Versuch in Sachen Erziehung der 


antiautoritären Erzie- 


Neonazi- Szene wurde im Februar in 
Dresden unternommen. Zehntausende 
antifaschistische BlockiererInnen woll- 
ten den Nazis beibringen, dass ihr 
jährlicher Großaufmarsch zukünftig 
nicht mehr stattfinden wird. Ob die 
Neonazis aus dem Debakel gelernt 
haben? Auch dieser Frage hat sich 
LOTTA angenommen. 


ist unsere große Spezialität auch heu- 
te noch. Leider entstand aus dieser 
geschichtlichen Situation der 2. Welt- 
krieg und in den Nachkriegsjahren 
mangelte es an Schokolade, Süßig- 
keiten und anderen Leckereien.” 


»Sozialismus« entwirrt 

Der „Nationale Widerstand Marl” 
möchte, dass es alle verstehen: 

„Die frühe nationalsozialistische 
Bewegung [...] bezog sich [...] auf den 
menschlichen Gehalt des Wortes So- 
zialismus, und machte aus ihm einen 
verständlicheren Begriff - Volksge- 
meinschaft. 

Wir sehen also, dass Sozialismus kein 
Fremdbegriff ist, für den es notwen- 
dig ist tausende verwirrende Seiten zu 
lesen oder zu studieren” 





Am 27. März wurde in Rheinland- 
Pfalz einer neuer Landtag gewählt. In 
Hessen fanden zeitgleich die Kommu- 
nalwahlen statt. In der nächsten Aus- 
gabe werden wir ausführlich über die 
Ergebnisse berichten und diese ana- 
Iysieren. 

Für ihren Beitrag zur Erstellung die- 
ser Ausgabe möchten wir uns bei un- 
seren GastautorInnen und unserem 
Interviewpartner herzlich bedanken, 
ebenso bei allen anderen, die uns auf 
die eine oder andere Weise unterstützt 
haben. 


Wir wünschen allen LeserInnen schöne 
Frühlingstage! 
Die Lotta- Redaktion 


Redaktionsschluss dieser Ausgabe war der 
13. März 2011 (Kurzberichte und Splitter: 
20. März 2011). Aktuellere Entwicklungen 
konnten nur in einzelnen Beiträgen 
berücksichtigt werden. Erscheinungs- 
datum ist der 5. April 2011. 


Festkörperphysik aus 

dem Oberbergischen 

„Patriot” aus Radevormwald über 
antifaschistische Aktionen gegen den 
Wuppertaler Naziaufmarsch: 

„Sie bewarfen uns mit allem was 
nicht fest war, Eier, Lebensmittel in 
sämtlichen Formen und gar 
Bierflaschen.” 


Wir lsitten um Einsendung von 


Zitaten (mit überpüfbarer Quellen- 
angabe), die sich für diese Rubrik 
eignen. Der/die EinsenderIn des 
„besten“ Zitats je Ausgabe (es ent- 
scheidet die LOTTA- Redaktion) er- 
hält ein „diskursorientiert”- T- Shirt 
(siehe oben). Namen der Gewin- 
nerInnen werden natürlich nicht 
veröffentlicht. Einsendeschluss ist 
der 17. Juni 2011. 
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Von Enton Joi (antifaschistische gruppe 5 Marburg) 


»Drei Meter unter der Erde« 





Seit Anfang 2011 Hintergründe zum 
Mord an Mirco bekannt geworden 
sind, ist die Debatte um Sicherungs- 
verwahrung neu entbrannt. Jüngst 
entrüstete sich etwa Til Schweiger in 
der TV- Sendung „Markus Lanz” unter 
Zustimmung des Publikums, „jemand, 
der eine Sexualstraftat begeht”, habe 
„sein Recht in dieser Gesellschaft ver- 
wirkt”. Kaum eine Woche zuvor wurde 
in der TV- Sendung „Beckmann ver- 
langt, Sicherungsverwahrte lebenslang 
einzusperren. Zwischen den Zeilen 
scheint immer wieder die Forderung 
nach einer „Todesstrafe für Kinder- 
schänder” durch - so deutlich, dass 
sich sogar Til Schweiger dazu ge- 
zwungen sah, sich öffentlich von ihr zu 
distanzieren. 


Die Sicherungsverwahrung 
Sanktionen im deutschen Strafrecht 
sind nach zwei Gesichtspunkten un- 
terteilt, der Schuld und der Gefährlich- 
keit. Eine Strafe muss verbüßen, wer 
durch einen Gesetzesverstoß „Schuld 
auf sich geladen hat“. Wer auch nach 
Verbüßung der Strafe noch als gefähr- 
lich gilt, wird zum Schutze der Allge- 
meinheit in Sicherungsverwahrung 
untergebracht. 
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Eingeführt wurde die Sicherungs- 
verwahrung durch das NS- Regime — 
mit dem „Gesetz gegen gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher 
Maßregeln der Sicherung und Bes- 
serung” (1933), das unter anderem als 
Begründung zur Verhaftung von tau- 
senden Wohnungslosen und delin- 
quenten Jugendlichen diente. Nach 
der Befreiung durch die Alliierten 
1945 wurde das Gesetz aufgehoben, 
die Sicherungsverwahrung aber 1953 
im Westen erneut eingeführt. 

In Deutschland gilt seit dem Ende 
der NS-Herrschaft wieder der 
Grundsatz „Keine Strafe 
Gesetz". Eine Tat muss ausdrücklich 
vorher mit Strafe bedroht sein, um 
einen Menschen zu sanktionieren. 
Dieser Grundsatz erhielt in der BRD 
Verfassungsrang aufgrund des 
Umstandes, dass die NS- Justiz 
Menschen wegen Taten verurteilte, 
die zur Tatzeit noch nicht verboten 
waren. Er ist europaweit anerkannt 
und Grundlage für die aktuell dis- 
kutierte Entscheidung des Europdi- 
schen Gerichtshofs für Menschen- 
rechte (EGMR) vom 11. Mai 2010, die 
deutsche Praxis der Sicherungsver- 
wahrung für menschenrechtswidrig zu 


und über 


ohne 





erklären. Deutschland hatte ein Gesetz 
eingeführt, das die nachträgliche Ver- 
hängung von Sicherungsverwahrung 
über mehr als zehn Jahre zulässt - 
auch dann, wenn eine solche Dauer 
zur Tatzeit rechtlich noch nicht vorge- 
sehen war. Das Bundesverfassungsge- 
richt hatte diese Praxis zynisch als le- 
gitim angesehen, da es in der Siche- 
rungsverwahrung keine „Strafe” er- 
kennen wollte. 


Kritik an der 
Sicherungsverwahrung 
Real besteht heute kaum ein Unter- 
schied zwischen einem Gefängnisauf- 
enthalt und einer Unterbringung in Si- 
cherungsverwahrung. Weil „keine 
substantiellen Unterschiede” existie- 
ren, hält der EGMR die deutsche Praxis 
für menschenrechtswidrig. Da ihre Le- 
bensbedingungen trotz des EGMR- 
Urteils unverändert blieben, traten im 
November 2010 17 Sicherungsver- 
wahrte in der JVA Schwalmstadt (Mit- 
telhessen) in den Hungerstreik. 
Sicherungsverwahrung wird inzwi- 
schen immer maßloser verhängt: Die 
Zahl der Verwahrten steigt seit Jahren, 
obwohl Studien, etwa Untersuchun- 
gen der Uni Bochum, dafür sprechen, 


dass ein Großteil von ihnen zu Unrecht 
als „gefährlich“ eingestuft wird. Grün- 
de für die maßlose Anwendung sind 
vor allem die Ansicht, Gewalttä- 
ter_innen seien nicht ausreichend the- 
rapierbar, und die Angst der Gutach- 
ter_innen, für die späteren Taten ent- 
lassenen Person verantwortlich ge- 
macht zu werden. 

Das Urteil des EGMR hat zur Folge, 
dass jetzt zirka 70 Personen in 
Deutschland, deren Sicherungsver- 
wahrung in ihrem Urteil nicht vorge- 
sehen war oder deren Sicherungsver- 
wahrung verlängert wurde, nach und 
nach entlassen werden. Dabei herrscht 
in der Öffentlichkeit das Bild vor, es 
handele sich durchweg um nicht the- 
rapierbare Sexualstraftäter. Dies ent- 
spricht in keinster Weise der Realität: 
Die meisten Verwahrten wurden auf- 
grund ganz anderer Taten, etwa Ei- 
gentumsdelikte, verurteilt. 


»Das Maß des Zumutbaren 
ist überschritten« 
Als im Sommer 2010 drei aus der 
Sicherungsverwahrung entlassene 
Personen nach Marburg zogen, regte 
sich gegen den Aufenthalt von einer 
von ihnen im Ortsteil Stadtwald bald 
Protest - angefeuert dadurch, dass es 
sich bei einer der Personen um einen 
Sexualstraftäter handelt. Die Stadtver- 
waltung und Oberbürgermeister Egon 
Vaupel trugen in keinster Weise zur 
Beruhigung der aufgeheizten Stim- 
mung bei, sondern sorgten mit ihren 
Aussagen für weitere mediale Aufre- 
gung: „Drei Personen auf 80.000 Ein- 
wohner seien eindeutig zu viel”, wur- 
den sie in der Lokalpresse zitiert. 
Resistent gegen Aufklärung über die 
rechtlichen Grundlagen diskutierten 
die Anwohner_innen hitzig über das 
weitere Vorgehen. Die Vorschläge 
reichten dabei von der Forderung, die 
Entlassenen müssten wegziehen, bis 
zu dem Vorschlag des CDU- Politikers 
Lars Küllmer, der auf die Frage, 
welcher Ort für die Unterbringung der 
Straftäter am besten geeignet wäre, 
antwortete: „Drei Meter unter der Er- 
de.” Küllmers Wunsch hat sich inzwi- 
schen teilweise erfüllt - einer der Ent- 
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lassenen starb wenig später nach 
übermäßigem Alkoholkonsum. 

Erneut durch die Presse ging das 
Thema Anfang 2011, als eine Familie 
Wachtel ankündigte, Marburg zu ver- 
lassen, sollte der in ihrem Stadtteil le- 
bende Ex- Sicherungsverwahrte nicht 
endlich wegziehen. Familie Wachtel, 
redeführend in der bisherigen Diskus- 
sion und unmittelbare Nachbarn, be- 
gründete das mit der Angst um ihre 
Kinder. Die Ankündigung, Marburg zu 
verlassen, kann durchaus als erfolg- 
reicher Versuch gewertet werden, das 
Thema erneut in den Fokus der Öf- 
fentlichkeit zu rücken. 


Sicherheit für Oberhausen 

Eine nicht nachvollziehbare Form des 
Protestes regt sich seit Anfang 2011 
auch in Oberhausen. Dort kämpft die 
Bürger_innen- Initiative Sicherheit für 
Oberhausen gegen den Umbau der 
ehemaligen JVA zu einer Therapieein- 
richtung für Schwerstkriminelle. Be- 
gründet wird dies mit angeblich zu 
hohen Kosten und mit angeblich 
mangelhafter Sicherheit. Dabei wird 
eine Gefahr für das gesamte Ruhrge- 
biet herbeihalluziniert - mit einem völ- 
lig unrealistischen, aber dennoch gern 
diskutierten Horrorszenario, dem zu- 
folge Insassen innerhalb von Minuten 
jeden größeren Ort in der Region er- 
reichen könnten. Völlig unerwähnt 
bleibt in der Auseinandersetzung, dass 
ein Mangel an Therapieplätzen für 
Straftäter_innen besteht, obwohl The- 
rapie zumindest für Sexualstraftäter 
unabdingbar ist und die Rückfallquote 
um ein Vielfaches sinken lässt. Warum 
ausgerechnet eine therapeutische Ein- 
richtung im Kreuzfeuer des Volksmobs 
steht, ist umso unerklärlicher. 


Die Neonazis und die 
»Kinderschänder« 

Die Proteste von Anwohner_innen in 
Marburg und Oberhausen sind nichts 
Außergewöhnliches. Bundesweit 
kommt es immer wieder zu volksmob- 
artigen Aufständen gegen entlassene 
Straftäter, an denen sich immer wieder 
auch Neonazis beteiligen. So zum Bei- 


spiel in Heinsberg- Randerath (NRW). 


Dort belagern Bürger_innen gemein- 
sam mit Neonazis seit 2009 das Haus 
eines Sexualstraftäters; täglich finden 
Kundgebungen vor seinem Haus statt. 
Neonazis organisierten sogar eine ei- 
gene Demonstration gegen ihn, einige 
Bürger_innen von Heinsberg reihten 
sich ein. 

Ähnlich stellte sich die Situation in 
Leipzig im „Fall Michelle“ dar. Auch 
hier arbeiteten Bürger_innen und or- 
ganisierte Neonazis Hand in Hand. 
Gemeinsam mit Anwohner_innen 
zogen 250 Neonazis nach dem Tod 
von Michelle in einem Fackelmarsch 
durch die Stadt und forderten die 
Einführung der Todesstrafe in 
Deutschland. Die Neonazis waren 
durch ihr Auftreten eindeutig als 
solche erkennbar, woran sich die 
Bürger_innen während des Auf- 
marschs aber nicht störten. Erst da- 
nach distanzierten sie sich infolge öf- 
fentlichen Drucks von der organisier- 
ten extremen Rechten, ohne jedoch 
ihr eigenes Handeln zu reflektieren 
oder sich ernsthaft mit dem Gesche- 
henen auseinanderzusetzen. Statt- 
dessen fühlten sie sich plötzlich ins- 
trumentalisiert und sahen sich als Op- 
fer der Neonazis: Diesen unterstellten 
sie, sie würden im Gegensatz zu den 
Bürger_innen ihre Anteilnahme nur 
vortäuschen und eigentlich ganz an- 
dere Ziele verfolgen. 


Volksmob für Gerechtigkeit 

Werden in der Öffentlichkeit die De- 
tails eines grausamen Verbrechens 
verhandelt oder wird ein Sexualstraf- 
täter aus der Haft entlassen, dann 
werden immer wieder reflexartig For- 
derungen nach härteren Sanktionen 
oder gar der Todesstrafe gestellt. Im 
Falle von Sexualstraftaten kommt auch 
oft die Forderung nach Kastration hin- 
zu - unter völliger Ausblendung der 
deutschen Geschichte: Der eugeni- 
schen Praxis im Dritten Reich fielen 
mehr als 400.000 Menschen zum 
Opfer. Mit all diesen Forderungen fin- 
den aufgebrachte Bürger_innen und 
organisierte Neonazis zu einem Kon- 
sens, in dem die gemeinsame Forde- 
rung nach Beendigung von Resoziali- 
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sierungsbemühungen und von „Ku- 
schelpädagogik” 
Der Täter gilt als nicht therapierbar, die 
Todesstrafe dagegen als effektiv. Un- 
abhängig von der Art der Strafforde- 
rung, ob nun Tod, Arbeitslager oder 
Kastration - das Bedürfnis nach Rache 
unter Ausblendung jeglichen Rechts- 
bewusstseins scheint allgegenwärtig. 
Dabei fällt auf, dass die Strafforderun- 
gen sämtliche wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse der Kriminologie ignorie- 
ren. Die Zahl der wegen Sexualdelikten 
an Kindern Verurteilten ist rückläufig. 
In den meisten Fällen handelt es sich 


im Zentrum steht. 


dabei nicht um Fremdtäter, sondern 
um Menschen aus dem familiären 
Umfeld. Zudem ergaben Untersu- 
chungen der Uni Bochum, dass eine 
erneute Straffälligkeit von als „ge- 
fährlich” eingestuften Menschen eher 
selten ist und erneute Straftaten meist 
nicht mit der vorherigen in Zusam- 


menhang stehen. Gerade Sexualdelin- 


quenz habe nur wenig Aussagekraft 
für die Art späterer Delinquenz, heißt 
es in den Analysen; zudem seien Straf- 
verfolgung und Therapie sehr effektiv. 
Die Ablehnung jeglicher Resozialisie- 
rungsbemühungen ist regelmäßig mit 
der Angst um das eigene Kind verbun- 
den, die auch bei der Meinungsbil- 
dung zu entlassenen Strafgefangenen 
eine entscheidende Rolle spielt. Irra- 
tionale Ängste sollten und dürfen je- 
doch nicht der Maßstab für Gesetzge- 
bung sein. Gesetze müssen, damit sie 
für alle gleich und nachvollziehbar 
sind, nach dem Maßstab der Rationa- 
lität entwickelt und angewandt wer- 
den. 

Auch die öffentlichen Debatten wie 
etwa in Marburg und Oberhausen 
werden von Emotionen und Irrationa- 
lität bestimmt. So wird der Marburger 
Stadtwald spontan zum kinderreichs- 
ten Stadtteil erklärt; deshalb sei eine 
Unterbringung von Sexualstraftätern 
hier nicht möglich. Es wird nicht er- 
wähnt, dass es natürlich keinen 
Stadtteil ohne Kinder gibt, so dass ein 
Zwangsumzug der Straftäter die Dis- 
kussion nur verlagern würde. Das Ziel 
dagegen ist eindeutig: Man will keine 
ehemaligen Straftäter_innen vor der 
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eigenen Haustür. Die logische Konse- 
quenz solcher irrationaler Argumenta- 
tionsmuster wäre in der Tat nur der 
dauerhafte Verbleib von Straftätern in 
Sicherungsverwahrung — oder eben 
„drei Meter unter der Erde”. 


Was steckt dahinter? 

„Wer im Gefängnis landet, wird als 
böse stigmatisiert. Damit können wir 
anderen, die wir draußen bleiben, uns 
selbst als umso besser, umso unge- 
fährlicher betrachten.” (Thomas 
Mathiesen: Gefängnislogik, Bielefeld 
1989) 

Dass die Todesstrafe nicht nur aus 
humanitären Gründen abzulehnen ist, 
liegt vor allem an ihrer präventiven 
Nutzlosigkeit: Eine abschreckende 
Wirkung ist nicht belegbar, besonders 
weil etwa Tötungsdelikte in den sel- 
tensten Fällen geplant und geistesge- 
genwärtig vollzogen werden. Es stellt 
sich also die Frage, warum die Todes- 
strafe dennoch so häufig gefordert 
wird und warum es vielen Menschen 
so leicht fällt, nach ihr zu rufen und 
dabei zu behaupten, sie würden sich 
in ihrer Argumentation von Neonazis 
unterscheiden. 

Auffallend ist, dass der Lynchmob 
stets ein kollektives „wir" begründet. 
Der Schuldige wird zum Aussätzigen, 
der angeblich nichts mit „uns“ zu tun 
hat. Die „perversen Täter” 
entsprechend aus der Gemeinschaft 
ausgegrenzt. Diese Abgrenzung und 
die Theorie vom Fremdtäter führen 
dazu, dass die eigene Persönlichkeit 
eigene Umfeld nicht 


werden 


und das 





hinterfragt werden müssen. Dabei 
werden schätzungsweise 90% aller 
sexuellen Gewalttaten von Männern 


gegen Kinder begangen, die zur 
Familie oder zum näheren 
Bekanntenkreis gehören. Grund dafür 
ist meist das Bedürfnis nach Ausübung 
von Macht und Gewalt, das zur 
Normalität in der patriarchalen 
Gesellschaft gehört. 

Die Forderung nach dem 
vorrangigen Schutz der eigenen 
Kinder vor dem „Fremden“ ist zudem 
anschlussfähig für eine neonazistische 
Ideologie, in der der Schutz des 
eigenen „Volkes“ und der eigenen 
Familie alles andere dominiert. Dass 
Neonazis Morde an Kindern lediglich 
instrumentalisieren, ist daher abwegig: 
Vielmehr sehen sie durch solche 
Morde nicht nur die Familie, sondern 
letztlich sogar die Zukunft der 
„Volksgemeinschaft“ bedroht. Ein 
Beispiel für solches Denken ist die 
Reinigungstodesstrafe für Sittlich- 
keitsverbrechen von 1941, die im Falle 
einer angeblichen Minderwertigkeit 
des Täters die Todesstrafe zugelassen 
hatte. 

In der Forderung nach der Todes- 
strafe finden aufgebrachte Bür- 
ger_innen und Neonazis scheinbar zu- 
sammen und fallen weit hinter bereits 
geschaffene Standards zurück. Diese 
Rückschritte gegenüber bürgerlichen 
Normen stehen einer emanzipatori- 
schen Gesellschaft diametral ent- 
gegen. %“ 
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Erziehung von rechts 


w 


NS- Kontinuitäten und autoritär- konservative Pädagogik 


Erziehung kann die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu einer eigenständigen, sozial bewussten Persönlichkeit 
fördern, aber auch für ein Leben als „Kamerad”, der vor allem Gehorsam und Pflichterfüllung kennt, zurichten. Das „Brechen” 
von Kindern mit dem Ziel, ihre Gefolgschaft zu erzwingen, steht im Mittelpunkt extrem rechter und rechtskonservativer 
Erziehung. 


In der Ideologie der Nationalsozialisten kam der Familie als Keimzelle des Volkes eine besondere Bedeutung zu. Trotzdem 
organisierten sie die Erziehung umfassend: Ihre Ziele wollten sie mittels Hitlerjugend, Bund Deutscher Mädel und weiteren 
Organisationen umsetzen. Auch die Schulen waren in hohem Maße Teil der nationalsozialistischen Erziehung. Ihre 
Grundlagen finden sich in Hitlers „Mein Kampf“. Benjamin Ortmeyer stellt dar, was und wie in den Schulen gelernt wurde. 


Dass bei vielen Eltern Unsicherheit in Bezug auf die „richtige“ Erziehung herrscht, zeigt sich heute in einer Fülle von 
Ratgebern. Wurden im Zuge der 68er Erziehungsmodelle populär, welche die Bedürfnisse der Kinder und die Entwicklung 
ihrer Persönlichkeit in den Mittelpunkt stellten, so ist in den letzten Jahren eine Hinwendung zu konservativ- autoritären 
Erziehungsmethoden festzustellen. Benjamin Ortmeyer analysiert die Publikationen von Bernhard Bueb, dem ehemaligen 
Leiter des Elite- Internats Salem und derzeit wohl meist rezipiertem „Erzieher". .........u.220sr204srseer son nnnennnennenennnennnnnn Seite 12 


Das Prügeln von Kindern ist verboten. Trotzdem gehören Prügel immer noch zum Alltag vieler Kinder - nicht zuletzt in 
evangelikalen Familien, von denen einige bis heute Gehorsam auch mit Schlägen erzwingen. Jörg Kronauer beschreibt die 
ideologisenen Begitimatienehrdiesempraxise ana. ...n........ 000 a ne re en ae nn ren Denken Seite 14 


Auch nach 1945 versuchte die extreme Rechte, die Erziehung ihrer Kinder nicht nur in der Familie zu organisieren, sondern 
gründete hierfür spezielle Organisationen. Die wohl bekanntesten sind die Wiking- Jugend, der mehr bündisch geprägte 
Freibund und die Heimattreue Deutsche Jugend. Andreas Stein und Lene Scharbatsky legen in ihrem Artikel die 
Erziehungsziele und Methoden dieser Organisationen offen. Zudem zeigen sie, dass die Kinderfeste der NPD und die Grün- 
dung der Interessengemeinschaft Fahrt & Lager der Jungen Nationaldemokraten nicht nur dem Anlocken von 
InteressentInnen dienen, sondern dass hier konkrete Erziehungsziele in einer völkischen/nazistischen Kontinuität verfolgt 
werdemte... lesen Beinstletien eetleknsantläi.alE st imiartanleltnt. Beier Seite 18 


Mitte der 1990er Jahre boomte die neonazistische Szene; es waren vor allem Jugendliche, die sich ihr anschlossen. Heute 
haben viele von ihnen Familien gegründet. Immer öfter sind Erzieherinnen daher mit Kindern konfrontiert, die sich explizit 
rassistisch und pro-neonazistisch äußern. Auch ihr 
Dominanz- und Sozialverhalten ist Ausdruck der 
extrem rechten Ideologie. Der Sozialpädagoge Marc 
Brandt berichtet, welche Konzepte in der Praxis im 
Umgang mit solchen Kindern erfolgreich sein können. 
A De AN SE RE LENEER REED ERERE Seite 21 


3 







Lotta #43 | Frühjahr 2011 | Seite 7 


Von Benjamin Ortmeyer 
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»Herrenmensch- Pädagogik« 








„... und sie werden ihr ganzes Leben nicht mehr frei” — der Ausspruch Hit- 
lers, in dem er seine Vorstellungen von der Einbindung der deutschen Ju- 
gend formulierte, ist bekannt. Implizit benennt er hier jedoch auch sein 
Erziehungsziel: die Unfreiheit. Erziehung war für die Nationalsozialisten 
ein wichtiger Bereich, von dem heute außer Bildern der Hitlerjugend we- 
nig bekannt ist. Der Artikel untersucht die pädagogischen Vorstellungen 


und Ziele der Nationalsozialisten. 


NS spezifizierte Pädagogik 

Die Losung „Jeder erzieht jeden”, die 
Idee der Gesamtkontrolle innerhalb 
der „Volksgemeinschaft” als NS- spe- 
zifische Form von „Überwachung und 
Strafe”, die große Bedeutung von Be- 
lohnung und deren Entzug als indirek- 
te Strafe - all dies deutet an, wie Er- 
ziehung zwischen 1933-und 1945 
keinesfalls als „Unpädagogik”, son- 
dern als in der NS-Zeit spezifizierte 
Pädagogik für die als überhaupt er- 
ziehbar Definierten verstanden wurde. 
‚Für die Konzeption der Kombination 
von Schmeichelei, Bestechung und 
Bedrohung musste es im Bereich der 
Pädagogik Gruppen geben, die ideell 


Seite 8 | Lotta #43 | Frühjahr 2011 


und real abgewertet, ausgeschlossen, 
vertrieben und schließlich vernichtet 
wurden. Beide Seiten gehören in der 
NS- Pädagogik untrennbar zusammen. 
Der Blick auf die NS- Pädagogik darf 
sich nicht auf Indoktrinationstechni- 
ken, Manipulation und Sozialisation 
und Erziehung zum „autoritären Cha- 
rakter” erschöpfen - so wichtig und 
unverzichtbar diese Analyse ist. 

Die NS- Erziehung, im Folgenden 
konzentriert auf die NS- Schulen, war 
grundlegend und unverzichtbar eine 
„Herrenmensch- Pädagogik”, 
rassistische, nationalistische, antise- 
mitische und antiziganistische, auf 
Euthanasie und Massenmord hinaus- 


eine 


laufende Ausgrenzungspädagogik, die 
im Kleinen bis in den letzten Winkel 
des Landes die Mechanismen durch 
direkte und sogenannte „funktionale“ 
Erziehung, also auch durch ein Pro- 
gramm der NS- Sozialisation, einübte — 
was dann im Großen, in der Welt der 
Erwachsenen, der Welt der Politik und 
des Krieges zum System der Eu- 
thanasie, zum System des staatlich or- 
ganisierten und industriell durchge- 
führten Völkermords an der jüdischen 
Bevölkerung und den Sinti und Roma 
im von Nazi- Deutschland besetzten 
Europa geschah. 


Vier Kernpunkte des 
Erziehungsprogramms aus 
Hitlers »Mein Kampf« 

Jede ernsthafte Beschäftigung mit der 
Erziehungswirklichkeit der NS-Zeit 
wird unweigerlich auch auf Adolf 
Hitler „Mein Kampf” stoßen. Nicht 
weil Hitler für den Verlauf der Ge- 
schichte so wichtig war, wie perso- 


nenzentrierte Geschichtsschreibung 
auch heute noch weis machen will. 
Das Buch spielte eine Rolle in den Le- 
sebüchern und Geschichtsbüchern, bei 
der Abfassung der Lehrpläne, bei den 
Feiern und Festen. Aber keinesfalls 
wurde aus „Mein Kampf“ nur zitiert, 
sondern in der Lehrerschaft wurde 
damit eine systematische Schulung 
betrieben. Die weit verbreitete Mei- 
nung, dass Hitlers „Mein Kampf“ nicht 
gelesen wurde, eine oft auch apolo- 
getisch vorgetragene Haltung, gilt mit 
Sicherheit nicht für die nazistische 
Lehrerschaft, die sehr systematisch, 
teilweise Monat für Monat, auch in 
Schulkonferenzen sich mit der Veröf- 
fentlichung schulte und geschult wur- 
de. Von allen Berufsgruppen ist es von 
daher sehr wahrscheinlich die Lehrer- 
schaft, die sich am intensivsten mit 
diesem nazistischen „Buch der Bü- 
cher” auseinandergesetzt hat. Bei der 
nachfolgenden Beschäftigung mit 
„Mein Kampf” geht es also nicht um 
eine Diskussion über die reale Rolle 
Hitlers als Person, Reichskanzler oder 
gar „Alleinherrscher”. Es geht um die 
Beschäftigung mit einer hunderttau- 
sendfach verbreiteten Publikation, die 
nachweisbar für Theorie und Praxis der 
nazistischen Erziehung entscheidende 
Richtlinien gegeben hat. 


Konzentration des Bekannten 

Dass Neues und Eigenes in „Mein 
Kampf” quasi nicht vorkommt, darf 
nicht als Schwäche der Nazi- Ideologie 
gedeutet, sondern muss als deren 
Stärke interpretiert werden. Hitler 
konnte bei der Ausarbeitung seiner 
rassistischen, nationalistischen und 
antisemitischen Theorien auf dem 
aufbauen, was in den vergangenen 
Jahrhunderten bereits von deutschen 
Autoren geschrieben wurde. Parolen 
wie etwa „Die Juden sind unser Un- 
glück”, „Deutschland erwache“ waren 
ebenso wie das Hakenkreuz nichts 
Neues. Die Besonderheit des nazisti- 
schen Weltbildes entstand aus der 
Kombination und Konzentration reak- 
tionärer Traditionen Deutschlands und 
ist dadurch schwer zu erfassen. So 
verwies die NS- Propaganda gegen- 


über Kritikern auf die Ahnenreihe der 
„großen Deutschen“. Und in der Tat 
finden sich Versatzstücke der Nazi- 
Ideologie bei Luther und Turnvater 
Jahn, bei Fichte und Hoffmann von 
Fallersleben. Geschickt wurden die 
entsprechenden Passagen in die tägli- 
che Propaganda und in die Lesebücher 
der Schulen eingebaut. 

Vieles von dem, was „der Führer“ 
und die Propaganda versprachen, wa- 
ren Lügen. Aber gerade im Hinblick 
auf Erziehungsziele und - methoden 
hat Hitler sehr offen und menschen- 
verachtend ausgesprochen, welche 
Ziele er verfolgte. Er formulierte seine 
Thesen nicht in Geheimreden, sondern 
in hunderttausendfach verbreiteten 
Publikationen, die Wirkung zeigten. 
Zitate aus „Mein Kampf“ wurden 
Richtlinien für die Schulbürokratie -— 
vom Ministerium bis zur Schulleitung. 
Sie wurden zu Leitsätzen für die Reden 
der Funktionäre des Nationalsozialis- 
tischen Lehrerbundes (NSLB), und sie 
wurden Grundlage für die NS- Schu- 
lung der Lehrerschaft. Sie waren auch 
wichtige Bestandteile des „national- 
politischen” Unterrichts und der „Ras- 
senkunde". 


Der deutsche Untertan: »nicht 
mehr frei..., aber glücklich« 
Wenn Hitler über Erziehung spricht, 
fällt zunächst auf, dass er Begriffe 
wählt wie „hineinnämmern”, „hinein- 
brennen”, „heranzüchten”. Auch vom 
„gegebenen Menschenmaterial” ist 
die Rede. Hitlers Ideal ist der wider- 
spruchslos Gehorchende. Ohne Um- 
schweife erklärt er, was ein Jugendli- 
cher lernen muss: „Er soll lernen, zu 
schweigen, nicht nur, wenn er mit 
Recht getadelt wird, sondern soll auch 
lernen, wenn nötig, Unrecht schwei- 
gend zu ertragen.” Was Hitler unter 
„Erziehung“ versteht, skizziert er in 
„Erziehungsgrundsätze des völkischen 
Staates”, einem in sich geschlossenen 
Abschnitt von „Mein Kampf“: Das 
„Heranzüchten kerngesunder Körper” 
war für Hitler bei den Jungen die Er- 
ziehung zum Soldaten. Die Mädchen 
sollten zu Frauen erzogen werden, die 
„wieder Männer zur Welt zu bringen 
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vermögen“. „Charakter und Willens- 
bildung” bezog sich in Hitlers „völki- 
scher Erziehung” nicht auf das Indivi- 
duum, sondern auf das zentral ge- 
führte „völkische Ganze“. Das stellt 
das Gegenteil einer emanzipatorischen 
Pädagogik dar, die das individuelle 
Selbstbewusstsein und das individuelle 
Verantwortungsbewusstsein der 
Schülerinnen und Schüler stärken will. 
Die wissenschaftliche Schulung stand 
dabei an letzter Stelle. Die Volksschü- 
ler, die 90 Prozent der Gesamtschüler- 
zahl darstellten, bekamen selbst 
Grundwissen nur in grob verkürzter 
Form vermittelt. Die Verachtung der 
Bildung bei Hitler und in der NS- Er- 
ziehung fand jedoch da ihre Grenzen, 
wo die notwendige Elite des NS- Staa- 
tes auf fundiertes Fachwissen nicht 
verzichten konnte. 

Hitler schildert in einer Rede 1938 
die nazistische Sozialisation wie folgt: 
„Diese Jugend, die lernt ja nichts an- 
deres als deutsch denken, deutsch 
handeln, und wenn diese Knaben mit 
zehn Jahren in unsere Organisation hi- 
neinkommen und dort oft zum ersten 
Male überhaupt eine frische Luft be- 
kommen und fühlen, dann kommen 
sie vier Jahre später vom Jungvolk in 
die Hitlerjugend, und dort behalten 
wir sie wieder vier Jahre. Und dann 
geben wir sie erst recht nicht zurück in 
die Hände unserer alten Klasse und 
Standeserzeuger, sondern dann neh- 
men wir sie sofort in die Partei, in die 
Arbeitsfront, in die SA oder in das 
NSKK und so weiter. Und wenn sie 
dort zwei Jahre oder anderthalb Jahre 
sind, und noch nicht ganze National- 
sozialisten geworden sein sollten, 
dann kommen sie in den Arbeitsdienst 
und werden dort wieder sechs Monate 
geschliffen ... 
sechs oder sieben Monaten noch an 
Klassen- und Standesdünkel da oder 
dort vorhanden sein sollte, das 
übernimmt die Wehrmacht zur weite- 
ren Behandlung auf zwei Jahre. Und 


und was dann nach 


wenn sie nach zwei, drei oder vier 
Jahren zurückkehren, dann nehmen 
wir sie, damit sie auf keinen Fall rück- 
fällig werden, sofort wieder in die SA, 
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SS und so weiter, und sie werden nicht 
mehr frei ihr ganzes Leben und sie sind 
glücklich dabei.” 

In dieser Passage wird deutlich, dass 
die Schule nur eines von mehreren 
Instrumenten zur Indoktrination der 
Jugendlichen war. Auch das Gewicht 
der außerschulischen NS- Organisatio- 
nen wird hier gut sichtbar. Das Ziel 
sämtlicher Einrichtungen der Erzie- 
hung war eben, ein „gegebenes Men- 
schenmaterial“ zu „schleifen“. Es ist 
auffällig, dass diese sehr bekannte und 
von Erziehungswissenschaftlern viel- 
fach zitierte Passage fast immer ohne 
den doch gewichtigen Schluss: ... 
und sie sind glücklich dabei”, vorge- 
stellt wird. Aber gerade die Erzeugung 
dieses Glücksgefühls, einhergehend 
mit einer völligen Entmündigung der 
Jugendlichen, war in der Tat ein 
Schlüssel für den Erfolg des Nazismus. 


Der Sozialdarwinismus: 

»wie bei den Tieren...« 

Hitler berief sich bei der Untermaue- 
rung seiner Theorien häufig direkt auf 
die Natur als angeblich unangreifbare 
Autorität. Diese Autorität, das „aristo- 
kratische Prinzip der Natur”, verlangte 
den „Sieg des Stärkeren und die Ver- 
nichtung des Schwachen oder seine 
bedingungslose Unterwerfung”. Diese 
sozialdarwinistische Übertragung der 
Gesetzmäßigkeiten aus der Tierwelt 
auf die Menschen als Richtlinien für 
die menschlichen Beziehungen, die in 
ihren Grundlagen nicht nur dem Na- 
zismus eigen ist, birgt in sich eine ge- 
fährliche Anziehungskraft. Jegliches 
moralisches Denken wird absurd, 
wenn sich der Stärkere naturgegeben 
durchsetzt und somit im Recht ist. 
Hitler übertrug dieses „Wolfsgesetz“ 
auf alle Teile der menschlichen 
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Gesellschaft. Die „Wolfsmetapher” 
war im Übrigen ein beliebtes Bild der 
Nazi- Propaganda zur Veranschauli- 
chung des „Führerprinzips”, des 
„Rudels" und der Mentalität des 
ungezähmten Raubtieres. 

Auch die haarsträubende „Rassen- 
theorie” versuchte Hitler mit einer pri- 
mitiven Übernahme des Gesetzes aus 
der Tierwelt zu begründen, dass sich 
„jedes Tier nur mit einem Genossen 
der gleichen Art“ paart: „Meise geht 
zur Meise, Fink zu Fink, der Storch zur 
Storchin“. Als Konsequenz dieses „in 
der Natur allgemein gültigen Triebes 
zur Rassenreinheit” sah Hitler auch 
„die scharfe Abgrenzung der einzel- 
nen Rassen nach außen”. 

Die von Hitler angestrebte Gleich- 
setzung zwischen den von ihm pseu- 
dowissenschaftlich definierten men- 
schlichen „Rassen” und dem Tierreich 
ist dabei so absurd wie die pseudo- 
wissenschaftlichen Schädelmessun- 
gen, an denen man angeblich die 
„außereuropäischen Rassen” erken- 
nen wollte. 

Die „Theorie von der Gleichheit der 
Menschen” erklärte Hitler verächtlich 
zum Angriffsziel. Er erweckt noch 
nicht einmal den Anschein, dass es 
nötig sei, diese „jüdisch- bolschewisti- 
sche Erfindung” wissenschaftlich zu 
widerlegen, sondern diffamiert sie 
einfach. 


Der deutsche Nationalismus: 
»Unbedingt überlegen...« 
Während Hitler einerseits die völlige 
Unfreiheit und Knechtung seiner Un- 
tertanen und ihre Entwürdigung for- 
derte und realisierte, verstand die Na- 
zi- Propaganda es gleichzeitig, diesen 
Untertanen das Gefühl zu geben, sie 
seien die wahren Herren der Welt 
oder würden es zumindest bald 
werden. Hitler gab eine klare An- 
weisung zur Erziehung des Jugendli- 
chen: „Seine gesamte Erziehung und 
Ausbildung muß darauf angelegt 
werden, ihm die Überzeugung zu 
geben, anderen unbedingt überlegen 


n 


zu sein.” Mit Hilfe einer nationalis- 
tisch- rassistischen Schmeichelei lern- 


ten die sogenannten „arisch- deut- 


schen Herrenmenschen”, auf etwas 
stolz zu sein, für das sie nichts konn- 
ten: Sie erfuhren, dass ihre angebliche 
„Überlegenheit“ ihnen von Geburt an 
im „Blut” gelegen habe. Folgerichtig 
kritisierte Hitler an den Nationalisten 
der Weimarer Republik, dass sie nicht 
konsequent genug den Stolz auf die 
sogenannten „großen Deutschen” 
propagiert hätten: „Man hat es nicht 
verstanden, die wirklich bedeutsamen 
Männer unseres Volkes in den Augen 
der Gegenwart als überragende He- 
roen erscheinen zu lassen, die 
allgemeine Aufmerksamkeit auf sie zu 
konzentrieren und dadurch eine ge- 
schlossene Stimmung zu erzeugen.” 

Schließlich sollte die Schule den Un- 
terrichtsstoff darauf ausrichten, dass 
„Säulen eines unerschütterlichen Na- 
tionalgefühles” entstehen können. 
Hitler schrieb: „Planmäßig ist der 
Lehrstoff nach diesen Gesichtspunkten 
aufzubauen, planmäßig die Erziehung 
so zu gestalten, daß der junge Mensch 
beim Verlassen seiner Schule nicht ein 
halber Pazifist, Demokrat oder sonst 
was ist, sondern ein ganzer Deutscher. 
[...] Dann wird dereinst ein Volk von 
Staatsbürgern erstehen, miteinander 
verbunden und zusammenge- 
schmiedet durch eine gemeinsame 
Liebe und einen gemeinsamen Stolz, 
unerschütterlich und unbesiegbar für 
immer.” 

Die Erziehung zum Gefühl der Über- 
legenheit war nicht nur ein psycho- 
logisch gut durchdachter Schachzug. 
Zusammen mit der militaristischen 
soldatischen Erziehung war es die 
Vorbereitung auf die hemmungslose 
Kriegführung, die Eroberung und Aus- 
plünderung fremder Gebiete. Unver- 
hüllt sprach Hitler aus, dass Deutsch- 
land gestärkt werden solle durch 
„Gewinnung neuen Grundes und 
Bodens in Europa”. Mit der Parole vom 
„Volk ohne Raum” wurde direkt der 
Krieg gefordert, um „dem deutschen 
Volk den ihm gebührenden Grund und 
Boden auf dieser Erde zu sichern”. 
Offen sprach er außerdem von der 
„Vernichtung Frankreichs” und der 
Unterwerfung Rußlands und der „ihm 
untertanen Randstaaten”. 


Die Erziehung zur 
»Blutreinheit« gegen die 
»außereuropäischen Rassen« 
Um die Mehrheit der deutschen Ju- 
gendlichen in dem falschen Glauben 
zu stärken, sie seien durch ihre Geburt, 
aufgrund ihrer angeblichen „Rasse“ 
und ihres Deutschseins etwas Bes- 
seres, musste ihnen auch „rassisch“” 
Schlechtes, im Sinne der nazistischen 
Ideologie Verachtungswürdiges vor- 
geführt werden. Der von Hitler an- 
gestrebte „Rassensinn” hatte immer 
diese zwei Seiten: „Die gesamte Bil- 
dungs- und Erziehungsarbeit des völ- 
kischen Staates muß ihre Krönung da- 
rin finden, daß sie den Rassesinn und 
das Rassegefühl instinkt- und verstan- 
desmäßig in Herz und Gehirn der ihr 
anvertrauten Jugend hineinbrennt. Es 
soll kein Knabe und kein Mädchen die 
Schule verlassen, ohne zur letzten 
Erkenntnis über die Notwendigkeit 
und das Wesen der Blutreinheit ge- 
führt worden zu sein.” 

Hier wird deutlich, dass Hitler nicht 
nur den außerschulischen Institutio- 
nen, sondern gerade auch der Schule 
die Aufgabe erteilt, „Rassengefühl” in 
die Jugend „hineinzubrennen”. Die 
Vorstellung einer angeblich „nordisch- 
arischen Rasse”, mit der die NS- Ideo- 
logie den deutschen Nationalismus zu 
untermauern suchte, benötigt einen 
Widerpart. Und so stehen auf der ei- 
nen Seite die „nordischen Herrenmen- 
schen“ und auf der anderen Seiten, 
wie es heißt, die „außereuropäischen 
Rassen”. 

Hitler und das Programm der NSDAP 
richteten ihren Rassismus in der Pro- 
paganda vor allem gegen die jüdische 
Bevölkerung. Aber die grundlegende 
These von den „außereuropäischen 
Rassen” schloss bereits von vornherein 
nach den Juden die „Zigeuner” als 
zweite angebliche „außereuropäische 
Rasse” ein. Schon im Kommentar von 
Hans Globke zu den Nürnberger Ge- 
setzen von 1935 heißt es: „In Europa 
sind regelmäßig nur Juden und Zigeu- 
ner artfremden Blutes.” 

Die Vorurteile der überwiegenden 
Bevölkerungsmehrheit gegen „Zi- 
geuner”, aber auch die schon in der 
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Weimarer Republik beschlossene 
staatliche Diskriminierung waren so 
groß, der Boden schon derart bereitet, 
dass auf eine umfangreiche NS- Pro- 
paganda gegen die „Zigeuner“ weit- 
gehend verzichtet werden konnte. Es 
gab keine „Stürmer”- Ausgabe gegen 
die „Zigeuner“, weil das nicht nötig 
war. 


»Rassenkundeunterricht« 

Im Mittelpunkt dieser schulischen „Er- 
ziehungsarbeit” stand zweifellos der 
Antisemitismus im „Rassenkunde- " 
sowie im Biologieunterricht. Er war 
seit 1933 fester Bestandteil des Schul- 
alltags. Schon sehr früh, 1919 hatte 
Hitler zwei „Arten“ des Antisemitismus 
definiert: „Der Antisemitismus aus rein 
gefühlsmäßigen Gründen wird seinen 
letzten Ausdruck finden in der Form 
von Pogromen. Der Antisemitismus 
der Vernunft jedoch muß führen zur 
planmäßigen gesetzlichen Bekämp- 
fung und Beseitigung der Vorrechte 
des Juden, die er zum Unterschied der 
anderen zwischen uns lebenden 
Fremden besitzt (Fremdengesetzge- 
bung). Sein letztes Ziel aber muß un- 
verrückbar die Entfernung der Juden 
überhaupt sein.” Was mit „Entfer- 
nung“ gemeint war, wurde in den 
Schulbüchern des Nazismus durch Zi- 
tate von Luther und anderen Dichtern 
und Denkern erläutert, die zum Mord 
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an der jüdischen Bevölkerung auf- 
riefen. Aber auch Hitler hatte in „Mein 
Kampf“ bereits drastisch angedeutet, 
dass es gelte, gegen die „jüdischen 
Volksvergifter” vorzugehen und sie 
„unbarmherzig auszurotten“. Man 
müsse „die gesamten militärischen 
Machtmittel einsetzen zur Ausrottung 
dieser Pestilenz”. Und nebenbei schlug 
er in „Mein Kampf“ noch vor, „zwölf- 
oder fünfzehntausend dieser hebräi- 
schen Volksverderber ... unter Giftgas 
zu halten”. Am 30. Januar 1939, zwei 
Jahre bevor die mörderischen Gas- 
kammern in Gang gesetzt wurden, er- 
klärte Adolf Hitler öffentlich in einer im 
Rundfunk übertragenen Rede, die 
auch in den Schulen gehört wurde: 
„Ich will heute wieder ein Prophet 
sein: Wenn es dem internationalen Fi- 
nanzjudentum inner- und außerhalb 
Europas gelingen sollte, die Völker 
noch einmal in einen Weltkrieg zu 
stürzen, dann wird das Ergebnis nicht 
die Bolschewisierung der Erde und da- 
mit der Sieg des Judentums sein, son- 
dern die Vernichtung der jüdischen 
Rasse in Europa.” 

Die Grundzüge der nazistischen 
Ideologie, die hier nur knapp zitiert 
werden konnten, wurden weitgehend 
Realität. %* 
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Von Benjamin Ortmeyer 


Schwerpunkt | Aktuelle Debatten über »Disziplin« am Beispiel Bernhard Buebs 


Reaktionär bis 
auf die Knochen 


Seit Jahren wird erfolgreich versucht, die gesellschaftlichen Fortschritte, 
die von der 68er- Bewegung angestoßen oder erkämpft wurden, rück- 
gängig zu machen. Auch im Bereich der Erziehung, in der sich der Ge- 


danke der Förderung der Autonomie der Heranwachsenden als Erzieh- 
ungsziel etabliert hatte, ist ein starker Roll- Back festzustellen. 
Publizistische Speerspitze im öffentlichen Diskurs ist der ehemalige 
Leiter des Elite- Internats Salem Bernhard Bueb, dessen Erziehungs- 
ratgeber „Lob der Disziplin” quasi eine Zusammenfassung dieser Ent- 


wicklung ist und wegen seiner Bedeutung und seines exemplarischen 
Charakters hier bezüglich seiner Erziehungsziele und Methoden analy- 


siert wird. 


Lob der Disziplin 

Die aktuelle Debatte über das „Lob 
der Disziplin”, in der es eher um das 
„Lob des Gehorsams“” geht, ist beun- 
ruhigend. Nicht in erster Linie wegen 
des Niveaus der Argumentations- 
stränge Bernhard Buebs, sondern we- 





gen der gesellschaftlichen Resonanz, 
die dieses Buch hervorgerufen hat 
und die in den Medien gut organisiert 
wurde. Dass es im Jahr 2008 möglich 
ist, unbefangen und ohne Schamge- 
fühl von „vorbehaltlose(r) Anerken- 
nung von Autorität und Disziplin” 





Bernhard Bueb 


(Bueb in „Lob der Disziplin”) zu spre- 
chen und die „Pflicht zu führen” 
(Bueb in „Von der Pflicht zu führen”), 
eine Art Führerprinzip, in den päda- 
gogischen Adelsstand zu erheben, 
verweist auf eine Mentalität, bei der 
die Last der preußisch- militaristischen 
Tradition und die Tradition der NS- 
Vergangenheit angeblich kein Prob- 
lem mehr sind. Wenn Bueb propagiert 
„Wir müssen uns durchringen, die 
legitime Macht als Autorität an- 
zuerkennen, die Macht Gottes, die 
Macht des Staates und die Macht der 
Erziehungsberechtigten” ist jeder Im- 
puls des Infragestellens illegitim. 

Das Buch kann auch als Symptom 
einer bestimmten Situation betrachtet 
werden, in der solche Thesen derarti- 


gen Einfluss haben können und ge- 
sellschaftliche Bedeutung erreichen. 
Aktuell brutalisiert die US- Autorin 
Amy Chua auch die Debatte in 
Deutschland. Ihr Buch „Battle Hymn 
of the Tiger Mother“ (deutscher Titel 
„Die Mutter des Erfolgs. Wie ich mei- 
nen Kindern das Siegen beibrachte“) 
propagiert ein Erziehungsmuster an- 
gelehnt an Angsterzeugung und Ter- 
ror. Die angedrohte Verbrennung von 
Kuscheltieren bei Ungehorsam ist 
noch das kleinste Problem, symboli- 
siert aber ein Ausmaß an Grausamkeit 
und Projektion, so dass selbst ein 
Bueb sich in Debatten vorsichtig dis- 
tanziert. 


»Wie ganz früher« 

Buebs Buch wurde schon vor 6 Jahren 
als erstes von der BILD-Zeitung, dann 
über FAZ und Talkshows vermarktet — 
ein Vorgehen und eine Methode wie 
es in der letzten Zeit auch mit den 
rassistischen Publikationen von Thilo 
Sarrazin praktiziert wurde. Eine Wo- 
che vor dem Erscheinen der Erstaus- 
gabe von Buebs Streitschrift „Lob der 
Disziplin” begann am 11.9.2006 die 
fünfteilige Bild- Kampagne: „Lob der 
Disziplin - mehr Mut zur Erziehung. 
Deutschlands strengster Lehrer gibt 
Erziehungsratschläge”. Die Stoßrich- 
tung des Artikels kann in wenigen 
Worten zusammengefasst werden: 
Der Ausgangspunkt Buebs ist, dass 
Hitlers langer Arm heute noch Diszi- 
plin verhindere. Frage: Warum ist Herr 
Bueb gegen das Nazi- Regime? Ant- 
wort: Weil Hitler „Gehorsam in Verruf 
gebracht hat“. Weiter wird dann ge- 
folgert, dass die 68er bei der Ableh- 
nung der Nazi- Erziehung „übertrie- 
ben” hätten. Die Lösung: In Deutsch- 
land müsste wieder „wie ganz früher” 
Erziehung durchgeführt werden. Bueb 
behauptet, dass die Nazis Gehorsam 
„missbraucht und pervertiert” hätten 
und verleugnet, dass die Nazi- Er- 
ziehung die alte Erziehungslinie ge- 
nutzt und beerbt hat, eben gar nicht 
pervertieren und missbrauchen muss- 
te. Fazit: Kernpunkt des ganzen Bu- 
ches ist die „vorbehaltlose Anerken- 
nung von Autorität und Disziplin”. 
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Üble Methoden 

Die Methode von Buebs „Beweisfüh- 
rung“, sein demagogisches Kapital 
sozusagen, besteht aus drei Punkten: 

Er verkündet zunächst krude Be- 
hauptungen, für die er dann kleine 
Geschichten erzählt („Neulich saß ich 
im Zug. Da...”) oder erfindet, also Ein- 
zelbeispiele verallgemeinert. 

Er beruft sich als Referenz auf „gro- 
ße Namen”, die dann wie Kraut und 
Rüben durcheinander geworfen wer- 
den (Nietzsche, Fontane, Hentig). 

Er stellt Gegenargumente nie im 
Original dar, sondern als Karikaturen, 
die dann leicht „erledigt“ werden 
können. 

In der Pose eines Mahners ver- 
kündet Bueb Allgemeinplätze, denen 
ohnehin keiner widerspricht, wie „Bil- 
dung ist wichtig“, „kein Kind darf ver- 
loren gehen”, gegen die „Nachhilfe- 
industrie“. In die Fülle solcher Ka- 
lendersprüche streut er dann die re- 
aktionären Giftpilze mit ein. 


Argumentationslinie 
reaktionäre Erziehung: 

1. Zum Glück zwingen 

Kinder und Jugendliche sind für Bueb 
„Barbaren“, die in unsere Kultur ein- 
fallen und gebändigt werden müssen. 
Die Erbsünde als Muster lässt grüßen. 
Erst seien Zwang, Gehorsam und 
Unterwerfung nötig, bis ein „feiner 
Mensch” entstanden ist, der sich 
selbst diszipliniert und dann dadurch 
„frei“ sei. 








Bueb propagiert — das ist kein Witz 
und angesichts von RTL- Serien wie 
die Kinder- Super- Nanny und die 
Hunde- Nanny auch nicht völlig ver- 
wunderlich - als Vorbild die Konditio- 
nierung, „die Dressur eines Hundes“. 
Der Hund, bei dem ja auch Disku- 
tieren nicht hilft, müsse erst einmal 
reflexartig Verhaltensmuster überneh- 
men. Bei Jugendlichen käme dann 
anders als beim Hund später noch die 
Einsicht hinzu. Aber erst einmal gehe 
es darum; „Menschen zu ihrem Glück 
(zu) zwingen”. 

Bueb steht für autoritäre Erziehung 
mit allen Äußerlichkeiten, im Grunde 
ein katholischer Reaktionär, der gegen 
den Protestantismus mit seiner „In- 
nerlichkeit" polemisiert und sagt: 
Nicht so ein Gesäusel, „kurzer Pro- 
zess“ und Schluss. 


2. »Pädagogische Liebe« 
legitimiert Gehorsam und 
Strafe 

Bueb, eng verbunden mit Hartmut 
von Hentig (er war sein Assistent an 
der Universität in Göttingen, bevor er 
Schulleiter im Internat Salem wurde), 
propagiert die Legitimität von Macht- 
ausübung, Vollstreckung von Strafen 
und vorbehaltlosen Gehorsam aus der 
„Liebe zu Jugendlichen“ als Motiv 
dieser Handlungen. Die naheliegende 
Frage, ob Jugendliche von Pädago- 
gen, dazu gar von Personen wie Herrn 
Bueb oder Herrn Hentig, überhaupt 
„geliebt“ werden wollen, wird gar 
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nicht erst aufgeworfen. Bueb 
verkündet im Spiegel: „Das Haupt- 
motiv eines Pädagogen muss Liebe zu 
Kindern sein. Sie verwandelt seine 
Macht in legitime Autorität.” Adorno 
stellte in einem Streitgespräch im 
Hessischen Rundfunk am 9. August 
1965 eine einfache aber wichtige 
Frage. Als der Erziehungswissen- 
schaftler Heinz- Joachim Heydorn 
erklärte, dass er nichts schrecklicher 
fände, „als wenn ein Lehrer mir als 
entscheidende Legitimation seiner 
beruflichen Tätigkeit sagt, er liebe 
seine Kinder”, stimmte Adorno zu: 
„Ja, wie kommt der dazu?”. Das trifft 
den Nagel auf den Kopf. 


3. Kriegs- und 
Katastrophenerziehung 

Neben den Peinlichkeiten, dass Bueb 
propagiert, alle Kinder im Kindergar- 
ten zur selben Zeit als Ritual „aufs 
Töpfchen” zu setzen, damit sie später 
keine Verdauungsprobleme haben, 
und dass im Internat alle immer ihr 
Pipi abgeben müssen (Drogenkontrol- 
le), sei auf ein ernsteres Problem ver- 
wiesen: Nett spricht Bueb über den 
pädagogischen Sinn des Spiels, doch 
dem folgt sofort: „auch die Kriegs- 
spiele“. Denn: „Ich erinnere mich an 
meinen Wehrdienst Anfang der sech- 
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ziger Jahre, als wir vieles durch spie- 
lerische Wettkämpfe lernten. Die Ma- 
növer simulierten den Ernstfall...” Und 
er zitiert einleitend zustimmend Her- 
zog von Wellington: „Die Schlacht 
von Waterloo wurde auf den Sport- 
plätzen von Eton und Harrow ge- 
wonnen.” Nun wissen wir Bescheid. 
Bueb wird deutlich: Es geht um Krieg 
und Ernstfall und darum, dass es 
dann, wenn es das nicht gibt, Krieg 
und Ernstfall eben simuliert oder Ka- 
tastrophendienste („Schulfeuerwehr”) 
zur Hilfe genommen werden müssen. 
Es geht, so wörtlich, „um die 
spielerische Vorbereitung auf den 
Ernstfall“. 


Denkfiguren reaktionärer 
Erziehung 

Wichtiger als die reaktionären Formu- 
liercungen und Überlegungen von 
Bernhard Bueb sind jedoch die dahin- 
ter stehenden sozusagen prinzipiell 
argumentierenden Denkfiguren, die in 
großem Umfang gerade in pädago- 
gischen Ratgebern und im Alltagswis- 
sen von Pädagogen verankert sind. 
Drei solcher nicht untypischen Denk- 
figuren daher vorgestellt 
werden. Betrachten wir zunächst die 
Alltagsargumente für den Gehorsam 
als Erziehungzsziel: Notfälle, 
Entlastung und überlegenes Wissen. 


sollen 


1. Bei der Durchsicht der pädagogi- 
schen Begründungen für den Gehor- 
sam zeigt sich, dass das attraktivste 
und schlagendste (und vielleicht äl- 
teste) Argument das der Notsituation 
ist. Katastrophen, Kriege, Terror, Feuer 
oder lebensbedrohliche Situationen 
werden bemüht, um die pädagogi- 
sche Frage nach Sinn oder Unsinn des 
Gehorsams zugunsten des Gehor- 
sams, des Zwangs zu entscheiden. So 
hat schon Katharina Rutschky in ih- 
rem Quellenband „Schwarze Pädago- 
gik” einen eigenen Abschnitt mit „Ka- 
tastrophentraining” betitelt. 

Hier muss vorab klargestellt wer- 
den: Die Notwendigkeit von Zwangs- 
maßnahmen und Gewalt in Notsitua- 
tionen lässt sich nicht bestreiten. Das 
gilt auch im Kleinen: Wenn der Fünf- 
jährige mal kurz über die Autobahn 
gehen möchte oder der Elfjährige kurz 
vor der Abfahrt des Zuges noch 
schnell seine unter den Zug gerollte 
Coladose retten möchte, wird selbst- 
redend nicht diskutiert, sondern zu- 
gepackt. 

Die Anwendung von Zwang in der 
realen Notsituation hat aber nichts 
mit Gehorsam zu tun, sondern erklärt 
sich aus der Zwangslage selbst. Solche 
Situationen betreffen zudem nicht 
den Kernbereich pädagogischer Pra- 
xis. Es zeigt sich, dass reale oder 
konstruierte Notsituationen lediglich 
dazu dienen, eine Erziehung zum Ge- 
horsam zu rechtfertigen - als Vorbe- 
reitung auf das Leben, das als einzige 
Katastrophe und ständige Notsitua- 
tion vorgestellt wird. 

2. Ein zweites, sehr häufig ver- 
wandtes und plausibel klingendes Ar- 
gument für den Gehorsam ist das Ar- 
gument der Entlastung. Gehorsam, 
Konditionierung, so heißt es, entlastet 
nicht nur vom Denken, 
Begründung, sondern - so das zu- 
sätzliche Argument - ermöglicht die 


von der 


Konzentration auf das Wesentliche; es 
spart Zeit. Das klingt nicht nur plausi- 
bel, ein Teil davon ist es auch tat- 
sächlich. Wir automatisieren tagtäg- 
lich zu unserer Entlastung unwichtige 
Angelegenheiten. Ohne ein solches, 
leicht einsehbares und vernünftiges 
Training ist der Alltag nicht zu bewäl- 
tigen. Jedoch: Gerade weil es sehr gut 
begründet und vernünftig erklärt 
werden kann, hat auch das Argument 
der Entlastung nicht zwingend etwas 
mit Gehorsam zu tun. 

Problematisch wird es, wenn vom 
gut begründbaren Training der Auto- 
matisierung unwesentlicher Handlun- 
gen einen Schritt weiter gegangen 
wird, ja die Automatisierung zum 
Modell von Erziehung erklärt wird. Die 
Entlastung vom eigenen Denken 
durch Konditionierung, ja durch For- 
men des Drills ist sozusagen das Ge- 
schenk - oder auch das Bestechungs- 
element —, weswegen so gerne auf 
das mühevolle Geschäft des eigenen 
Denkens verzichtet wird. Was auf un- 
wichtigen Gebieten wirklich kein Pro- 
blem ist, wird, wenn es als Modell für 
Pädagogik ausgegeben wird, zur 
Schwarzen Pädagogik. 

3. Das dritte Argument für den Ge- 
horsam besteht in der Berufung auf 
das überlegene Wissen. Wer überle- 
genes Wissen besitzt, kann Gehorsam 
verlangen. Nehmen wir ein deutliches 
Beispiel: Die Anordnung eines Unter- 
richtsinhalts in Mathematik, so die 
berechtigte Argumentation, setzt eine 
Kenntnis des Aufbaus und der Struk- 
tur der Mathematik voraus. Dann die 
Schlussfolgerung: Hier müsse also der 
Schüler vertrauen und gehorchen. Erst 
Plus und Minus, dann Mal und Geteilt, 
erst der Dreisatz, dann die Zins- 
rechnung. Die Logik dieser Argumen- 
tation ist verblüffend und zunächst 
scheinbar nicht zu widerlegen - bis 
auf einen Punkt, aber der ist ent- 
scheidend: Die Begründung für den 
Aufbau etwa des Mathematikunter- 
richts kann durchaus Kindern und Ju- 
gendlichen, ja soll Kindern und Ju- 
gendlichen an von ihnen schon ver- 
standenen und erlernten Fällen mit 
mehrgliedrigem Aufbau durchsichtig 
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gemacht werden. Anhand etwa des 
schon erfolgten logisch aufgebauten 
Mathematikunterrichts wird die Ak- 
zeptanz für den logischen Aufbau des 
weiteren Unterrichts aus der Sache 
selbst abgeleitet. 

Gerade aus der Überlegenheit des 
Pädagogen im Fachwissen ergibt sich 
die Möglichkeit, ja die professionelle 
Verpflichtung, am bisherigen Wissen 
der Kinder und Jugendlichen anzu- 
knüpfen. Nicht Gehorsam zu fordern, 
sondern Begründungen auf jeden Fall 
anzudeuten, bisherige ähnliche und 
schon bekannte Strukturen in Erin- 
nerung zu rufen und gegebenenfalls — 
bei besonderen Schwierigkeiten - 
Begründungen zunächst anzukündig- 
en und dann nachzureichen. 

Kern aller drei Beispiele (Not, Ent- 
lastung, Überlegenheit) ist: Zwang 
und Unterordnung in Einzelfällen he- 
ben erstens nicht die Begründungs- 
pflicht auf und können zweitens nicht 
auf alle Fälle ausgedehnt werden, 
rechtfertigen also nicht Gehorsam im 
Allgemeinen als Erziehungzsziel. 


Disziplinierter Ungehorsam 

Für einen weit unterschätzen Er- 
ziehungswissenschaftler, 
Friedrich Herbart, der Immanuel 
Kants Nachfolger auf dessen Lehr- 
stuhl wurde, war die Prüfung des Ein- 
zelfalls in allen Diskussion über „Ge- 
horsam“ als angeblich eigenständiges 
Erziehungsziel wesentlich. Herbart 
schrieb in seiner Schrift „Über die 
ästhetische Darstellung der Welt als 
das Hauptgeschäft der Erziehung” 
bereits 1804 zur Frage des Gehor- 
sams, dass es, allgemein gesprochen, 
keinen Ausweg gibt, ja die Allgemein- 
heit gerade den jeweiligen Inhalt - 
auch beim Gehorsam — wegnimmt. Es 
heißt: „Der Befehl hat etwas Befohle- 
nes zum Gegenstande.” Die Aus- 
führung eines Befehls kann ja nur ge- 
lingen, wenn es eine bestimmte, kon- 
krete Handlung gibt, die ausgeführt 
werden soll. Die Forderung nach 
einem allgemein immer geltenden 
Gehorsam gegenüber Befehlen, so 
Herbart, ist methodologisch der ent- 
scheidende Fehler. Der Erziehungs- 


Johann 


wissenschaftler fährt fort: „Aber nicht 
jeder Gehorsam gegen den ersten 
besten Befehl ist sittlich. Der 
Gehorchende muss den Befehl ge- 
prüft, gewählt, gewürdigt, das heißt, 
er selbst muss ihn für sich zum Befehl 
erhoben haben.“ Die Tatsache, dass 
ein Befehl geprüft wird - das wissen 
wir seit Max Weber - ist ein Wi- 
derspruch in sich. Gehorsam im klas- 
sischen Sinne kann eben nicht den 
Einzelfall prüfen, sondern Gehorsam 
ist unbedingt und vorbehaltlos. 

Was ergibt sich aus der möglichen 
konkreten Analyse, dass ein geprüfter 
Befehl, eine geprüfte Anordnung als 
„unsittlich” erkannt wird? Erich 
Fromm hat als entscheidend heraus- 
gestellt, dass wirkliche Autonomie, 
wirkliche Mündigkeit die Fähigkeit 
zum rationalen Ungehorsam, zum 
nicht Mitmachen, zum Nein sagen 
beinhaltet, ja sich daran beweisen 
muss. 

Für Fromm ist klar, dass sich die 
Menschen - seien es Adam und Eva, 
die den Apfel der Erkenntnis 
pflückten, sei es Prometheus, der den 
Göttern das Feuer stahl - im Grunde 
nur durch Ungehorsam entwickelt 
haben. Gerade „die intellektuelle Ent- 
wicklung“, so Fromm in „Über den 
Ungehorsam und andere Essays” habe 
„die Fähigkeit zum Ungehorsam zur 
Vorraussetzung”, gegenüber Autori- 
täten und gegenüber der „Autorität 
lang etablierter Meinungen“. 

Allerdings, so ein doch sehr anderes 
Lob der Disziplin zum Schluss, gilt 
auch: Es gehört eine Menge Disziplin 
dazu, um wirklich ungehorsam zu 
sein. %* 
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Schwerpunkt | Evangelikale Erziehung und Gewalt 


Von Jörg Kronauer 


Zehn Schläge 


Die Prügelstrafe wird noch heute in Deutschland angewandt - besonders 
von Evangelikalen. Dies weist eine Studie des Kriminologischen For- 
schungsinstituts Niedersachsen nach. Evangelikale Erziehungsratgeber 
bieten Tipps, wann, wie und mit welchen Gerätschaften geprügelt wer- 


den soll. 


„Wenn es Zeit wird, die Rute anzu- 
wenden”, empfehlen Michael und 
Debi Pearl, dann „atmen Sie tief ein, 
entspannen Sie sich, beten Sie: ‘Herr, 
lass das eine wertvolle Lektion wer- 
den.’ ... Reißen Sie Ihr Kind nicht he- 
rum. Erheben Sie Ihre Stimme nicht. 
Das Kind sollte die Rute an Ihrem 
ganzen ruhigen, überlegten und be- 
herrschten Geist kommen sehen. ... 
Wenn Sie sich auf das Kind setzen 
müssen, um es zu versohlen, dann 
zögern Sie nicht. Und halten Sie es so 
lange in dieser Stellung, bis es aufge- 
geben hat. ... Lassen Sie das Kind sich 
an einem Sofa oder einem Bett vorn- 
über beugen; und während es in die- 
ser Position steht, geben Sie ihm eini- 
ge Ermahnungen. ... Ich finde fünf bis 
zehn genug. 
Manchmal bei älteren Kindern, wenn 
die Schläge nicht kräftig genug sind, 
ist das Kind noch aufmüpfig. Wenn 
das der Fall ist, nehmen Sie sich Zeit 


Schläge meistens 





zum Erklären und versohlen Sie wei- 
ter. ... Für die unter Einjährigen ge- 
nügt ein kleiner, 20 bis 30 cm langer 
Ast (von dem alle Knoten entfernt 
wurden, die in die Haut einschneiden 
könnten) mit einem halben Zentime- 
ter Durchmesser. 
nach Alternativen gesucht werden. 
Ein 30 cm Lineal wäre eine solche Al- 
ternative. Für ein älteres Kind ist ein 
Gürtel oder ein größerer Ast effektiv.” 


Manchmal muss 


Indiziert 

Einige Aufregung hat die Süddeutsche 
Zeitung (SZ) vergangenen Herbst in 
der evangelikalen Szene in Deutsch- 
land entfacht, als sie Passagen aus 
einem Erziehungsratgeber des evan- 
gelikalen Ehepaars Pearl aus den USA 
zitierte. „Wie man einen Knaben ge- 
wöhnt“ heißt die deutsche Überset- 
zung des Buches, die der evangelikale 
Kleinverlag European Missionary 
Press aus Heidelberg gedruckt und in 





mit dem Ast 


der Bundesrepublik verbreitet hat. Die 
Schrift sowie ein Folgeband (Titel: 
„Keine größere Freude”) aus dem 
Hause Pearl, das in der Szene dafür 
bekannt ist, das „spanking” („Versoh- 
len“) von Kindern zu befürworten, 
sind der SZ zufolge rund 4.000 mal 
verkauft worden, bis „Wie man einen 
Knaben gewöhnt” endlich von der 
Bundesprüfstelle für jugendgefähr- 
dende Medien indiziert wurde. „Ich 
glaube, dass Gewalt kein Mittel der 
Erziehung ist“, erklärte umgehend 
nach Erscheinen des SZ- Artikels Jür- 
gen Werth, der Vorsitzende der 
Deutschen Evangelischen Allianz, des 
größten evangelikalen Dachverbandes 
in der Bundesrepublik. Trotz aller Dis- 
tanzierung aber konnte er eine ent- 
scheidende Tatsache nicht leugnen: 
„Es gibt sicherlich Gemeinden, bei de- 
nen das gang und gäbe ist, seine Kin- 
der zu schlagen.” 

Eine oft benutzte Legitimation für 
Gewalt gegen Kinder ergibt sich aus 
den Besonderheiten der evangelikalen 
Gedankenwelt. Evangelikale zeichnen 
sich gegenüber anderen Strömungen 
im Protestantismus dadurch aus, dass 
sie die Bibel wortwörtlich nehmen - 


vor allem ihre Handlungsanweisun- 
gen. Unter diesen findet sich eine, die 
da lautet: „Wer seine Rute schont, der 
hasst seinen Sohn, wer ihn aber 
liebhat, der züchtigt ihn bald.“ 
Müssen also fromme Christinnen und 
Christen grundsätzlich ihre Kinder 
verhauen? Längst nicht alle Evangeli- 
kalen stimmen dieser Auffassung zu. 
Der Allianz- Vorsitzende Werth etwa, 
der Schläge in der Erziehung aus- 
drücklich zurückweist, drückt damit 
wohl die Meinung einer Mehrheit 
seiner deutschen Glaubensgeschwis- 
ter aus. Auf dem rechten Flügel der 
evangelikalen Bewegung allerdings, 
der auch dem biblischen Schöpfungs- 
bericht in jeglicher Hinsicht glaubt, 
liegen die Dinge durchaus anders; 
dort ist die Distanz gegenüber der bi- 
blischen Prügelanweisung gering. 


»Körperlich disziplinieren« 

Neben dem Verkaufserfolg der Pearls 
in Deutschland hat die Süddeutsche 
Zeitung noch ein zweites gefunden: 
den Erziehungsratgeber „Eltern - 
Hirten der Herzen” des evangelikalen 
US- Pastors Tedd Tripp. „Wenn dein 
Kind nicht gehorcht, 
diszipliniert werden”, umschreibt Tripp 
die Aufforderung zum Prügeln. Um 
Komplikationen zu vermeiden, 
empfiehlt er zugleich: „Wenn Groß- 
eltern oder andere Verwandte gegen 
körperliche Züchtigung eingestellt 
sind, sollte man dafür sorgen, dass sie 
nicht in ihrem Beisein geschieht.” 
Tripps Pamphlet wird auf Deutsch 
vom 3L Verlag im hessischen Wal- 
dems vertrieben, der deswegen mitt- 
lerweile ebenfalls Schwierigkeiten mit 
der Bundesprüfstelle für jugendge- 
fährdende Medien bekommen hat. 
Wie der 3L Verlag inzwischen auf sei- 
ner Website mitteilt, entspreche „die 
Fußnote 6 auf Seite 130 nicht mehr 
dem aktuellen Stand”, weshalb „das 
Buch ... zurzeit überarbeitet” werde. 
Werk und Autor stoßen jedoch auf 
dem rechten Flügel der deutschen 
evangelikalen Bewegung weiter auf 
Interesse. Zuletzt konnte man Tripp im 
März 2009 auf Vortragsreise in 
Deutschland erleben; über Erziehung 


muss es 


referierte er unter anderem bei der 
Konferenz für Gemeindegründung, 
die im hessischen Hünfeld ihre Zen- 
trale hat. Die Konferenz führt eine 
Liste von Gemeinden, die ihr nahe- 
stehen; allein in NRW sind es 40 
evangelikale Zusammenschlüsse, in 
Hessen 16, in Rheinland- Pfalz und 
dem Saarland elf. 

Eine eindrückliche Schilderung des 
einschlägigen evangelikalen Milieus 
konnte man im Jahr 2000 in der neu- 
rechten Wochenzeitung Junge Freiheit 
lesen. Damals berichtete das Blatt 
über die Bekennenden Evangelischen 
Gemeinden, die sich seit den 1990er 
Jahren aus Protest gegen Segnungen 
lesbischer und schwuler Paare ge- 
gründet hatten. Ihr Name weckt As- 
soziationen an die Bekennende Kirche 
der NS-Zeit, die in Opposition zu den 
NS- konformen Deutschen Christen 
stand. .Die Junge Freiheit schrieb über 
die Bekennenden Evangelischen Ge- 
meinden: „Wer Abtreibung fast immer 
als Mord, Homosexualität und außer- 
ehelichen Geschlechtsverkehr als Sün- 
de bezeichnet, die Rolle der Frau als 
Mutter betont, ... Sozialismus als an- 
tichristlich verurteilt, Fleiß und An- 
stand betont, maßvolle körperliche 
Strafen bei Kindern als im Notfall bib- 
lich geboten [akzeptiert]”, wer 
„schulterlange Haare bei Männern, 
männliches Outfit bei Frauen ablehnt” 
und wer „meist auch Kriege zur Ver- 
teidigung des Vaterlandes billigt” — 
der sei „als geistiger Pfeiler einer kon- 
servativen freiheitlichen Demokratie 
geeignet”. Bekennende Evangelische 
Gemeinden gibt es unter anderem in 
Neuwied (Rheinland- Pfalz), Gießen 
(Hessen), Duisburg- Marxloh und Bad 
Salzuflen- Wüsten (Nordrhein- West- 
falen). 


Risikogruppe Nr. 1 

Die Gewalt in deutschen evangelika- 
len Familien schlägt sich deutlich in 
Statistiken nieder. Im vergangenen 
Herbst berichtete die Süddeutsche 
Zeitung über eine Analyse des Kri- 
minologischen Forschungsinstituts 
Niedersachsen, die dies belegt. Das 


Institut hatte Gewalt gegenüber Kin- 
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dern untersucht und dabei die reli- 
giöse Orientierung berücksichtigt. 
„Das Risiko für Schüler, als Kind min- 
destens einmal massiv misshandelt zu 
werden”, resümierte die SZ, „war mit 
großem Abstand am höchsten, wenn 
die Eltern Mitglied einer evangelikalen 
Freikirche waren und Religion für sie 
eine ‘sehr wichtige’ Rolle für die Er- 
ziehung gespielt hatte.” Streng 
katholisch orientierte Eltern hingegen, 
fand das Forschungsinstitut heraus, 
schlagen ihre Kinder kaum. Prügele 
man Kinder, dann breche man ihren 
Willen und bringe sie tendenziell da- 
zu, die Überzeugungen der Eltern zu 
übernehmen, schrieb die SZ unter Be- 
rufung auf Psychologen weiter: „Ge- 
rade bei evangelikalen Jugendlichen, 
die selbst religiös waren, waren mit 
18 bis 21 Prozent deutlich mehr 
geprügelt worden als in allen anderen 
Gruppen.” 

Doch selbst die Härtesten unter den 
evangelikalen Hardlinern setzen nicht 
jede Anweisung der Bibel wörtlich 
um. So heißt es zwar in einem Fach- 
aufsatz über „Grundzüge christlicher 
Erziehung und Pädagogik“, den der 
Bibelbund, eine Art evangelikaler 
Thinktank, veröffentlicht hat, „der 
Klaps als pädagogischer Extremfall” 
müsse möglich sein, denn Strafe sei 
„nicht ‘Gewalt’ gegen Kinder, sondern 
notwendige Konsequenz einer Auto- 
ritätsforderung, die für die gesamte 
Entwicklung des Kindes wichtig ist“. 
Aber es müssten auch, so geht es et- 
was überraschend weiter, 
Passagen aus der Bibel im historischen 
Kontext betrachtet werden. Gemeint 
sind damit jedoch nicht die Aussagen 
über das Prügeln, sondern andere: 
„So ist z.B. die Aufforderung an El- 
tern, ihren ungehorsamen Sohn vor 
die Ältesten der Stadt zu bringen und 
ihn zum Tod durch Steinigung ver- 
urteilen zu lassen (5. Buch Mose 21, 
18- 21), keine Anweisung, die in die- 
ser Form heute zu praktizieren wäre.” 


manche 


Immerhin. %“ 
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Von Andreas Stein und Lene Scharbatsky 
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Kindererziehung im Sinne einer völkischen Ideologie blieb nach dem 
Ende des Nationalsozialismus ein Anliegen der extremen Rechten - und 
ist es noch immer. Auch nach dem Verbot der Heimattreuen Deutschen 
Jugend (HD)) existieren mit Freibund, Sturmvogel und der IG Fahrt und 
Lager innerhalb der Jungen Nationaldemokraten (JN) Strukturen, die 


entsprechende Aktivitäten anbieten. 


Während des Nationalsozialismus wa- 
ren Hitler- Jugend (HJ), Jungvolk und 
Bund Deutscher Mädel (BDM) die 
zentralen neu geschaffenen Organisa- 
tionen der NSDAP, in denen Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen statt- 
fand. Nach der militärischen Zerschla- 
gung des Nationalsozialismus erließ 
am 10. Oktober 1945 der Alliierte 
Kontrollrat das Kontrollratsgesetz Nr. 
2, mit dem die NSDAP und alle ihr 
angeschlossenen Organisationen ver- 
boten wurden und deren Neubildung 
für ungesetzlich erklärt wurde. Damit 
waren HJ und BDM aufgelöst, ihr Ei- 
gentum wurde beschlagnahmt. Dies 
stellte Familien, die ihre Kinder im 
Geiste des Nationalsozialismus erzie- 
hen wollten, vor Probleme. Wo 
konnten sie ihre Kinder ohne die „art- 
fremden” Einflüsse der „alliierten 
Umerziehung”, die der Idee der natio- 
nalsozialistischen Volksgemeinschaft 
entgegenstanden, erziehen lassen? 

Noch 1945 wurden bereits neue 
Vereinigungen gegründet, die als Auf- 
fangbecken für ehemalige Nazis dien- 
ten. Dazu gehört die 1949 ins Leben 
gerufene Sozialistische Reichspartei 
(SRP), die bereits 1952 wieder verbo- 
ten wurde. Die SRP hatte mit der 
Reichsjugend eine eigene Jugendor- 
ganisation, aus der 1952 im Zusam- 
menschluss mit anderen extrem rech- 
ten Organisationen die Wiking- Jugend 
(W)) hervorging. 


Die Wiking- Jugend 
Die W)J war bis zu ihrem Verbot durch 
den Bundesinnenminister 1994 die 
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bedeutendste Organisation, in der 
versucht wurde, Kinder und Jugend- 
liche im Sinne des Nationalsozialismus 
zu erziehen. Offiziell 1952 in Wil- 
helmshaven gegründet, orientierte 
sich die WJ sowohl organisatorisch als 
auch ideologisch an der Hitler- Ju- 
gend. Der Name war der Division Wi- 
king der Waffen- SS entlehnt. Zu den 
Mitbegründern der WJ gehörte Gud- 
run Burwitz, die Tochter von SS- 
Reichsführer Heinrich Himmler. Wie 
die HJ war auch die WJ in „Gaue” und 
„Horste” eingeteilt. Der Aufbau folgte 
dem Führerprinzip, erster „Bundes- 
führer“ wurde der 1916 geborene 
Walter Matthaei, der Mitarbeiter des 
NS- Ideologen Alfred Rosenberg ge- 
wesen war und die Reichsjugend bis 
zu ihrem Verbot geleitet hatte. Noch 
1952 zog Matthaei nach Spanien, die 
„Bundesführung“ ging auf die Familie 
Nahrath über. Damit verschob sich 
das organisatorische Zentrum nach 
NRW: Die Nahraths führten die WJ ab 
den 1970ern von ihrem Wohnhaus, 
das auch als Vereinssitz diente, in Stol- 
berg aus. 

Ihre Aufgabe sah die WJ in der Aus- 
bildung und „Ertüchtigung” der Ju- 
gend nach „völkischen Prinzipien”. 
Nationalsozialistische Ideale wie Füh- 
rerprinzip, soldatische Härte, körper- 
liche Züchtigung und die Familie als 
Kern der Volksgemeinschaft waren 
Säulen dieser Jugendarbeit. Dazu 
wurden Kinder und Jugendliche in 
„Jungen-” und „Mädelschaften” zu- 
sammengefasst. Eine Altersgrenze gab 
es nicht, die W)J fungierte als „Lebens- 


bund“. Einen der Schwerpunkte 
bildeten Fahrten und Lager, zu deren 
festem Bestandteil sportliche Wett- 
kämpfe, Geländemärsche und militä- 
rischer Drill gehörten. Ideologische 
Unterweisungen wie „Rassenlehre und 
Vererbungslehre” sollten sicherstellen, 
dass der eigene Nachwuchs „geistig 
weitergebildet" wurde. Um den eige- 
nen Bestand zu sichern, wurden Hei- 
raten innerhalb der WJ gefördert und 
besonders geachtet. 

Die Wiking- Jugend konnte bis zu 
ihrem Verbot 1994 über 40 Jahre recht 
ungestört arbeiten. Auch wenn von 
der WJ gerne behauptet wurde, etwa 
15.000 Kinder und Jugendliche hätten 
sie durchlaufen, ist diese Zahl sicher- 
lich zu hoch. Die W)J verstand sich 
nicht als Massenorganisation, sondern 
als Kaderschmiede für die „Elite des 
zukünftigen Reichs”. Die bekanntesten 
heute aktiven NPD- Funktionäre, die 
aus der WJ stammen, sind Frank 
Rennicke, Udo Pastörs und Sascha 
Wagner. Zum Zeitpunkt des Verbots 
dürfte die WJ in den zwölf Gauen et- 
wa 500 bis 600 Mitglieder gehabt ha- 
ben, darunter „Gesinnungssippen”, 
bei denen mehrere Generationen aktiv 
waren. 


Bündisch 
Der Sturmvogel spaltete sich 1987 von 
der Wiking- Jugend ab. Letzterer wur- 
de vorgeworfen, nicht „brauchtums- 
gemäßes” Verhalten wie den Konsum 
von Zigaretten und Cola zu dulden 
und sich zu stark politisiert zu haben. 
Der Sturmvogel stellt sich selbst in die 
Tradition des Wandervogels und der 
bündischen Jugend der 1920er Jahre. 
Im „Sturmboten“”, der Zeitung des 
Sturmvogel, werden die das Frontsol- 
datentum verherrlichenden völkischen 
und nationalistischen Gruppen der 
Zwischenkriegszeit besonders gewür- 


digt. Mehrmals im Jahr werden Fahr- 
ten und Lager durchgeführt, darunter 
auch so genannte Pimpfenlager für 
Kleinkinder. Die Lager dienen den ex- 
trem rechten Jugendgruppen nicht nur 
zur Wertevermittlung, sondern sollen 
auch zur Förderung des rechten Mi- 
lieus beitragen. Die Kinder verbringen 
längere Zeit mit Gleichgesinnten unter 
nicht alltäglichen Bedingungen. Vor 
allem diese Exklusivität leistet einen 
großen Beitrag zu einer gesteigerten 
Gruppenidentität, die im Geist des Le- 
bensbundes steht. 

Der Sturmvogel ist auch für soge- 
nannte Wolfsangelmärsche bekannt, 
bei denen Jugendliche in fünf Tagen 
150 km zurücklegen müssen. Mit die- 
sen und ähnlichen Aktivitäten greifen 
Organisationen wie der Sturmvogel 
auf bündische Traditionen zurück. In 
der Bündischen Jugend verbanden sich 
in der Zeit nach der Jahrhundertwende 
und ganz besonders nach dem ersten 
Weltkrieg romantische, kulturpessi- 
mistische und vitalistische Einstellun- 
gen mit jugendlicher (konservativer) 
Rebellion. Nach dem Soziologen Arno 
Klönne gab es innerhalb der Bündi- 
schen Jugend zwei verschiedene La- 
ger: Ein völkisch- nationalistisches und 
ein fortschrittliches, das sich in der 
Tradition der Arbeiterbewegung sah. 


Freibund, Heimattreue Jugend 
und Heimattreue Deutsche 
Jugend 

Den rechten Jugendorganisationen 
geht es um die absolute Eingliederung 
des Einzelnen in die Gemeinschaft. Die 
Einstellung „das Ganze ist mehr als die 
Summe seiner Teile, die Gemeinschaft 
mehr wert als das Individuum”, wird 
hier den Heranwachsenden vermittelt. 
Diese Ideale werden durch geteiltes, 
scheinbar unpolitisches Handeln wie 
gemeinsames Tanzen oder Singen ver- 
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„Wiking- Jugend” am 17. November 1991 in Halbe 


mittelt. Die Ideologie wird erleb- und 
spürbar gemacht, sie findet im alltäg- 
lichen Raum Platz und wird somit auch 
zu einem körperlichen Wissen. Hinter 
den vermeintlich harmlosen Volkstän- 
zen steht beispielsweise die Ansicht, 
dass durch die Globalisierung die tra- 
ditionellen Tänze durch andere Kultur- 
formen ersetzt werden. Diese Angst 
vor Verdrängung und die damit zu- 
sammenhängende Angst vor („kultu- 
rellem“) Identitätsverlust ist der Hin- 
tergrund dieser Traditionspflege. 

Die Jugendlichen knüpfen Kontakte, 
erleben Situationen, die sie zu Einge- 
schworenen machen. Die dadurch 
entstehenden Freundschaften sollen 
über die Lager und die Adoleszenz 
hinaus halten. Jugendliche aus dem 
rechten Spektrum bleiben in diesem 
politischen Milieu und festigen dessen 
Vernetzung. Der Anspruch ist nicht, 
sich in die Gesellschaft einzugliedern, 
sondern abgekoppelt von ihr eine Pa- 
rallelgesellschaft aufzubauen. Außer- 
halb der Lager werden Jugendliche 
durch Zeitschriften weiter inhaltlich 
versorgt, wie beispielsweise durch die 
Zeitschrift „na klar!", die neben Lager- 
berichten auch aktuelle Entwicklungen 
in der bündischen Szene beschreibt. 

„Na klar!" wird vom Freibund he- 
rausgegeben, der aus dem Bund Hei- 


mattreuer Jugend (BH)) entstand. Der 
1957 gegründete BHJ gehörte zu den 
bedeutendsten Organisationen der 
extremen Rechten mit bündischer Tra- 
dition und arbeitete in den 1960er 
Jahren eng mit der Wiking- Jugend zu- 
sammen, vor allem bei der Durch- 
führung von Fahrten und Lagern. 

1990 kam es zur Umbenennung in 
Freibund, was eine stärkere Orientie- 
rung an bündischer als an soldatischer 
Tradition ausdrücken sollte. Daraufhin 
spaltete sich 2001 die Heimattreue 
Deutsche Jugend (HDJ) ab, die sich 
schnell zum Nachfolger der ver- 
botenen WJ entwickelte. Durch Re- 
cherchen und Veröffentlichungen 
wurden die neonazistischen Umtriebe 
der HDJ erfolgreich skandalisiert. Da 
sie den öffentlichen Druck nicht igno- 
rieren konnten, sahen sich Politik und 
Behörden zum Handeln veranlasst und 
verboten 2009 die HD). 


RechtsRock und Hüpfburgen 
Die NPD ist die Partei 
jüngsten Altersdurchschnitt der Mit- 
glieder. Während ihre Funktionärlnnen 
oft die Kaderschmiede der WJ durch- 
laufen haben, bemüht sich die NPD 
selbst um die breite Masse der Ju- 
gendlichen. Dabei wird gezielt auf 
Musik gesetzt. Die Anzahl der kos- 


mit dem 
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HDJ- Kalender 2009 


tenlos verteilten Schulhof- CDs dürfte 
bundesweit in die Hunderttausende 
gehen. Die darauf vertretenen Bands 
und LiedermacherInnen treten auf 
Veranstaltungen wie dem jährlichen 
„Deutsche Stimme Pressefest” und 
dem „Rock für Deutschland” auf. Diese 
Konzerte sind wie Rock- Festivals or- 
ganisiert und ziehen Tausende an. Als 
der Ex-Sänger der Nazi- Band 
Landser, Michael Regener, 2009 
beim „Rock für Deutschland” in Gera 
auftrat, waren mindestens 4.000 Teil- 
nehmerlnnen angereist. Über Rechts- 
Rock wird versucht, eine Erlebniswelt 
zu schaffen, um so rechte Cliquen ein- 
zubinden. Kleinere Parteiver- anstal- 
tungen mit Balladenabenden finden 
regional statt und dienen der Stärkung 
der „inneren Gemeinschaft”. 
Erstaunlich wenig Konzepte hat die 
Partei hingegen für die Kinder und Fa- 
milien im Angebot. „Familienfeste“ der 
NPD kommen bisher kaum über Hüpf- 
burg und Kindertheater hinaus. Junge 
Familien suchen keine prickelnde Er- 
lebniswelt mit Action, sondern Wo- 
chenendausflüge mit 
protestierende Gegendemonstrantin- 


Idylle ohne 


nen. Erziehung oder Sozialisation im 
klassischen Sinn kann die NPD nicht 
anbieten. 


Nach der HD) 

Das Verbot der HDJ hinterließ eine 
Lücke. Diese versucht die /nteressen- 
gemeinschaft Fahrt & Lager zu schlie- 
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ßen, die als Unterorganisation der 
NPD- Jugendorganisation Junge Na- 
tionaldemokraten auftritt. Schon der 
Name trifft eine Aussage über Pro- 
grammatik und Aktionsschwerpunkt 
der neuen Organisation. Beim „Süd- 
westdeutschen Kulturtag” am 10. 
April 2010, zu dem die /G Fahrt & La- 
ger und die NPD über die Adresse der 
JN RLP eingeladen hatten, übernah- 
men unter anderem ehemalige HDJ- 
Aktive die Schleusung zum Veran- 
staltungsort in Ludwigshafen. Unter 
den 200 Anwesenden waren auch 
zahlreiche ehemalige HDJ- Aktivistin- 
nen. Die Kalender der /nteressenge- 
meinschaft 2010 und 2011 ähneln 
frappierend denen der HD): Bilder von 
Lagern und Märschen, vom Fahnen- 
appell, von der Aufstellung im Fackel- 
schein begleitet von Berichten über 
Brauchtum. Man hebt sich elitär von 
der Szene ab, kritisiert den „Liberalis- 
mus” in den eigenen Reihen. Auf Ver- 
anstaltungen treten AktivistInnen in 
HDJ- Kluft auf, gemeinsam werden 
Lieder der HJ gesungen. 

Am 21. Dezember 2010 wurden in 
mehreren Bundesländern, darunter 
auch Rheinland- Pfalz, Wohnungen 
durchsucht. Anlass war ein geplantes 
„Jahreswechsellager“ der JN. Die Be- 
hörden verweisen auf Parallelen zur 
HDJ. Trotzdem macht die IG munter 
weiter. Für den „Südwestdeutschen 
Kulturtag 2011 am 09. April in Baden” 
ist als Kontakt wieder die JN RLP an- 


gegeben. Angekündigt ist neben Ri- 
golf Hennig, Ursula Haverbeck, 
Jörg Hähnel und Frank Rennicke auch 
Wolfram Nahrath, der letzte „Bun- 
desführer” der W\. 


Sippen: Kern und Notnagel 
Ideologisch stellt die Familie, die „Sip- 
pe”, die kleinste Einheit in der völki- 
schen Gemeinschaft dar, sie ist Dreh- 
und Angelpunkt der Sozialisation der 
Kinder. Es fällt auf, dass bekannte Fa- 
milien dieses Spektrums nicht selten 
vier bis sieben Kinder haben, denen 
Ideologie und Lebensgefühl der extre- 
men Rechten vermittelt werden. Oft 
sind es Kinder aus diesen Familien, die 
später die Leitung von Organisationen 
und Netzwerken in der extremen 
Rechten in Anspruch nehmen. Beson- 
dere Bedeutung und Ansehen genie- 
ßen Familiensippen, die seit Jahrzehn- 
ten „stabil" sind, wie die Familie Nah- 
rath. 

Statt Politik und Organisierung in 
der Öffentlichkeit wird versucht, eine 
Parallelwelt zu schaffen, in der nur die 
notwendigsten Kompromisse gemacht 
werden. Die Welt mit ihren „schäd- 
lichen Einflüssen” soll draußen ge- 
halten werden. Dazu muss der täg- 
„Umerziehung” der Kinder 
durch den Schulunterricht mit ständi- 
ger Indoktrinierung begegnet werden. 
Um diesen Aufwand leisten zu kön- 
nen, ziehen neonazistische Familien 
gezielt in regionale Nähe zueinander 
und teilen sich die Betreuung der Kin- 
der. So ist gewährleistet, dass bei- 
spielsweise genügend „eigene“ Kinder 


lichen 


für „Jahreswiegenfeste” in der Nähe 
wohnen. 

Familiensippen gewinnen an Be- 
deutung, einerseits weil Organisatio- 
nen durch staatliche Repression weg- 
brechen, andererseits weil die Gene- 
ration, die durch die nationalistische 
Aufbruchstimmung der 1990er Jahre - 
damals noch als saufende Skinheads - 
politisiert wurde, mittlerweile Familien 
gegründet hat und nicht wenige von 
diesen heute ihre Kinder nach völ- 
kisch- neonazistischen Idealen erzie- 
hen wollen. %* 


Von Marc Brandt 


Konfrontation 
und Anerkennung 


Die Auseinandersetzung mit Kindern, die neonazistische Gedanken äu- 
ßern, muss anders aussehen als die Auseinandersetzung mit Jugendli- 
chen oder Erwachsenen, denen man primär auf politischer Ebene etwas 
entgegensetzen kann. PädagogiInnen haben, insbesondere wenn ein 
emotional bedeutender Kontakt zum Kind besteht, Einfluss auf dessen 
politische Sozialisation. Sie können Kindern mit situations- und lebens- 
weltorientierten Interventionen neue soziale und politische Perspektiven 


eröffnen 


Die Fachliteratur widmet sich bislang 
eher jugendlichen Neonazis, nicht 
dem Umgang mit Kindern. ErzieherIn- 
nen können die Abwendung von ex- 
trem rechten Positionen erfolgreich 
fördern; Interventionen sind aber nicht 
zuletzt durch Familienloyalitäten be- 
grenzt. 


Konfliktprovokation 

Zwei Praxisbeispiele aus einer Tages- 

gruppe für „Verhaltensauffällige” zei- 

gen dies. Ein elfjähriger Junge äußerte 
sich mehrfach in rassistischer Weise 
und bezog sich positiv auf die NPD 
und den Nationalsozialismus. So zi- 

tierte er etwa Rudolf Heß. Dieses Ge- 

dankengut wurde ihm maßgeblich in 
der eigenen Familie — insbesondere 
durch einen älteren Bruder — vermit- 

telt. Der Junge idealisierte Großvater 
und Bruder und deren dominantes 
Verhalten, das Vorbildcharakter für ihn 
besaß. Er versuchte seinerseits in sei- 

ner Tagesgruppe das Geschehen zu 
bestimmen, indem er andere Kinder 
abwertete und Loyalitäten einforderte. 

Durch eine Strategie der Konfliktpro- 

vokation stellten Erzieherinnen seinen 
Dominanzanspruch in der Gruppe of- 

fen in Frage und verunsicherten seine 
politische Haltung. Dabei gingen sie 
nicht moralisierend vor, sondern zeig- 

ten durch Irritationen, beispielsweise 
durch beharrliches Fragen, Wider- 


sprüche auf. Begleitend gab es An- 
gebote für einen neuen sozialen Um- 
gang - im Widerspruch zu seiner neo- 
nazistischen Ideologie, aber ansonsten 
ihm zugewandt. Die Infragestellung 
seines Hegemonie- Anspruchs brachte 
auch seine Rechtfertigungskonstruk- 
tionen ins Wanken. 
Gruppenmitglieder konnten sich da- 
durch besser gegen seine Dominanz 
wehren und offener eigene Positionen 


Die anderen 


äußern. 


Begleitung der Eltern 

Ein anderer elfjähriger Junge zeigte in 
der Schule einen Hitlergruß und 
machte „Juden- Witze”. Er sah sich fa- 
miliär eng mit Hitler verbunden, 
glaubte sogar an eine direkte Ver- 
wandtschaft. In seiner Familie gab es 
NS- Verherrlichung durch einen älte- 
ren, nicht mehr zuhause wohnenden 
Bruder; die Eltern jedoch tabuisierten 
das Thema. Sie wurden in einem Ge- 
spräch mit Lehrerin und Tagesgrup- 
pen- Erzieher überzeugt, sich mit dem 
eigenen Alltagsrassismus und mit der 
familiären Tradierung von Geschichts- 
erinnerung kritisch auseinanderzuset- 
zen. Die Eltern reflektierten schließlich 
in weiteren Gesprächen die eigenen 
Loyalitäten und die gewaltbasierte er- 
zieherische Zurichtung durch ihre ei- 
genen Eltern sowie durch das staat- 
liche Arbeitssystem. Im Rahmen einer 
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zweijährigen emotionalen und sozia- 
len Unterstützung der Eltern konnte 
der Vater sich neue soziale Fertigkeiten 
erarbeiten, so dass er nicht mehr nur 
durch autoritäre Machtworte für den 
Jungen präsent war. Begleitet durch 
Bezugspersonen in der Tagesgruppe 
und in der Familie, die für ihn nun zu- 
gewandter und produktiver geworden 
waren, wirkte der Junge nicht mehr 
ständig bedroht, sondern deutlich 
selbstsicherer. 

Außerdem bekam er in der Tages- 
gruppe Informationen zum National- 
sozialismus, die nicht moralisierend 
präsentiert wurden, sondern an seiner 
Lebenswelt orientiert oder in spieleri- 
scher Form aufgemacht waren und 
insbesondere auf den antifaschisti- 
schen Widerstand eingingen. Neben 
der Vermittlung von Wissen zielten die 
Materialien auf Empathie mit den Op- 
fern und das Aufzeigen von wider- 
ständigen Strategien gegen eine ras- 
sistische Norm ab. Der Junge positio- 
nierte sich schließlich deutlich gegen 
Faschismus. 


Konfrontationen nicht 
ausweichen 

Kinder aus rechten Milieus zu beglei- 
ten muss bedeuten, ihnen offen und 
zugewandt sowie gleichzeitig mit 
Konfliktbereitschaft zu begegnen, um 
ihnen Auswege aus einer gewaltgela- 
denen, auf Erniedrigung und Gehor- 
sam orientierten Lebenswelt aufzuzei- 
gen. Ähnlich wie Jugendlichen muss 
auch Kindern erfahrbar gemacht wer- 
den, wie zerstörerisch der eigene Hass 
für andere und sie selbst ist. Wichtigs- 
tes Mittel ist eine pädagogische Bezie- 
hung, die nicht einfach nur aufklärt 
und nett ist — schließlich wird das 
pädagogische Bezugssystem „Aufklä- 
rung und Mündigkeit” nicht mit Nazis 
geteilt. Es gilt emotionale Wärme zu 
vermitteln, die auch für notwendige 
hitzige Debatten hilfreich ist. Auch 
Kinder sollten politisch ernst genom- 
men werden - und das bedeutet nicht 
selten Streit, etwa bei notwendigen 
Grenzziehungen und Zurückweisun- 
gen neonazistischer Positionen. 
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Rechte Hegemonie geht mit einer 
männlichen Herrschaft einher. Mit 
Schwäche assoziierte Gefühle werden 
bei Rechten besonders häufig abge- 
wehrt. Deshalb kann man mit ge- 
schlechterreflektierender Pädagogik, 
die eine nicht-hegemoniale Männ- 
lichkeit erfahrbar macht, ansetzen. 
Neue Handlungsmöglichkeiten, etwa 
auf Gleichwertigkeit basierende Aus- 
handlungsprozesse, können erlernt 
werden. Dies kann durch pädagogisch 
begleitete Reflexionsrunden gefördert 
werden und muss für die alltägliche 
Arbeit grundlegend Kinder 
brauchen Unterstützung, um Körper- 
panzer und Herrschaftsansprüche fal- 
len zu lassen. Viele Jungen verstecken 
hinter soldatischen Männ- 
lichkeits- Präsentation sensible Ge- 
fühle. Um für Kinder schwierige The- 
men wie Angst und Hilflosigkeit an- 
sprechbar zu machen, sind Rollenspie- 
le praktikabel. 


sein. 


einer 


Handlungsmöglichkeiten 

In Jugendclubs oder anderen Institu- 
tionen der offenen Kinder- und Ju- 
gendarbeit kann eine politische Parti- 
zipation der Nutzerinnen etwa durch 
regelmäßige Clubrat- Treffen verwirk- 
licht werden. PädagogInnen können 
dabei bei der Etablierung einer mög- 
lichst egalitären Gesprächs- und Ent- 
scheidungsstruktur helfen. Der politi- 
sche Einfluss durch ein Vorbild ist 
groß. Dabei hängt es häufig nicht pri- 
mär von vernünftigen Argumenten, 
sondern vielmehr von der persönlichen 
Bindung zu den SozialarbeiterInnen 
ab, ob Kinder für eine möglichst 
hierarchiefreie Sozialstruktur zu be- 
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geistern sind. SozialarbeiterInnen 
können nationalsozialistiischen Posi- 
tionen auch mit politischen Bildungs- 
angeboten und Stärkung antifa- 
schistischer Netzwerkarbeit erfolg- 
reich entgegenwirken. 

In Erziehungshilfe- Institutionen wie 
Wohn- und Tagesgruppen sind inten- 
sivere pädagagogische Auseinander- 
setzungen mit dem Thema möglich als 
in der offenen Kinder- und Jugendar- 
beit. Pädagogische Beziehungen ge- 
hen emotional tiefer, familiäre Bezüge 
zu menschenverachtender Erziehung 
können präziser erkannt werden. Die 
Hilfen zur Erziehung basieren auf Mit- 
wirkung der Kinder und der Sorgebe- 
rechtigten. Wird eine Kindeswohlge- 
fährdung gesehen, intensiviert sich die 
Betreuung durch das Jugendamt. Ein 
Beispiel ist die polizeiliche Räumung 
des HDJ- Sommerlagers in Mecklen- 
burg- Vorpommern 2008, die ge- 
meinsam mit dem Jugendamt vollzo- 
gen wurde. Bei der HDJ gab es zahl- 
reiche Fälle von Drill, Gehorsam und 
körperlicher Züchtigung. „Ein solcher 
Umgang, der auf bedingungslose Dis- 
ziplin und Autorität angelegt ist, steht 
der freien Entfaltung der Persönlich- 
keit eklatant entgegen und stellt eine 
Gefährdung des Kindeswohls dar”, 
erklärt Kati Lang von der Regionalen 
Anlaufstelle für Bildung, Integration 
und Demokratie Sachsen e.V. (RAA 
Sachsen). 


Anerkennung 

Auf der Basis der Anerkennung der 
Subjektivität des Kindes und emotio- 
naler Wärme können Empathie und 
Mündigkeit plausibel werden. Dafür 


sind häufig jahrelange Interventionen 
nötig. Das bedeutet, dass dem Kind 
und auch den Sorgeberechtigten so- 
ziale und emotionale Hilfe gegeben 
werden muss, die es ihnen ermöglicht, 
sich selbst und andere anerkennen zu 
können. Das Gruppen- Setting ermög- 
licht die Gestaltung des Zusammerk 
lebens auf gleichwertiger Ebene. Weil 
das nun aber leider nicht alltägliche 
pädagogische Praxis ist, sind Fach- 
diskussionen erforderlich, die sich 
gegen gehorsamsorientierte Erzie- 
hung, Verpolizeilichung und Normali- 
sierung von Herrschaft wenden. Ein 
Konsens im Team, gegenseitige An- 
erkennung, Mitbestimmung und 
Gleichwertigkeit fördern zu wollen, ist 
eine stabile Grundlage im Kampf ge- 
gen Rechts. Ohne fachliche Auseinan- 
dersetzung - und ohne Selbst- 
reflektion — wird es keinen Antifa- 
schismus in pädagogischen Institutio- 
nen geben. 
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»Aufbruch« hinter 
verschlossenen Türen 


Erwartungsgemäß hat die rechtspopulistische „Bürgerbewegung pro 
NRW" bei einem Parteitag am 19. März in Leverkusen ihren 
Vorsitzenden Markus Beisicht im Amt bestätigt. Von einem „Parteitag 
der Geschlossenheit und des Aufbruchs”, der „überaus harmonisch 
verlaufen” sei, berichtet „pro NRW“ selbst gewohnt vollmundig. 
„Standing Ovations“ habe es für Beisichts „beeindruckende Leistungsbi- 
lanz” gegeben. Ob es auch nur annähernd so war, lässt sich nicht 


bestätigen: Medienvertreter waren in Leverkusen nicht willkommen. 


Tatsächlich gab es einiges, was die 
Rechtspopulisten wohl lieber hinter 
verschlossenen behandelt 
wissen wollten. Zum Beispiel den 
Konflikt mit ihrem früheren stellvertre- 
tenden Vorsitzenden Ronald Mick- 
lich, der Mitte Januar dieses Amt nie- 
dergelegt hatte. Zuletzt hatte er sich 
Markus Beisichts Zorn zugezogen, 
als er öffentlich dessen zur Schau ge- 


Türen 


stellten Optimismus mit Blick auf eine 
Neuwahl des Düsseldorfer Landtags in 
Zweifel zog und wissen wollte, wie 
viele Mitglieder die „Bürgerbewe- 
gung“ denn nun tatsächlich habe. 
„Wo bleibt die Transparenz?", hatte 
Micklich gefragt. Kurz vor dem Partei- 
tag erklärte er seinen Austritt aus der 
Partei. Seine Mandate im Kreistag des 
Rheinisch- Bergischen Kreises und im 
Stadtrat von Leichlingen will er behal- 
ten. In einem sehr pro NRW- nahen 
Internetforum erntet er dafür gerade- 
zu hasserfüllte Reaktionen. 


Zwei fürs bürgerliche 
Renommee 

Auch den Einzug von pro NRWlern, die 
bis vor Kurzem für noch weiter rechts 
positionierte Parteien aktiv waren, in 
selbst 
nennenden 


den Vorstand der sich 
„rechtsdemokratisch” 
Partei konnten Medienvertreter nicht 
vor Ort verfolgen. Dabei ging pro NRW 


recht durchsichtig vor. Ins Schaufens- 
ter der öffentlichen Wahrnehmung 
will man die beiden neuen stellvertre- 
tenden Vorsitzenden Jörg Ucker- 
mann und Wolfgang Palm schieben, 
die - der eine als Ex- CDUler, der an- 
dere als Polizeihauptkommissar — fürs 
bürgerliche Renommee zuständig sein 
sollen. 

Eine Ebene darunter werden die 
Neuzugänge von weit rechtsaußen in 
die Arbeit integriert: etwa Claudia 
Gehrhardt aus Wuppertal als Schrift- 
führerin. Noch im vorigen Jahr rührte 
sie in einem TV- Spot die Werbetrom- 
mel für die NPD. Die besten Ergebnisse 
bei der Wahl der Beisitzer erzielten zu- 
dem offenbar Andreas Molau, der 
sich vor zwei Jahren anschickte, NPD- 
Bundesvorsitzender werden zu wollen, 
und Max Branghofer, bis Ende Ja- 
nuar Landesvorsitzender der DVU in 
Nordhein- Westfalen. Molau geriert 
sich inzwischen als „Vordenker“ der 
„Bürgerbewegung” und wird in dieser 
Rolle von Parteichef Beisicht kräftig 
unterstützt. 


Vorzeige- Kreisverband 

nicht mehr vertreten 
Parteioffiziell ist von „rund 200 Dele- 
gierten und Gästen” die Rede, die 
nach Leverkusen gekommen waren. 
Auch das lässt sich nicht nachprüfen. 


Ex- Vize Micklich spricht von lediglich 
„maximal 127 wahlberechtigten Par- 
teimitgliedern sowie fünf nicht stimm- 
berechtigten Besuchern“. Wiederge- 
wählt wurden Generalsekretär Mar- 
kus Wiener, Schatzmeisterin Judith 
Wolter und Geschäftsführer Karel 
Schiele. Das Quartett der stellvertre- 
tenden Vorsitzenden komplettieren 
Kevin Hauer und Daniel Schöppe. 
Nicht bekannt ist, warum der 
bisherige Parteivize Jürgen Hintz auf 
eine Kandidatur verzichtete. Sein 
Kreisverband im Rhein- Erft- Kreis galt 
pro NRW bislang als beispielgebend: 
der „mitgliederstärkste Flächenkreis- 
verband“, der bei der Landtagswahl 
2010 das beste Einzelergebnis geholt 
habe. Auch ohne den Kreisverband 
Rhein- Erft ist die rheinische Dominanz 
im Vorstand geblieben: Wie bisher 
kommen nur vier Vorstandsmitglieder 
aus dem westfälischen Landesteil. Die 
„pro NRW"- Bezirke Südwestfalen und 
Münsterland sind überhaupt nicht mit 
gewählten Mitgliedern 
Ostwestfalen- Lippe wie bisher nur mit 


vertreten, 


einem. Das Ruhrgebiet, aus dem vor 
zwei Jahren vier Vertreter in den 
Vorstand gewählt worden waren, 
zählt jetzt nur noch drei Mitglieder in 
dem Gremium. Zweifel am behaupte- 
ten Erfolg bei den Anstrengungen, 
flächendeckend in NRW präsent zu 
sein, sind daher nach wie vor erlaubt. 

%* 


Der Beitrag erscheint hier mit freundlicher Genehmigung des 
Autors als leicht veränderter Nachdruck eines Textes, der 
beim „blick nach rechts” (www.bnr.de) veröffentlicht wurde. 
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Von Torben Heine 


Zwischen Militanz und 
»Mitte des Volkes« 


Aktivitäten der Kameradschaft Hamm (KSH) haben in den letzten zwei 
Jahren wieder zugenommen, neue Akteure sind hinzugestoßen. Zum 
Aktionsrepertoire gehören auch Sachbeschädigungen, die sich gegen 
den politischen Gegner richten und vermutlich bis hin zu Brandanschlä- 
gen reichen. Aber auch Teilen der NPD kann die KSH etwas abgewinnen. 
Deren nordrhein- westfälischer Landesverband gehört allerdings nicht 


dazu. 


Zirka 250 Neonazis marschierten am 
23. Oktober 2010 durch die 30 Kilo- 
meter nordöstlich von Dortmund ge- 
legene 180.000- EinwohnerlInnen- 


stadt, um gegen einen angeblich 


drohenden „Volkstod” zu demons- 
trieren. Es war der erste größere Neo- 
naziaufmarsch in Hamm seit einigen 
Jahren, der zugleich Höhepunkt und 
Abschluss 
„Kampagne“ sein sollte. 

In Hamm existiert eine über Jahre 
gewachsene Neonazi- Szene. Die Ka- 
meradschaft Hamm wurde Anfang 
2003 gegründet (vgl. LOTTA #17, S. 
20 ff.) und war später Teil des Ak- 
Westdeutschland (AB 
eines 


einer neonazistischen 


tionsbüro 
West), 
„Freier Kameradschaften”, der bis zur 
Inhaftierung von Axel Reitz im Jahr 
2006 die Szene in NRW dominierte. 
Auch in Hamm wurde die vom AB 
West praktizierte Aufmarsch- Strategie 
umgesetzt, so dass in den Jahren 
2003 bis 2006 neun Kundgebungen 
und Demonstrationen stattfanden. 


Zusammenschlusses 


Dann musste allerdings der lokale Ka- 
meradschaftsführer Sascha Krolzig 
eine halbjährliche Haftstrafe antreten 
(vgl. LOTTA #27, S. 23 ff.). In der Fol- 
gezeit wurde es ruhiger um die Szene, 
die durch weitere Haftstrafen und den 
Wegzug einiger Mitglieder nach Dort- 
mund geschwächt wurde. Erst ab 
2008 gelang es, neue Interessentin- 
nen um den kleiner gewordenen Kern 





der Kameradschaft zu sammeln. Un- 
ter den heutigen KSH- Mitgliedern 
sind nur noch wenige zu finden, die 
bereits in der aktionistischen Hoch- 
phase dabei waren, unter ihnen Ste- 
ven Nüsken und die Brüder Dennis 
und Jens Möller. Dennoch verfügt 
die KSH über ein großes Umfeld. Di- 
verse ehemalige AktivistInnen leben 
nach wie vor in Hamm und sind der 
Szene weiterhin verbunden, auch 
wenn sie nicht mehr regelmäßig an 
Aktionen teilnehmen. 


Gewalt gegen Linke 

„Durch die kontinuierliche engagierte 
Arbeit hat sich Hamm in den letzten 
Jahren zum Nazi- Kiez entwickelt, in 
dem Linksextremisten schon längst 
keine Hausmacht mehr besitzen”, 
glaubt die KSH. Damit ihr angeblicher 
sichtbar 
bleibt, wird regelmäßig das Revier 


„Nazi- Kiez" als solcher 
markiert, z.B. mit gesprühten Haken- 
kreuzen und Parolen wie „Holocaust 
= Lüge”. Vor allem aber sollen die 
wenigen, die in Hamm öffentlich auf 
das Problem einer extrem rechten 
eingeschüchtert 
werden. So wurde auf Flugblättern 
ein Juso- Aktivist in seiner Nachbar- 
schaft als angeblich „verurteilter Kin- 
derschänder” diffamiert, eine bösarti- 
ge Verleumdung. Wenige Tage vor 


Szene hinweisen, 


dem Aufmarsch im Oktober brannten 
in einem Garagenhof in Hamm drei 


ab. Die Polizei ermittelte 


Brandstiftung als Ursache und teilte 


Autos 


mit, dass ein „rechtsradikaler” Hinter- 
grund zumindest nicht unwahrschein- 
lich sei. In unmittelbarer Nähe des 
Tatorts wohnt ein Ratsmitglied der 
Partei Die Linke. Die abgebrannten 
gehörten allerdings seinen 
Nachbarn. Sollte sich herausstellen, 


Autos 


dass es sich bei den noch unbe- 
kannten TäterInnen tatsächlich um 
Neonazis handelte, wäre eine weitere 
Eskalationsstufe der extrem rechten 
Gewalt im östlichen Ruhrgebiet er- 
reicht. Einen Brandanschlag auf Ei- 
gentum politischer GegnerInnen hatte 
es in Hamm bislang nicht gegeben. 

Im letzten Jahr wurde das Büro der 
Partei Die Linke gleich fünfmal mit 
Farbe und Steinwürfen beschädigt. 
Auch 2011 gingen die Attacken wei- 
ter. Im Januar gelang es der Polizei al- 
lerdings in zwei Fällen, Verdächtige in 
der Nähe des Tatorts zu stellen. Unter 
ihnen befand sich Matthias Drewer. 
Der 19- Jährige gehört zu den umtrie- 
bigsten Neuzugängen der KSH. Ver- 
mehrt durfte er in letzter Zeit auf Auf- 
märschen auch zum Mikro greifen. 
Seine Reden waren stets eine Mi- 
schung aus rassistischen und antise- 
mitischen Anspielungen sowie bruta- 
len Rachefantasien; vorgetragen mit 
sich oft überschlagender Stimme. 
Mehrfach beendete er seine Beiträge 
mit Zitaten von „Größen” des NS- Re- 
gimes. Zudem betätigt er sich in der 
RechtsRock- Szene, zuerst mit der 
Band Gruppenzwang, anschließend 
als Bassist bei Libertin, der Hausband 
der „Autonomen Nationalisten” im 
Großraum Dortmund. 

Da die Polizei Drewer für mehrere 
Straftaten verantwortlich macht, 


o 





erging am 25. Februar 2011 ein Haft- 
befehl gegen ihn. Nachdem er in Un- 
tersuchungshaft genommen worden 
war, versammelten sich nach Polizei- 
angaben 70 Neonazis zu einer spon- 
tanen Demonstration in Hamm. 


Neue Aufgabenverteilung? 

Als am 12. Februar 2011 etwa 150 
Neonazis in Soest aufmarschierten, 
um den gewaltsamen Tod eines Ju- 
gendlichen für ihre rassistische Hetze 
zu instrumentalisieren, lag die Organi- 
sation der Versammlung maßgeblich 
in den Händen der Kameradschaft 
Hamm. Dem Versammlunggsleiter 
Krolzig stand dabei neben Matthias 
Drewer vor allem Hendrik Blum zur 
Seite. Der Endzwanziger bewegt sich 
noch nicht lange in den Kreisen der 
KSH, übernimmt Aufgaben im Ord- 
nerdienst oder fährt den Lautspre- 
cherwagen. Ebenfalls regelmäßig mit 
dabei ist der aus dem Kreis Warendorf 
stammende 24- jährige Florian Bu- 
xel. Zwar ist die KSH keine reine 
Männertruppe, Frauen übernehmen 
aber eher selten öffentlich wahr- 
nehmbare Funktionen. 

An der Spitze der KSH ist eine neue 
Aufgabenverteilung erkennbar: Seit- 
dem Krolzig wegen der Aufnahme ei- 
nes Studiums in Bielefeld wohnt (vgl. 
Lotta #40, S. 25), übernimmt ver- 
mehrt Dennis de Piccoli organisato- 
rische Aufgaben. So meldete er auch 
den Aufmarsch im Oktober an. Vor 
Ort aber hatte Sascha Krolzig als Ver- 
sammlungsleiter das Sagen. Der 23- 
Jährige bleibt der wichtigste Prota- 
gonist der Gruppe. Über Jahre konnte 


Führungspersonal der KSH. Links: Matthias Drewer, 


& 





das ehemalige Mitglied des zwischen- 
zeitlich aufgelösten Kampfbundes 
Deutscher Sozialisten (KDS) ein Netz 
an Kontakten in der Szene knüpfen. 
Einige dieser politischen Weggefähr- 
ten wie Christian Worch, Axel Reitz 
und der in den letzten Jahren in NRW 
kaum mehr präsente Hartmut Wos- 
tupatsch sprachen auf der „Volks- 
tod“- Demo im Herbst. 


NPD und KSH 

„Auch wenn wir als Nationale Sozia- 
listen nicht in allen Punkten mit der 
NPD einer Meinung sind, so überwie- 
gen doch die Gemeinsamkeiten.” Mit 
diesen Worten begründete die Kame- 
radschaft Hamm die enge Zusam- 
menarbeit mit der NPD, deren lokaler 
Kreisverband keinerlei Berührungs- 
ängste zu offen als Nationalsozialisten 
auftretenden „Kameraden” 
Gruppen der „Autonomen Nationalis- 
ten” hat. Daran haben selbst die Ge- 
walttätigkeiten der Hammer Neonazi- 


und 


Szene nichts geändert. Die Jugendli- 
chen aus dem Umfeld der KSH sind 
zur Stütze des NPD- Wahlkampfes in 
der Region geworden. Ohne sie hätte 
die NPD in den letzten zwei Jahren 
weder Infotische durchführen noch 
Propagandamaterial in nennenswer- 
tem Umfang verteilen können. An der 
Spitze des Kreisverbandes steht mit 
Hans Jochen Voß ein Fürsprecher 
und Sponsor der „Freien Kräfte”, der 
sich der Abhängigkeit seiner Partei 
von den jungen Aktivposten bewusst 
ist (vgl. LOTTA #39, S. 25f.). 

Im März reiste eine KSH- Abord- 
nung sogar nach Sachsen- Anhalt, um 
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mitte: Hendrik Blum, rechts: Sascha Krolzig und Dennis de Piccoli (von links) 


beim Landtagswahlkampf der NPD zu 
helfen. Begeistert kehrten die Reisen- 
den von ihrem Einsatz zurück. Die 
NPD sei in Sachsen- Anhalt „mit ihren 
Positionen und politischen Forderun- 
gen in die Mitte des Volkes” vorge- 
drungen, was einen Wahlsieg wahr- 
scheinlich mache. Die Aufgabe der 
NPD als „parlamentarischer Arm“ sei 
es „radikale Fundamental- Opposition 
zu betreiben, und nicht der Gefahr zu 
erliegen, durch Beteiligung an den 
staatlichen Futtertrögen 
bürgerlichen.” 

Im Gegensatz zu ihrer Bewun- 
derung für „Matthias Heyder und sei- 
ne Mannschaft“ in Sachsen- Anhalt 
gehen die Hammer Neonazis beim 
NPD- Landesverband NRW auf Dis- 
tanz. In dessen Vorstand seien „VS- 
Spitzel und Kameradenverräter” — ge- 
NPD- Mitglieder 

und Melanie 
Händelkes -— gewählt worden. So- 
lange der Landesvorstand um Claus 
Cremer den beiden den Rücken stär- 
ke und die Kritik aus den Reihen der 
„Freien Kräfte” ignoriere, beteilige 
sich die KSH nicht an Aktionen der 
Landes- NPD, hieß es aus Kreisen der 
Kameradschaft. Die langjährige Koo- 
peration mit der NPD Unna/Hamm 
wurde durch diesen Streit allerdings 
nicht getrübt. Diese hatte erst am 10. 
März - wenn auch etwas verspätet — 
brav zum achten Geburtstag der KSH 
gratuliert: „Herzlichen Glückwunsch. 
Wir sind stolz darauf, diese Zeit mit 
Ihnen und Euch gemeinsam gegangen 


zu ver- 


meint sind die 


Thorsten Crämer 


zu sein. Auf viele weitere gemeinsame 
Jahre.” *“ 
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Von Matthias Ritter 


Extreme Rechte | Der Prozess gegen vier Aktivisten der »Anti- Antifa Wetzlar« 





Ein Brandanschlag ohne 
politischen Hintergrund? 


Nach 13 Verhandlungstagen ist vor dem Landgericht Limburg (Hessen) 
der Prozess gegen vier junge Neonazis aus dem Umfeld der Anti- Antifa 
Wetzlar und der Autonomen Nationalisten Wetzlar zu Ende gegangen. 
Zwar urteilte das Gericht auf versuchten Mord in fünf Fällen, ließ jedoch 
den extrem rechten Hintergrund der Tat weitestgehend außer Acht. Der 
antifaschistisch engagierte Pastoralreferent, dem der Anschlag galt, 
sieht sich indes mit Anfeindungen aus Wetzlars konservativem Lager 


konfrontiert. 


In der Nacht zum 5. März 2010 hat- 
ten vier 17- bis 23- jährige Rechte ei- 
nen Molotowcocktail gegen die höl- 
zerne Eingangstür eines Wohnhauses 
in der Wetzlarer Innenstadt geworfen. 
Die vier Menschen, die zur Tatzeit in 
dem Haus schliefen, blieben kör- 
perlich unversehrt, wurden teils je- 
doch psychisch stark in Mitleiden- 
schaft gezogen. Dem in dem Haus 
vermuteten Pastoralreferenten, der 
sich im Bündnis gegen Nazis Wetzlar 
engagiert, sollte mit dem Brandan- 
schlag ein „Denkzettel” verpasst wer- 
den, wie die Täter vor Gericht aus- 
sagten. Weil er Videos über die Ak- 
tivitäten der extremen Rechten ge- 
dreht und diese auf Youtube einge- 
stellt hatte, geriet er ins Visier der An- 
ti- Antifa- Aktivisten. Zwei der Täter 
sahen in ihm gar den Kopf oder zu- 
mindest einen wichtigen Protagonis- 
ten der verhassten Antifa aus dem 
nahegelegenen Gießen. 


»Ein loser Haufen« 

Weitestgehend gefasst nahmen nun 
die vier Angeklagten am 2. Februar 
2011 die Verkündung der Urteile auf. 
Nur der erst 17-jährige Haupttäter 
Francesco Marcotrigiano, der durch 
den Ex- NPD- Funktionär Dirk Wald- 
schmidt anwaltlich vertreten wurde, 
quittierte sein Urteil von fünf Jahren 
einem 


und neun Monaten mit 
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selbstgefälligen Grinsen. Die Ange- 
klagten Oliver Würz, der mittlerweile 
im Aussteigerprogramm IKARUS un- 
tergekommen ist, und Philipp An- 
derle erhielten je fünf Jahre Haft. 
Giancarlo Ferrucci, der die Anderen 
erst vier Wochen vor der Tat kennen- 
gelernt hatte, fuhr zwar den Flucht- 
wagen, legte aber bei seiner Verhaf- 
tung ein umfangreiches Geständnis 
ab und erhielt deshalb milde drei Jah- 
re und neun Monate Haft. Einge- 
reichte Revisionsanträge der erstge- 
nannten Drei werden derzeit vom 
Bundesgerichtshof überprüft. 

Auf die Solidarität ihrer „Kamera- 
dinnen“ mussten die Angeklagten bei 
der Urteilsverkündung wie auch an 
den meisten Verhandlungstagen ver- 
zichten. Gewöhnlich fanden sich nur 
die engere Verwandtschaft und einige 
UnterstützerInnen der Betroffenen 
ein. Nur in seltenen Fällen setzten sich 
einzelne Rechte nach ihren Aussagen 
im Zeugenstand in das Publikum; dies 
jedoch wohl eher, weil sie ohnehin 
anreisen mussten. Von einer ernst- 
haften Unterstützung der Angeklag- 
ten durch ihre Szene konnte kaum die 
Rede sein. 

Viel Neues über die Neonaziszene 
in der Umgebung von Wetzlar förder- 
te der Prozess nicht zu Tage. Wichtige 
ZeuglInnen wie etwa Marcel Keiner, 
der Betreiber der Internetseite Anti- 


Antifa Wetzlar, Daniel Wolff, der 
Verantwortliche für den Blog Autono- 
me Nationalisten Wetzlar, oder Da- 
niel Grebe aus dem Umfeld der 
Freien Kräfte Schwalm- Eder wollten 
sich an nichts erinnern können und 
gaben sich weitgehend einsilbig. 
Zahlreiche Aussagen weiterer ZeugIn- 
nen, die der rechten Szene Mittel- 
hessens zugeordnet werden können, 
blieben ebenfalls unergiebig. Bei Tref- 
fen der Anti- Antifa in der Wetzlarer 
Kneipe Bierbörse sei es wenig um Po- 
litik und mehr ums Saufen gegangen. 
Die Staatsanwaltschaft nahm derarti- 
ge Aussagen zum Anlass, in ihrem 
Plädoyer verlauten zu lassen, eine po- 
litische Motivation sei nicht erkenn- 
bar. Die Wetzlarer Anti- Antifa sei „ein 
loser Haufen“, der „unter dem Deck- 
mäntelchen der Politik” Straftaten be- 
gangen habe. Keine unübliche Argu- 
mentation in Hessen - sie fügt sich 
ein in die vielfach kritisierte „hessische 
Linie“: Straftaten mit extrem rechtem 
Hintergrund werden heruntergespielt, 
entpolitisiertt oder gar verschleiert. 
Hessen beschert dies einen der hin- 
tersten Ränge in der bundesweiten 
Statistik rechter Straftaten, womit 
wiederum die Versagung oder das 
Streichen von Mitteln für Projekte ge- 
gen Rechts legitimiert wird. 


Offene Fragen 

Dem Vertreter der Nebenklage ist es 
zu verdanken, dass der politische Hin- 
tergrund der Tat nicht gänzlich außer 
Acht gelassen wurde. Nahezu unbe- 
handelt blieben dennoch die zahlrei- 
chen vorangegangenen Aktionen, die 
aus dem Umfeld der Anti- Antifa 
Wetzlar und der Autonomen Natio- 
nalisten Wetzlar begangen wurden. 


n 


Foto: wer-kennt-wen.de 





v.I.n.r.: Eric Andersson, Oliver Würz, 
Marcel Keiner, Philipp Anderle 


Denn letztlich stellte der Brandan- 
schlag nur den Höhepunkt einer gan- 
zen Reihe von rechten Angriffen auf 
vermeintliche politische GegnerInnen 
in der Region dar, darunter Farban- 
schläge auf Wohnhäuser, Gaststätten 
und den Gießener Infoladen, bei de- 
nen auffälligerweise immer dieselbe in 
Christbaumkugeln umgefüllte Farbe 
Verwendung fand. Auch wurde im 
Prozess kaum berücksichtigt, dass die 
Angeklagten einräumten, neben dem 
Wohnhaus des Pastoralreferenten 
noch weitere potenzielle Anschlags- 
ziele für Brandsätze gehabt zu haben 
- nämlich den Gießener Infoladen so- 
wie das Kulturzentrum Franzis in 
Wetzlar, in dem unter anderem ein 
Rock gegen Rechts- Konzert stattfand. 
Dass sich die vier Jung- Nazis am Tat- 
abend gegen den Gießener Infoladen 
als Anschlagsziel entschieden, lag, wie 
sie beiläufig einräumten, an dem 
mangelnden Geld für Benzin für die 
Fahrt von Wetzlar nach Gießen. 
Zusammengenommen hätten all 
diese Hinweise dazu führen müssen, 
das Bild vom „losen Haufen“ doch 
sehr in Frage zu stellen. Dies geschah 
jedoch nicht im Falle der Vorsitzenden 
Richterin, die ebenfalls den politischen 
Charakter der Tat weit in den Hinter- 
grund verbannte und am Tag vor der 
Urteilsverkündung von einem „ganz 
Schwurgerichtsprozess” 
sprach. Die Entpolitisierung der Tat 
spiegelt sich dann auch deutlich in 
den Urteilen wider. Während alle An- 
geklagten eine etwas niedrigere Strafe 


normalen 


erhielten, als die Staatsanwaltschaft 
gefordert hatte, verhängte das Ge- 
richt im Fall von Oliver Würz die ver- 
langten fünf Jahre Haft. Dass sich Oli- 
ver und auch Giancarlo bereits zu Be- 
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ginn des Prozesses von der rechten 
Szene zu distanzieren begannen, 
wurde offensichtlich nicht als mil- 
dernder Umstand gewertet, sonst 
hätten die Strafen der anderen beiden 
entsprechend höher ausfallen müssen. 
Denn Francesco und Philipp bekennen 
sich auch weiterhin explizit zur rech- 
ten Szene und pflegen regen Schrift- 
verkehr mit Marcel Keiner und weite- 
Neonazis der Region. Aus 
bürgerlicher Perspektive sendet das 
Urteil damit ein fatales politisches 
Signal: Es gibt rechten Straftätern 
deutlich zu verstehen, dass ein Aus- 
stieg aus der rechten Szene nicht ho- 
noriert wird. 


ren 


Täter- Opfer- Umkehr 
Das Kleinreden des politischen Cha- 
rakters der Tat und die geringe Auf- 
merksamkeit, die den vorausgegan- 
genen Aktionen der Rechten ge- 
schenkt wurde, gehen mit einem 
skandalösen Vorgehen der Ermitt- 
lungsbehörden einher. Kurz nach der 
Tat wurde auch gegen den Pastoral- 
referenten selbst ermittelt, was mit 
der Überwachung seiner Person ver- 
bunden war. Dies, obwohl die Polizei 
um vorangegangene rechte Strafta- 
ten, die am Haus des Kirchenmit- 
arbeiters verübt wurden, wusste und 
es bereits früh konkrete Hinweise auf 
die eigentlichen Täter gab. 

Ein bedenkliches Bild zeigt sich 
nach Ende des Prozesses im Hinblick 
auf Wetzlar. Denn die eigentliche Ziel- 


v.l.n.r.: Francesco Marcotrigiano, Phillip Anderle, Thorsten Groß, Michael Schulz 


person des Anschlages sieht sich nun 
Anfeindungen aus dem Lager der 
Konservativen in Wetzlar ausgesetzt. 
So wird er als „linksextrem” diskredi- 
tiert und für den Anschlag gewisser- 
maßen mitverantwortlich gemacht. 
Denn schließlich habe er die Neonazis 
mit seinem Engagement gegen Rechts 
provoziert. Eine Argumentation, die 
im Übrigen auch Dirk Waldschmidt in 
seinem Schlussplädoyer verfolgte. Ei- 
ne eigenartige Täter- Opfer- Umkehr 
also, die jedoch im politischen Klima 
Wetzlars nicht völlig unerwartet 
kommt. Seit Jahren sorgt Hans- Jür- 
gen Irmer (CDU) mit ausländer- und 
islamfeindlichen Äußerungen für 
Skandale, die er unter anderem in sei- 
nem eigenen Anzeigenblättchen 
Wetzlar- Kurier veröffentlicht. Und 
Wetzlars Bürgermeister Helmut Lat- 
termann (CDU) zeigte erst kürzlich 
ein eigenartig großes Verständnis für 
die Grauen Wölfe und für das ehren- 
amtliche Engagement des Wetzlarer 
NPD- Funktionärs Thomas Hantusch 
als Jugendfußballtrainer, das vor rund 
drei Jahren für Aufsehen sorgte. 
Davon, dass ein Mann gehen musste, 
„dem man ja im Verein konkret nichts 
vorwerfen konnte”, habe keiner et- 
was, lautete die schaurige Logik des 
Bürgermeisters. Vor diesem Hinter- 
grund ist es umso bedenklicher, dass 
sich auch weiterhin junge Neonazis 
um Marcel Keiner scharen und in 
Wetzlarer Kneipen Bier trinken gehen. 

%“ 
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Von Daniel Michalski 


Extreme Rechte | »Graue Wölfe« an der Fachhochschule Frankfurt/Main 


Studieren unter 
drei Halbmonden 





Bei den Wahlen zum Studierenden- 
parlament (StuPa) der Fachhochschule 
Frankfurt/Main im Winter 2010 traten 
verschiedene neue Listen als gemein- 
same Opposition an. Deren diffus an- 
ti- linke Einstellung mündete in dem 
Vorhaben, das bisher maßgeblich von 
linken Listen gestellte StuPa zu über- 
nehmen. Das Wahlprogramm bestand 
aus Allgemeinplätzen wie der Forde- 
rung nach mehr Transparenz und De- 
mokratie. Doch das demokratische 


Selbstverständnis zumindest einer die- 


ser Listen, der Allgemeinen Stu- 
denten- Vertretung (ASV), ist höchst 
zweifelhaft - denn einige ihrer Prota- 
gonistInnen kommen aus dem Umfeld 
der Grauen Wölfe, einer rechtsradika- 
len Bewegung mit Nähe zur türkisch- 
nationalistischen Partei Milliyetgi Ha- 
reket Partisi (MHP, zu deutsch: Partei 
der Nationalistischen Bewegung). 

Aus der Wahl Ende 2010 ging die 
ASV als Sieger hervor - allerdings un- 
ter fragwürdigen Umständen. Neben 
unzulässiger Werbung an den Wahl- 
urnen, wurden einzelne Studierende 
zum Kreuz bei der ASV gedrängt. Dies 
führte zu Zweifeln an der Recht- 
mäßigkeit der Wahl. Als der 
Ältestenrat des StuPa zur Überprüfung 
der Wahl zusammengesetzt werden 
sollte, Dutzend 
Sympathisanten der ASV die Sitzung 
mit provokanten Zwischenrufen und 
beschimpften Abgeordnete als „Kur- 
den- Schlampe” und „Hure“. Es kam 
zu Androhung von Gewalt; die Sitzung 
musste schließlich abgebrochen wer- 
den, als Personen aus dem Umfeld der 
ASV Reizgas versprühten und die Si- 
tuation endgültig eskalierte. Das Um- 
feld der Grauen Wölfe in der ASV 
versucht seitdem die Ereignisse zu 


störten einige 








relativieren und das bisherige linke 
StuPa bei öffentlichen Sitzungen zu 
diskreditieren. Gleichzeitig kommt es 
kontinuierlich zu Drohungen und 
sogar Verfolgungen von linken 
Personen aus dem FH-StuPa. Unter 
einem Großaufgebot der Presse und 
unter Beobachtung einiger Antifa- 
schistInnen konnte in einer erneuten 
Sitzung schließlich der Ältestenrat 
gewählt werden. In den nächsten 
Wochen wird nun über die Zulässig- 
keit der Wahl entschieden — Neu- 
wahlen könnten folgen. 

Eine zentrale Person der ASV ist Se- 
vil Gürbüz, die aus ihrer politischen 
Einstellung keinen Hehl macht. Offen 
trägt sie eine Kette mit drei Halbmon- 
den - einem Symbol von MHP und 
Grauen Wölfen. Auf Nachfrage von 
Journalisten gab sie Kontakte zu den 
Grauen Wölfen zu, bestritt jedoch de- 
ren politisches (extrem rechtes und ul- 
tranationalistisches) Engagement. Bei 
den Auftritten der ASV tauchte neben 
mehreren Aktiven der Grauen Wölfe 
auch immer wieder Serdal Kirksekiz 
auf, ehemaliger Vorsitzender des 
Türkischen Akademiker Bundes — eine 
Burschenschaft der 
Föderation der 
kratischen Idealistenvereine in 
Deutschland (ADÜTDF). Die ADÜTDF 
ist ein eingetragener Verein mit Sitz in 
Frankfurt und gilt als eine Art Ableger 
der MHP in Deutschland. Beobachter- 
Innen gehen davon aus, dass die 
Grauen Wölfe über die ASV Gelder der 
Fachhochschule für ihre Strukturen 
abzweigen wollen. 

Im gesamten Rhein- Main- Gebiet 
und Mittelhessen sind die „Grauen 
Wölfe” seit Monaten immer wieder 
Thema in der Presse. In Wetzlar und 


faschistischen 
Türkisch- Demo- 


Frankfurt wurden den Vorsitzenden 
des Ausländerbeirats jeweils enge 
Kontakte zu Organisationen der 
Grauen Wölfe nachgewiesen. Re- 
cherchen des Hessischen Rundfunks 
zufolge sind die Grauen Wölfe mit 14 
Vereinen im Rhein- Main- Gebiet so 
gut organisiert wie sonst nirgends in 
Deutschland. Doch auch außerhalb 
Hessens gibt es auffällig viele Versuche 
der Grauen Wölfe, Kulturvereine, 
Hochschulgruppen oder politische 
Verbände zu unterwandern, insbeson- 
dere im Ruhrgebiet und in Berlin. 

Die Frankfurter Ereignisse zeigen das 
antidemokratische Politikverständnis, 
die rechtsradikale Identität und die 
Gewaltbereitschaft der Grauen Wölfe. 
Das ist im Prinzip nichts Neues, wird 
aber seit etwa einem Jahr bundesweit 
wieder mehr in die Praxis umgesetzt. 
Ein Thema antifaschistischer Politik ist 
das momentan jedoch kaum - nicht 
nur in Frankfurt sollte sich das 
schleunigst ändern. 

In Frankfurt/Main bleibt abzuwarten 
ob es gelingt, der Studierendenschaft 
vor hoffentlich stattfindenden Neu- 
wahlen an der Fachhochschule die 
Problematik zu vermitteln und über die 
Strukturen der Grauen Wölfe hin- 
reichend aufzuklären. %* 








Von Michael Weiss 





Kongo- Bar für 
immer geschlossen! 


Es gab und gibt wohl keinen zweiten 
Neonazi, dessen Vita so ausführlich 
festgehalten ist wie die des Thomas 
Brehl, der am 31. Dezember 2010 im 
südhessischen Langen im Alter von 
fast 54 Jahren starb. Brehl ist Verfas- 
ser von „Lebenserinnerungen”, die als 
CDs und im Internet kursieren. Darin 
erzählt er seine Geschichte, die in den 
1970ern in einer „NS-Zelle" beim 
Bundesgrenzschutz ihren Anfang fand 
und in den 1980ern durch die Grup- 
pen des 1991 verstorbenen Michael 
Kühnen führte, als dessen „Stellver- 
treter” Brehl zeitweise einer der be- 
kanntesten Neonazis in Deutschland 
war. Brehl war in der Szene eine Reiz- 
figur. Wegen seiner Homosexualität, 
die er offen lebte, und wegen wie- 
derholter sexueller Übergriffe auf Ka- 
meraden erfuhr er Anfeindungen und 
Ausgrenzungen, doch sein Talent zur 
Selbstinszenierung ließ ihn immer 
wieder Anschluss finden. Er stilisierte 
sich als „Regimekritiker”, posierte auf 
immer gleichen Bildern mit Braun- 
hemd und stolzgeschwellter Brust und 
kam letztlich im Führungskreis des 
Kampfbundes Deutscher Sozialisten 
(KDS) unter. Als er 2002 als Mitglied 
einer KDS- Delegation in der iraki- 
schen Botschaft in Berlin empfangen 


wurde, sonnte er sich in dem Gefühl, 
nun auf der weltpolitischen Bühne zu 
stehen. Antifaschistische Medien er- 
hielten zu dieser Zeit von einer unbe- 
kannten Antifa- "Recherchegruppe“ 
Dossiers über den KDS und martia- 
liche Fotos, die Brehl mit Haken- 
kreuzarmbinde in den Reihen seiner 
Kameraden zeigten —- verbunden mit 
der nachdrücklichen Aufforderung, 
umfassend über die Gefährlichkeit der 
Gruppe zu berichten. Dies unterblieb, 
denn schnell war klar, dass es Brehl 
war, der die Dossiers verschickt hatte. 
In den Folgejahren litt er spürbar da- 
runter, dass ihn die Antifa im Rhein- 
Main- Gebiet konsequent ignorierte. 
Brehl war einer, der Anerkennung 
suchte und um sich herum eine Fan- 
tasiewelt zeichnete, aus der es kein 
zurück mehr gab in die Lebenswirk- 
lichkeit. Denn die sah trostlos aus. 
Verarmt und unter schwerem Alkoho- 
lismus leidend verbrachte er seine 
letzten 20 Jahre fast durchgehend im 
Männerwohnheim der Stadt Langen 
und am nahe gelegenen Kiosk. 


»Trinkt deutsches Bier!« 

So ausführlich seine Lebenserinnerun- 
gen auch sein mögen, sie sind lü- 
ckenhaft. Unerwähnt ist zum Beispiel 
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die „Kongo- Bar”. Es war um 1990, als 
Brehl auf die Idee kam, sich ein Zubrot 
zu verdienen. In Langen kursierende 
AS5- Zettel mit der Klischeezeichnung 
Bastrock 
verkündeten: „Deutsche Kameraden! 


eines Schwarzen im 
Trinkt deutsches Bier in der Kongo- 
Bar”. Die „Bar“ bestand aus einem 
Brett vor Brehls mit Bierkästen voll 
gestelltem Zimmer im Männer- wohn- 
heim. Auf dem Flur plante seine „Na- 
tionale Bewegung” Revolutionen und 
soff sich um den Restverstand. Nach- 
dem ihm das Sozialamt „Verlegungs- 
bescheide” zuschickte und er samt 
Bier und „Theke” zum Teil mehrmals 
die Woche vom ersten in den dritten 
Stock und wieder zurück ziehen 
musste, gab Brehl die „Kongo- Bar" 
auf. 

Zur „würdevollen Totenleite“ (KDS) 
am 22. Januar in Langen fanden sich 
knapp 30 Gäste ein, vornehmlich alte 
Weggefährten aus Kühnen- Zeiten, 
die unter anderem aus Berlin (Arnulf- 
Winfried Priem), Oberhausen (Jür- 
gen Mosler), Bielefeld (Meinhard 
Elbing) oder München (Fred Eichner) 
angereist waren. Nach den Trauerre- 
den im Vereinsheim „Zur Kleintier- 
klause” wurde den Neonazis das Be- 
treten des Langener Friedhofs zu- 
nächst polizeilich verboten, doch nach 
längeren Verhandlungen durfte eine 
Delegation, angeführt von Axel 
Reitz, an einem Baum in einer Fried- 
hofsecke einen Kranz niederlegen. Die 
Kameraden wussten nicht einmal, wo 
sich das Grab befand, denn das Lan- 
gener Sozialamt hatte Brehl anonym 
beerdigen lassen. 

Thomas Brehl war eine politische Ka- 
rikatur sondergleichen, doch er war 
kein Idiot. Er vermochte sich auszu- 
drücken und strategisch zu denken, 
und er beherrschte das Spiel mit den 
Medien. Dass ihm in seiner Szene die 
Anerkennung versagt blieb, lag an 
seiner Persönlichkeit, die derart zer- 
brochen war, dass sie selbst für die 
„Nationale Bewegung” untragbar 
schien. %“ 
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Von Tanja Herrmann 


Zwischen »Großer Armee« 
und Nachwuchsarbeit 





Als am 5. November 2010 der Düs- 
seldorfer Ritterkreuzträger Hajo 
Herrmann „zur Großen Armee abbe- 
rufen“ wurde, verlor die „Ordensge- 
meinschaft“, in der sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg mit dem Rit- 
terkreuz Ausgezeichnete organisier- 
ten, eine weitere der wenigen noch 
lebenden Galionsfiguren der Täterge- 
neration. Die Mitglieder der Ordens- 
gemeinschaft der Ritterkreuzträger 
(OdR) gerierten sich als militärische 
Elite und heldenhafte Kämpfer und 
prägten das Bild der Ordensträger. 
Heute befindet sich die OdR ange- 
sichts des Wegsterbens der Täterge- 
neration in einem Kampf um Überle- 
ben und Deutungshoheit. 


Hitlers Helden 

Das Ritterkreuz, genauer das Ritter- 
kreuz des Eisernen Kreuzes, ist ein von 
Hitler im Rahmen des Polenfeldzuges 
ausgelobter Orden für „besondere 
kampfentscheidende Tapferkeitsta- 
ten“. Über die Vergabe des Ritter- 
kreuzes, das insgesamt zirka 7.000 
Mal verliehen wurde, entschied bis 
kurz vor Kriegsende Adolf Hitler per- 
sönlich. Die Ritterkreuzträger - und 
damit ihre Taten — wurden von der 
nationalsozialistischen Propaganda 
herausgestellt und in den Status von 
Helden versetzt. Unter den Ritter- 
kreuzträgern befanden sich auch min- 
destens 45 Angehörige der SS, da- 
runter der SS- Obergruppenführer und 
Generaloberst der Waffen- SS Josef 
„Sepp” Dietrich, der sogar die Ver- 
sion mit Eichenlaub, Schwertern und 
Brillanten erhielt, sowie hohe Militärs 
wie die Generalfeldmarschälle Erwin 
Rommel, Albert Kesselring und 
Walter Model. Also wichtige 


in 





} 
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militärische Funktionsträger, die nicht 


nur, wie beispielsweise Dietrich, 
schwerste Kriegsverbrechen began- 
gen hatten, sondern die in unter- 
schiedlicher Weise und Intensität in 
den Vernichtungskrieg der Nazis in- 


volviert waren. 


Orden der militärischen Elite 

Als rein militärische Elite verstanden 
sich jene Ritterkreuzträger, die sich 
zuerst in der 1952 gegründeten Ge- 
meinschaft der Ritterkreuzträger 
(GdR) und ab 1955 in der Ordensge- 
meinschaft der Ritterkreuzträger zu- 
sammenfanden. Aufgabe des OdR 
war und ist es, in der Öffentlichkeit 
ein Bild zu erzeugen, das jegliche 
Mitverantwortung und Beteiligung 
am Nationalsozialismus und dessen 
Verbrechen ausblendet. Betrachtet 
man die Literatur und die Artikel zum 
Thema OdR, fällt auf, dass dies tat- 
sächlich in weiten Teilen gelungen ist. 
Nicht zuletzt war es die Integration 
der Ritterkreuzträger in die Bundes- 
wehr, die diese Verdrängungsleistung 
ermöglichte. Immerhin 674 Ritter- 
kreuzträger, darunter viele aus NRW 
und Hessen, waren schon früh in lei- 
tender Position in der Bundeswehr 
tätig und konnten sich nicht zuletzt 
dadurch gesellschaftlich etablieren. 
Beispielhaft sei hier der damals in 
Warendorf lebende Horst Niemack 
benannt, der ab 1954 Vorsitzender 
der GdR war. Niemack, der schon 
1941 das Ritterkreuz verliehen be- 
kam, wurde 1952 Vorsitzender im 
Deutschen Olympischen Komitee für 
Reiterei, 1953 erhielt er von Franco 
das Großkreuz des spanischen Mili- 
tärverdienstordens. Er wurde als Ge- 
neralmajor in die Bundeswehr auf- 


genommen und 1969 mit dem Gro- 
ßen Verdienstkreuz des Verdienstor- 
dens der Bundesrepublik Deutschland 
ausgezeichnet. Die Ritterkreuzträger 
hatten ein hohes Ansehen in der Ge- 
sellschaft. Eine auch nur ansatzweise 
kritische Reflexion ihres Wirkens fin- 
det sich bis heute nicht. 


Landser- Romantik und 
Geschichtsrevisionismus 

Das vierteljährlich erscheinende Mit- 
teilungsblatt der OdR, Das Ritterkreuz, 
dessen Redaktion in den Händen von 
Regine Halm liegt, berichtet vom 
Vereinsleben, druckt romantisierende 
Berichte über Kriegserlebnisse und 
bezieht Stellung zu aktuellen Entwick- 
lungen - vor allem im militärischen 
Bereich - mit deutlich geschichtsrevi- 
sionistischen Aussagen. Die Opfer des 
Nationalsozialismus werden mit kei- 
nem Wort erwähnt. 1999 untersagte 
der damalige Bundesverteidigungsmi- 
nister Rudolf Scharping Kontakte 
zwischen der Bundeswehr und der 
OdR mit der Begründung, dass diese 
von Leuten geführt werde, „die sehr 
nahe am Rechtsradikalismus sind, zum 
Teil direkt drin“. Allerdings berichtet 
die OdR bis heute davon, dass zum 
Beispiel Beerdigungen von Ritter- 
kreuzträgern und anderen OdR- Mit- 
gliedern weiterhin von der Bundes- 
wehr „volle Unterstützung” erhielten. 
Auffällig ist aber, dass Kontakte zur 
OdR erst dann öffentlich werden, 
wenn die Bundeswehr- Angehörigen 
„außer Dienst“, also in Rente gegan- 
gen sind und daher keine Disziplinar- 
maßnahmen zu fürchten haben. 


Von Weihnachtsfeiern, 
Begräbnissen und 
Neuaufnahmen 

Bis heute verfügt die OdR, der im- 
merhin noch 110 originale Ordensträ- 
ger angehören, über regionale Struk- 
turen in vielen Regionen Deutsch- 
lands. Geleitet wird die OdR heute 
von dem Ritterkreuzträger Günter 
Halm aus Bad Münder; ihm zur Seite 
stehen als Stellvertreter Georg Bose 
aus Einhausen und Joachim Phillip 
aus Unterschleißheim. Die Geschäfts- 
führung hat Michael Helbig aus 
Lauenau inne, die Medienarbeit ob- 
liegt Halm persönlich. 

In Hessen und NRW existieren noch 
Landesverbände und diverse Unter- 
gliederungen der OdR. Die Landes- 
gruppe Hessen unter Bose verfügt 
über Sektionen in Frankfurt, Kassel, 
Wetzlar und Wiesbaden. Leiter der 
Sektion Kassel/Nordhessen ist Rein- 
hard Kroll, in Frankfurt ist es schon 
seit den 1990er Jahren der Ritter- 
kreuzträger Artur Becker- Neetz, in 
Wetzlar Gerhard Prölß. Letztere Sek- 
tion erwähnt auch immer wieder, dass 
sie junge Mitglieder aufnehmen 
konnte. Gehörten zur Landesgruppe 
NRW Ende der 1990er Jahre noch die 
Sektionen Köln, Bonn, Ost- Westfa- 
len/Lippe, Niederrhein und Ruhr, so 
waren 2009 nur noch die beiden 
letzteren aktiv. Ende 2009 wurden 
auch diese auf Grund zurückgehender 
Mitgliederzahlen zur neuen Sektion 
Rhein/Ruhr zusammengelegt. Immer 
noch aktiv ist auch der ehemalige Lei- 
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ter der Sektion Köln, Erwin Kres- 
smann aus Siegen. In Rheinland- Pfalz 
existiert noch eine Landesgruppe, die 
von H. Keith geleitet wird. Als Sek- 
tionen gibt es die Sektion Kob- 
lenz/Moselland/Trier und die Sektion 
„Willi Dipberger” in Nordbaden- 
Rheinpfalz. Die Berichte der Treffen 
ähneln sich: Fast ausnahmslos erzäh- 
len die Ritterkreuzträger von ihren 
Kriegserlebnissen und berichten aus 
ihrer subjektiven Sicht vom Kriegsver- 
lauf; die anderen Teilnehmer, vor al- 
lem die jüngeren, hören den „Helden“ 
gebannt zu. Fester Bestandteil der 
Treffen sind auch die Gedenkminuten 
für jüngst verstorbene Ritterkreuzträ- 
ger oder andere Mitglieder der OdR. 


Orden ohne Ritterkreuzträger 

„Zur Überraschung des Sektionsleiters 
Kroll sind 20 Anwesende der Einla- 
dung gefolgt, soviel wie schon seit 
Jahren nicht mehr”, heißt es in einem 
Bericht über das Frühjahrstreffen der 
Sektion Kassel/Nordhessen. Ein Bild 
des Treffens zeigt jedoch, dass sicher- 
lich weit über die Hälfte der Anwe- 
senden nach dem Krieg bzw. erst in 
den 1960er, 1970er oder gar 1980er 
Jahren geboren wurde. Anwesend 
waren nur noch drei Ritterkreuzträger. 
So muss es denn auch nicht verwun- 
dern, dass „lobend begrüßt” wurde, 
„dass es auch in der heutigen Zeit 
noch junge Menschen gibt, die den 
alten Soldaten Respekt zollen und die 
Traditionen auch für künftige Genera- 
tionen bewahren möchten“. Schon 


4 Herzlich Mikonmen Mi 
50 Jahre O.d.R 





beim Treffen anlässlich des 50- jäh- 
rigen Bestehens der OdR fiel auf, dass 
eine kleine Gruppe von Burschen- 
schaftern anwesend war, 
Nachwuchs bereitzustehen schien. 
Auf der Mitgliederversammlung am 
16. Oktober 2010 im Hotel Seepark 
im hessischen Kirchheim wurde je- 
doch beklagt, dass es „bei den Sek- 
tionsleitern 3 unbesetzte Posten” gibt: 
„Bodensee/Oberschwaben, Hamburg 
und Koblenz- Mosel- Trier”. Diese Ent- 
wicklung müsse augenblicklich ge- 
stoppt werden, heißt es in einem Be- 
richt über das Treffen in Das Ritter- 
kreuz, denn: „Es kann nicht sein, dass 
wir in der Bundesrepublik weiße 
Flecken haben.” Daher standen auf 
der Tagesordnung unter anderem 
Satzungsänderungen, die die Aufnah- 
me neuer Mitglieder erleichtern sol- 
len. Die OdR versucht sich auf Zeiten 
vorzubereiten, in denen es eventuell 
nicht mehr möglich sein wird, das da- 


die als 


malige Handeln ihrer Kriegsteilnehmer 
als militärische Heldentaten darzustel- 
len. Es wird sich zeigen, ob und was 
die Neuzugänge dazu beitragen kön- 
nen. 

Im Gegensatz zu den meisten an- 
deren Bereichen von Wehrmacht und 
SS existiert zu den Ritterkreuzträgern 
bisher auch noch keine kritische For- 
schung, die das Bild der Ritterkreuz- 
träger und ihr Wirken im Nationalso- 
zialismus adäquat darstellen und hin- 
terfragen würde. %* 
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Von Tobias Hoff 





»Ägyptische 
Verhältnisse« 











Bundesweit lässt sich kaum eine andere Veranstaltung finden, die für die 
extreme Rechte mehr Bedeutung besitzt als der jährliche Großaufmarsch 
in Dresden. Nach der Schlappe 2010 sollte in diesem Jahr alles besser 
laufen. Doch der Großaufmarsch am 19. Februar endete in einem Fiasko. 
Eine Niederlage, die sich aber nicht alle Neonazis eingestehen. 


Der „Trauermarsch” in Dresden gilt 
spätestens seit dem Verbot der Ru- 
dolf- Hess- Märsche in Wunsiedel als 
einzig verbliebenes Großevent im 
jährlichen 
der Neonazis. 


Demonstrationskalender 
Nachdem der Auf- 
marsch am 13. Februar 2010 in Dres- 
den durch Blockaden Tausender Anti- 
faschistInnen erstmals verhindert 
werden konnte und 6500 Neonazis 
nicht über ihren Startpunkt hinaus ka- 
men, mobilisierte der Vorbereitungs- 
kreis Dresden 2011 in diesem Jahr für 
zwei verschiedene Tage: einmal zu ei- 
nem „Trauermarsch” am 13. Februar, 
maßgeblich organisiert von dem Ak- 
tionsbündnis gegen das Vergessen 
(AgdV) und der Jungen Landsmann- 
schaft Ostdeutschland (JLO) sowie zu 
einem Großaufmarsch am 19. Feb- 
ruar, zu dem mehrere tausend Teil- 


nehmerlInnen aus dem ganzen Bun- 
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desgebiet und dem europäischen 
Ausland erwartet wurden. 

Dass die extreme Rechte an zwei 
unterschiedlichen Tagen aufmar- 
schiert, ist nichts Neues. Schon in den 
Jahren 2008 und 2009 gab es zwei 
Aufmärsche. Damals war dies aller- 
dings das Resultat von szene- internen 
Streitigkeiten, da sich Teile der „Freien 
Kameradschaften” mit der JLO über 
die Frage der angemessenen Form der 
„Trauermärsche” zerstritten hatten. 

Dieses Jahr versicherte der Vorbe- 
reitungskreis, dem nach eigener Aus- 
sage „Vertreter der maßgeblichen na- 
tionalen Organisationen“ von JLO 
über NPD bis hin zur Kameradschafts- 
szene angehörten, dass die Veranstal- 
tungen in keinem Konkurrenzverhält- 
nis zueinander stünden. Vielmehr 
wollte man das Vorgehen als eine 


Antwort auf die „Repression der De- 
mokraten” verstanden wissen. 


Aktionswoche 

Im Vorfeld der diesjährigen Aufmär- 
sche rief das AgdV zur bundesweiten 
„Aktionswoche 13. Februar” auf, um 
„Zu kreativen Aktionen in Erinnerung 
an das Kriegsverbrechen von Dresden 
. Der Schwerpunkt der 
seit 2007 organisierten Aktionswoche 
lag vor allem in Ostdeutschland, aber 
auch aus NRW, Rheinland- Pfalz und 
Hessen wurden Aktivitäten vermeldet. 
Schon vor Beginn der Aktionswoche 
fand am 5. Februar im Nationalen 
Zentrum in Dortmund eine Infoveran- 
staltung statt. Neben verschiedenen 
Rednern aus Sachsen trat zum Ab- 


zu animieren” 


schluss der Liedermacher Jan- Peter 
Kersting auf. 

In der Aktionswoche wurde in NRW 
unter anderem in Gelsenkirchen, 
Duisburg, Gladbeck und Dortmund 
plakatiert und Flugblätter verteilt oder 
wie in Leverkusen Transparente an 
Autobahnbrücken angebracht. In 
Rheinland- Pfalz verteilten die Natio- 
nalen Sozialisten Neuhofen Flugblät- 
ter in den Gemeinden Limburgerhof 
und Neuhofen. Zudem gab es in etli- 
chen Städten Sprühaktionen. Dass es 
sich bei den „kreativen Aktionen” um 
meist kleine und in erster Linie identi- 
tätsstiftende Aktivitäten handelte, 
verdeutlicht ein Beispiel aus Hessen. 
Hier reichte schon die Meldung, dass 
sich zum Start der Aktionswoche in 
Mittelhessen eine Kerze, 
Mahnung und Erinnerung für die Zeit 
während der Aktionswoche ununter- 


„die zur 


brochen leuchten wird”, im Kamerad- 
schaftsraum befindet, um in die Chro- 
nologie der Neonazis aufgenommen 


zu werden. 


Trauer und Fackelmarsch 

Am 13. Februar, dem Jahrestag der 
Bombardierungen, versammelten sich 
rund 1500 Neonazis in Dresden. Nach 
einer Rede von Olaf Rose setzte sich 
der „Trauermarsch” begleitet von 
klassischer Musik und Fackeln in Be- 
wegung. Aufgrund von Protesten 
konnte der Aufzug nicht wie gewohnt 


gu 


durch belebte Teile der sächsischen 
Landeshauptstadt ziehen, sondern 
musste eine stark verkürzte Route 
wählen. Der Großteil der rechten Teil- 
nehmerlInnen war aus Sachsen, Sach- 
sen- Anhalt und Berlin angereist, aber 
auch eine Reisegruppe aus NRW ver- 
sammelte sich hinter dem Transparent 
des /nfoportals Dortmund. Am selben 
Abend zogen angeblich 20 daheim- 
gebliebene Neonazis mit Fackeln zu 
einem „Ehrenmal” in Datteln (Kreis 
Recklinghausen). Auch viele ihrer „Ka- 
meraden” aus dem Westen ent- 
schieden sich, nicht am 13. Februar, 
sondern zum Aufmarsch am 19. Feb- 
ruar nach Dresden zu fahren. 


Kein Durchkommen 

„Recht auf Gedenken - Der Wahrheit 
eine Gasse!” lautete das Motto der 
Aktionen für den 19. Februar. Nach 
einem juristischen Vorgeplänkel wur- 
den den Neonazis per Gerichtsent- 
scheid drei Veranstaltungen geneh- 
migt. Am Tag selbst wurde schnell 
deutlich, dass der Großaufmarsch 
nicht stattfinden wird. An die 20.000 
Gegendemonstrantinnen blockierten 
die Versammlungen der Nazis (s. S. 
57). Es ist unklar, wie viele Neonazis 
tatsächlich in Dresden versucht ha- 
ben, ihre Treffpunkte zu erreichen. 
Schätzungen gehen von ungefähr 
3.000 Neonazis aus. Die NPD spricht 
von 6.000 Anreisenden, denen unter- 
sagt worden sei, ihre Busse zu verlas- 
sen. An verschiedenen Stellen fanden 
sich größere Gruppen zusammen. In 
Dresden- Plauen marschierten zirka 
1.000 Neonazis, angeführt von Tho- 
mas „Steiner“ Wulff, eine kurze 
Strecke zum S- Bahnhof. Das Front- 
transparent stellte der Nationale Wi- 
derstand Zweibrücken (RLP) um 
Detlef Walk. 

Vom Bahnhof Freital aus bewegte 
sich eine Gruppe Neonazis zeitweise 
ohne Polizeibegleitung in Richtung In- 
nenstadt, unter ihnen „Reisegruppen” 
aus dem Rheinland. In Dresden- Löb- 
tau griff die Gruppe das alternative 
Wohnprojekt Praxis und benachbarte 
Häuser an. „Die Angreifenden hoben 
Steine und Gullideckel aus, zertrüm- 


merten Betonblumenkübel, um Muni- 
tion zu erhalten. Versuche, die Co- 
lumbusstraße 9 über Fenster und den 
Hof zu erstürmen, konnten durch 
entschlossenen Widerstand abge- 
wehrt werden. Nach 10 Minuten zo- 
gen die Angreifenden weiter“, schrie- 
ben die Praxis- BewohnerInnen in ei- 
ner Pressemitteilung. Das Video eines 
Augenzeugen ermöglichte die Identi- 
fizierung zweier Angreifer. Bei einem 
der Steinewerfer handelt es sich of- 
fenbar um Sebastian Ziesemann aus 
Erftstadt, den das Freie Netz Köln in 
der Vergangenheit als einen „offen 
mit Gesicht und Namen für seine 
Überzeugung einstehenden Kame- 
raden” bezeichnete. In dem Video ist 
zudem der Kölner Paul Breuer zu 
sehen, wie er mit Armbewegungen 
Anweisungen an umstehende Neona- 
zis gibt, die mit Steinen und Stöcken 
die Fenster der Häuser attackieren. 
Nach der Attacke begab sich die Neo- 
nazi- Gruppe zum Dresdener Haupt- 
bahnhof. Die Aktion stieß in extrem 
rechten Kreisen weitestgehend auf 
Zustimmung: „Schön dass diese 
Wichser nun endlich mal die eigene 
Medizin kosten dürfen”, so eines von 
vielen Kommentaren auf dem Inter- 
netportal altermedia. 


Opferstilisierung und 
Selbsterhöhung 

Betrachtet man die veröffentlichten 
Stellungnahmen und Erlebnisberichte 
zeigt sich einmal mehr, dass die Szene 
in weiten Teilen nicht fähig ist, eine 
politische Analyse ihres Fiaskos am 
19. Februar zu liefern. Vielmehr bieten 
die Veröffentlichungen das,"was der 
Politikwissenschaftler Kurt Lenk ein- 
mal als die zwei Kernelemente eines 
extrem rechten Weltbildes bezeich- 


Paul Breuer beteiligt sich am Angriff auf das Wohnprojekt „Praxis“ in Dresden 





nete: die Kombination von Verfol- 
gungs- und Größenwahn. So drückt 
die JLO in ihrer Nachbereitung auf die 
Tränendrüse und schwadroniert von 
„agyptischen Verhältnissen” und ei- 
nem von den „Machthabern” gerufe- 
nen „linken Mob”. Eine ähnliche Op- 
ferstilisierung liefern die Stellungnah- 
men aus Kreisen der NPD. 

Dagegen strotzen die Berichte der 
Kameradschaftsszene vor Selbstbe- 
wusstsein und Aktionismus. Für die 
Freien Nationalisten Leverkusen war 
es ein „gelungener Tag“, den sie mit 
den „Busbesatzungen” aus Bonn, 
Aachen und Wuppertal erlebten. Die 
Kameradschaft Aachener Land kons- 
tatierte, dass alles wie erwartet ge- 
laufen sei: „Niemand hatte ernsthaft 
damit gerechnet, dass die Teilnehmer 
der offiziellen Demonstration mar- 
schieren lassen würde. Die Taktik der 
einzelnen Spontandemonstrationen 
ging auf.“ Selbst die Freien Nationa- 
listen Kassel, deren „Aktionsbericht” 
eine Aneinanderreihung von „Repres- 
sionen”, erlebter Ohnmacht und eige- 
ner Handlungsunfähigkeit ist, bilanzie- 
ren, „dass man spontan auch mit ei- 
nigen Hunderten handlungsfähig“ ge- 
wesen sei und „unsere Demonstration 
- fernab von Gerichtsentscheidungen 
und Polizeianweisungen - auch kon- 
sequent durchsetzten” konnte. 

Während die JLO eine juristische 
Aufbereitung des 19. Februar ankün- 
digt, ziehen die Autonomen Nationa- 
listen Moers andere Konsequenzen 
aus der Schlappe. In ihren Augen 
braucht „die Nationale Bewegung [...] 
künftig völlig andere Konzepte und 
Methoden im Kampf gegen das Sys- 
tem. Diese sollten aber auf keinen Fall 
darauf wurzeln, das Grundgesetz im 
Rücken zu haben”. %« 


Lotta #43 | Frühjahr 2011 | Seite 33 











Aufmarsch- Splitter 


29. Januar, Wuppertal 

„Wuppertal ist schon lange 
nicht mehr ROT!”, resümie- 
ren die Nationalen Sozialis- 
ten Wuppertal nach ihrem Auf- 
marsch am 29. Januar. Anteil daran 
haben die heutigen Wuppertaler 
Neonazis allerdings nicht, erst recht 
nicht durch ihren Aufmarsch. Zwar 
hatten es um die 200 von ihnen 
geschafft, zum Sammelpunkt zu 
gelangen, viele ihrer Kameraden 
waren an dieser Aufgabe aber ge- 
scheitert. Eine größere Gruppe von 
zirka 80 Neonazis, unter ihnen der 
als Redner angekündigte Dieter 
Riefling aus Hildesheim, landete 
sogar nach einem gescheiterten 
Angriff auf AntifaschistInnen in 
Polizeigewahrsam. Der Aufmarsch 





selber wurde zudem massiv von 
AntifaschistInnen behindert und 
konnte fast drei Stunden verspätet 
nur mit enormen Polizeieinsatz 
durchgesetzt werden. Die Ansteue- 
rung des ursprünglichen Zieles, dem 
Autonomen Zentrum, war schon vor 
Demobeginn gerichtlich untersagt 
worden. Das Motto des Auf- 
marsches lautete „Gegen Antifa- 
schismus und linke Gewalt! - Weg 
mit dem Autonomen Zentrum!”, als 
Veranstalter traten „Freie Kräfte der 
Region, unterstützt von der NPD 
Düsseldorf / Mettmann” auf, An- 
melder und Versammlunggsleiter war 
Axel Reitz, der vom Wuppertaler 
Kevin Koch unterstützt wurde. Zum 
Mikro griffen neben diesen beiden 
noch Paul Breuer (Köln), Ingo 
Haller (Düren) und Manfred 
Breidbach (NPD, Düsseldorf). „Die 
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Demonstration, war erst der Anfang 
im Kampf gegen Antideutsches Ge- 
sindel und rotem Dreck auf Wup- 
pertals Straßen”, verkündeten die 
NaSoWpt wie gewohnt großmäulig. 


29. Februar, Viersen 
Eigenangaben zufolge 30 
JN- AnhängerInnen nahmen 
anlässlich des Auffindens der 
Leiche des ermordeten 10- jährigen 
Grefrathers Mirco am 29. Februar 
im niederrheinischen Vieren an 
einer kundgebungsartigen „Mahn- 
wache“ unter dem Motto „Todes- 
strafe für Kinderschänder” teil. 





2. Februar, Köln 

35 pro- Anhängerlnnen (laut 
pro „rund 50 Personen”) 
fanden sich anlässlich des 
Richtfestes der neuen DITIB- 
Moschee im Kölner Stadtteil Eh- 
renfeld am Rande der Baustelle ein, 
um mit einer kundgebungsartigen 
Mahnwache wieder einmal gegen 
den Bau der Moschee zu protes- 
tieren, der schon lange nicht mehr 
verhinderbar ist. Da die Teilneh- 
merInnenzahl deutlich unterhalb 
von 50 Personen blieb, wurde laut 
Auflagen der Polizei der Einsatz ei- 





ner Lautsprecheranlage nicht zuge- 
lassen. Jörg Uckermann versuchte 
dennoch, sich bemerkbar zu ma- 
chen, zu hören war er außerhalb 
der eigenen Reihen aber nicht. 


25. Februar, Hamm 

Ey Nach der Vollstreckung eines 
Haftbefehls 
Hammer Neonazi- Aktivisten 





gegen den 


Neonazi- Aufmarsch am 26. März in Trier 


ki 


Matthias Drewer demonstrierten 
am Abend des 25. Februar zirka 70 
Neonazis spontan in der Hammer 
Innenstadt. 


27. Februar, Düsseldorf 


i „Gesicht zeigen für Demo- 
kratie und Menschenrechte” 
und dem türkischen Minis- 
terpräsidenten Recep Tayyip Er- 
dogan bei seinem Deutschland- 
besuch einen „herzlichen Empfang" 
bereiten, wollte am 27. Februar pro 
NRW mit einer Kundgebung in 
Düsseldorf. Motto: „Für eine bessere 
Integration statt islamistischer Pa- 
rallelgesellschaften. Die Freiheit ver- 
teidigen gegen den radikalen Islam 
der Marke Erdogan - Nein zum EU- 
Beitritt der Türkei.” Knapp 80 pro- 
AnhängerlInnen, von denen die 
allermeisten in zwei Bussen von 
außerhalb angereist waren, fanden 
sich ein, 200 Meter vom ISS- Dome 
entfernt, in dem Erdogan eine Rede 
hielt. Der Versuch, eine Spontan- 
demo anzumelden, scheiterte an 
der Polizei. Zum Mikro griffen Jörg 
Uckermann, Regina Wilden, 
Markus Wiener, Andreas Molau 
und Patrik Brinkmann. 





5. März, Bochum 

„Gegen Minarettbau und 

Überfremdung” protestierte 
die NPD NRW am 5. März mit einer 
Kundgebung in Bochum. Motto der 
Aktion, die sich „gegen den dort 
geplanten Minarettbau der umstrit- 
tenen DITIB- Gemeinde, sowie ge- 
gen die allgemeine Überfremdung 
unserer Städte und Gemeinden” 


richtete: „Danke Schweiz — Mina- 
rettverbot auch hier!” Ans Mikro 
durften Claus Cremer, Timo Pra- 
del, Marcel Haliti, Markus Schu- 
macher, Matthias Halmanns, 
Andre Zimmer sowie „zwei Natio- 
nalisten aus Krefeld und Gelsen- 
kirchen“. Die NPD und JN selbst 
nennen keine TeilnehmerInnenzahl, 
Augenzeuginnen zufolge waren es 
zirka 15. Für die Aktion war zuvor 
nicht öffentlich geworben worden, 


und sprach von einem „mörde- 
rischen Vernichtungswillen“ der 
Amerikaner. Anschließend ging es 
weiter nach Pirmasens, wo die NPD 
Westpfalz eine Kundgebung unter 
dem Motto „Keine Multikulti- Ex- 
perimente in Pirmasens“ angemel- 
det hatte. Die Kundgebung richtete 
sich gegen Deutschkurse, die in 
einem Stadtteilprojekt angeboten 
werden. Auch in Pirmasens hielten 
Babic und Walter Redebeiträge. 


Aufmarsch- Splitter | Extreme Rechte 


fer - in Landau auf dem Stiftsplatz. 
Da etwa 300 AntifaschistInnen den 
Lautsprecherwagen der Nazis über- 
tönten, brachen die Neonazis nach 
20 Minuten die Kundgebung 
sichtlich frustriert ab. Auch die 
Kundgebung in Neustadt am Folge- 
tag wurde von Gegendemonstrant- 
Innen übertönt. Hier waren etwa 20 
Neonazis anwesend, ebenso wie am 
18. März in Bad Dürkheim. 


19. März 2011, Koblenz 
Kurzfristig hatte das Aktionsbüro 
Mittelrhein zu einem Aufmarsch 


um organisierte Gegenproteste zu 
verhindern. Eine ebenfalls für den 5. 
März angemeldete und öffentlich 


12. März, Iserlohn 
(Märkischer Kreis) 


angekündigte Kundgebung in Dort- 
mund sagte die NPD kurzfristig ab. 


12. März, Soest 

Den gewaltsamen Tod eines Ju- 
gendlichen auf einer Soester 
Schüler- Party 
Neonazis für ihre Zwecke in- 
strumentalisieren. Unter dem Motto 
„Tim K. - Opfer eurer Ignoranz!” 
marschierten um die 150 Neonazis 
auf. Die große Mehrheit der Teil- 
nehmenden reiste mit dem Zug an, 
vor allem aus dem westfälischen 
Umland und dem Rheinland. Zum 
Auftakt sprachen Versammlungs- 
leiter Sascha Krolzig (Hamm), 
Matthias Drewer (Hamm), Alex- 
ander Wilhelm (Unna) und Paul 
Breuer (Köln). Auf der Zwischen- 
kundgebung folgten Redebeiträge 
von Dirk Splettstößer (Ahlen), Ke- 
vin Koch (Wuppertal), Axel Reitz 
(Köln) sowie von „Kamerad Stefan 
aus Soest”. 


wollten 





12. März, Zweibrücken 
und Pirmasens 
Wie jedes Jahr mobilisierte der Na- 
 tionale Widerstand Zwei- 
® e 
brücken auch 2011 zum 
Trauermarsch anlässlich der 
Bombardierung Zweibrückens. Dem 
Aufruf folgten zirka 50 Neonazis aus 
der Region. Als RednerInnen traten 
Markus Walter, Safet Babic und 
Christine Jobert (Front National) 
auf. In seiner Rede bezeichnete 
Walter die Bombardierung der Stadt 
Pirmasens als „Bombenholocaust” 





Einen „Aktionstag gegen Überfrem- 
dung und Islamisierung in Süd- 
westfalen” führte die nord- 
rhein- westfälische NPD am 
12. März in Iserlohn durch, 
um ihren „Protest gegen den 
geplanten Moscheebau in Iserlohn 
auf die Straße” zu tragen. Motto: 
„Keine Moschee in Barendorf!” Für 
die Aktion war zuvor nicht öffentlich 
geworben worden, um organisierte 
Gegenproteste zu verhindern. Nach 
einer Kundgebung in der Iserlohner 
Innenstadt mit Reden von Timo 
Pradel, Claus Cremer, Marcel 
Haliti und Matthias Halmanns, 
habe es noch einen „Protestzug 
durch dicht bebautes Wohngebiet” 
im Iserlohner Stadtteil Barendorf 
gegeben, „um direkt an Ort und 
Stelle gegen den Moscheebau zu 
demonstrieren”. Angeblich sollen 50 
Personen teilgenommen haben, 
zwei Dutzend wäre realistischer ge- 
schätzt. 





16., 17. und 18. März 2011, 
Landau, Neustadt an der 
Weinstraße und Bad Dürkheim 


weis Auch dieses Jahr nahm die 
NPD die Bombardierung 
einiger Städte zum Anlass, 
unter der Woche Kundgebungen 
durchzuführen, die von dem Ehe- 
paar Dörthe und Klaus Armstroff 
angemeldet wurden. Am Mittwoch, 
den 16. März, begann um 20 Uhr 
eine „Mahnwache” von 21 Neo- 





nazis — unter ihnen Matthias Herr- 
mann und Ren& Rodriguez- Teu- 


unter dem Motto „Politischer Justiz 

Süs entgegentreten, Repression 
darf nicht zum Alltag 
werden!” aufgerufen. Die 





Neonazis stören sich daran, dass 
einige Kameraden von der Staats- 
anwaltschaft Koblenz in U- Haft 
gesteckt wurden. Anmelder war 
Axel Reitz, der ebenso wie Sven 
Lobeck, Sven Skoda und Paul 
Breuer eine Rede hielt. Etwa 115 
Neonazis, davon der größte Teil aus 
NRW, nahmen teil. 


26. März, Trier 


Etwa 90 Neonazis aus Rheinland- 
Pfalz, dem Saarland, Thüringen und 
us NRW folgten am Tag vor den 
Landtagswahlen in 
Rheinland- Pfalz dem Aufruf 
der NPD nach Trier. Die Demons- 
tration „Hey Merkel, hörst du uns? 
Widerstand lässt sich nicht verbie- 
ten! US-Kriegsbasis abwählen - 
Freiheit erkämpfen!” richtete sich 
gegen US-Militäreinrichtungen in 
der Region, Anlass war ein Wahl- 
kampfbesuch Angela Merkels in 
Trier. Der Aufmarsch wurde von 
lautstarkem Protest begleitet, immer 





wieder flogen auch Eier, Wasser- 
bomben oder Flaschen. Als Redner 
traten der NPD- Bundesvorsitzende 
Udo Voigt, Michael Fischer (Freie 
Nationalisten Weimar), Markus 
Walter (NPD- Landesvorstand RLP), 
Safet Babic (NPD- Stadtrat in Trier) 
und Detlef Walter (NPD Trier) auf. 
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n Stage 

Für den 19. März 2011 wurde in der 
Szene ein Konzert unter dem Motto 
„Boots only“ mit den Angry Boot- 
boys aus Marl/Bielefeld, Sad but 
true aus Leverkusen und den beiden 
Münsterländer „Newcomer“- Bands 
Shaven Heads und Orange Blood 
beworben. Nachdem das Statt- 
finden des Konzerts und ein ver- 
meintlicher Konzertort (Köln) bei 
Indymedia veröffentlicht wurde, 
hörte man nichts mehr von dem 
Konzert. Vermutlich wurde es 
abgesagt. 

Die aus Bremen stammende extrem 
rechte Hooliganband Kategorie C, 
die jüngst sogar auf einem Konzert 
in Moskau auftrat, hat ihren Tour- 
plan für 2011 bekannt gegeben. 
Geplant sind unter anderem Kon- 
zerte am 14. Mai im „Ruhrpott”, am 
25. Juni im Raum Hannover — das 
eventuell wieder von dem in Minden 
wohnenden Marcus Winter orga- 
nisiert wird -—, am 2. Juli im „Ruhr- 
pott Süd“ und als letzte Station am 
13. August in Kaiserslautern. 
Sleipnir soll am 4. Juni 2011 beim 
„10. Thüringentag der nationalen 
Jugend” in Nordhausen und auch 
beim Sonderverkauf des Deutsche 
Stimme- Verlags der NPD am 2. Ap- 
ril in Riesa spielen, Non Plus Ultra 
aus Düsseldorf am 9. April 2011 in 
Spanien. 
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Nazi- Hip- Hop 
» Im Februar 2011 gab der Güters- 
loher Rapper Julian Fritsch aka 
Makss Damage, der als SDAJ- Mit- 
glied in den letzten Jahren durch 
Lobeshymnen auf Stalin und antise- 
mitische Texte auf sich aufmerksam 
gemacht hatte, bekannt, dass er 
jetzt für den „Nationalen Sozialis- 
mus” kämpfen will. Im Interview mit 
Axel Reitz erläuterte er seine 
Gründe für diese Entscheidung. 
„Ausländer“ seien in Deutschland 
eben nicht „benachteiligt” und 
hier „viel Geld mit 
Kriminalität verdienen”. Zudem 
beklagt er, es gäbe „kein Kämp- 
fertum innerhalb der linken Szene”. 
Während aus der Hip- Hop- Szene 
erleichterte Stimmen über den Ab- 
gang von Makss Damage zu hören 
waren, sind Teile der neonazisti- 
schen Szene begeistert. Fritsch 
nahm inzwischen auch schon an 
Aufmärschen, z.B. in Wuppertal, teil 
und spricht von einer noch nie 
Kameradschaft. „Als 
kleines Dankeschön für die über- 
wiegend herzliche Aufnahme in die 
Reihen des Nationalen Wider- 
standes, steht hier ab heute die 
neue MaKss Damage EP 'Sturmzei- 
chen’ zum freien Runterladen be- 
reit”, schrieb Fritsch am 20. März 
auf seiner Website. Die Meinungen 


würden 


erlebten 


im neonazistischen Thiazi- Forum 
reichen von „Damit kann man wirk- 
lich ganz neue Hörerkreise erschlie- 
ßen” über „Irgendwie finde ich aber 
die alten Sachen aber besser. Nicht 
falsch verstehen, aber ich finde, 
dass Tracks Kommunistenpower, 
Lange noch kein Nazischwein und 
Tötet diese Antideutschen Huren- 
söhne eben einen Tick ungezwun- 
gener und spritziger rüberkommen”“ 
bis hin zu „Tut mir nicht leid, aber 
bei der ‘Musik’ kommt mir die Galle 
hoch und ich bekomme Ohrenaus- 
schlag.” 


veröffentlichte das 
Neonazi- Rap- Projekt n'Socialist 
Sound- system ihre Debut- CD „Volk 
ans Mikrophon” auf dem Label 
LNR- Records. Beworben wird das 
Album als „der bislang wohl 
profesionellste Versuch, den sog. 
"NS Hop Hop’ zu etablieren“. 
n'Socialist Soundsystem 
Nebenprojekt der RechtsRock- Band 
Häretiker aus Rheinland- Pfalz. 


» Im Februar 


ist ein 


Fascho 4 

» „5 vor 12” ist der Titel einer Split- 
CD, die am 11. März bei Front Re- 
cords im nordsächsischen Schildau 
erschienen ist. Sie enthält jeweils 
fünf Lieder der Sauerländer Band 
Weisse Wölfe sowie der Gruppe Die 
faschistischen 4, die bisher nur aus 
dem Untergrund heraus agierte. 
Lieder wie „Wärst Du doch in Istan- 
bul geblieben, Eisenbahnromantik 
und Michel” seien „nur ein leichter 
Vorgeschmack auf zukünftige musi- 
kalische Übergriffe!”, heißt es im 
Thiazi- Forum. Doch viele User 
stehen der Veröffentlichung skep- 
tisch gegenüber: „Ich kann mir 
überhaupt nicht vorstellen, dass DF4 
mit legalen Texten punkten können 
oder dass die Wölfe mal wieder was 
auf den Markt bringen, was nicht 
für die Mülltonne ist“, schreibt einer 
von ihnen. Die faschistischen 4 sind 
vor allem durch rassistisch umge- 
textete Schlager bekannt geworden 
- ein Konzept, das anscheinend 
auch auf der neuen Split- CD weiter 
verfolgt wird. So dürfte sie vermut- 
lich, auch auf Grund von Urheber- 
rechtsverstößen, nicht lange erhält- 
lich sein. 


Parteien- Splitter 
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» 


x 


Klage erfolglos: Im Februar wies 
das Verwaltungsgericht Düsseldorf 
eine Klage von pro NRW gegen de- 
ren Erwähnung 
westfälischen Verfassungsschutzbe- 
richt 2008 ab. Pro NRW darf weiter- 
hin unter der Rubrik „Rechtsextre- 
mismus” aufgeführt werden. 


im nordrhein- 


„Fremde” bei der Polizei: Als eine 
demokratische Partei stellt sich pro 
immer wieder vor, als Partei mit Na- 
zi- kompatiblen Parolen präsentiert 
sie Norbert Back, Vorsitzender des 
pro NRW- Bezirksverbandes Nieder- 
rhein. Er veröffentlichte einen „Zeu- 
genbericht”, in dem erläutert wird, 
warum die Polizei in Dormagen un- 
ter „lethargischer Gleichgültigkeit 
leidet, wenn es darum geht, Deut- 
sche vor Ausländergewalt zu schüt- 
zen”. Back: „Das mag auch daran 
liegen, dass sogar die deutsche’ 
Polizei mittlerweile von Fremden 
durchsetzt ist.” 


Extrem Rechte bei der Polizei: 
Der Polizeikommissar 
Wolfgang Palm, seines Zeichens 
Vorsitzender des pro NRW- Kreis- 
verbandes Aachen und frisch ge- 
backener Partei- Vize, muss sich in 
seinem Beruf eine „besonders enge 
Dienstaufsicht” gefallen lassen. Das 
entschied Ende März das Verwal- 
tungsgericht Aachen. Damit wurde 
ein Antrag Palms abgelehnt. Palm 
war bereits zuvor in den Innendienst 
versetzt worden, berichteten die 
Aachener Nachrichten. 


Aachener 


DVU goes pro NRW: Die DVU- Ver- 
einnahmung durch die NPD ist be- 
kannt. Weniger bekannt ist jedoch, 
dass sich dieser Fusion ein Min- 
derheitenflügel der DVU widersetzte 
und dabei vom Rechtsanwalt und 
pro- Parteiführer Markus Beisicht 
anwaltlich vertreten wurde. Der 


x 


x 


ehemalige DVU- Landesvorsitzende 
Max Branghofer wechselte nun 
Anfang Januar das Parteibuch. Er 
leitet nun den neuen pro NRW- 
Kreisverband in Dortmund, 
Sohn Gerald Branghofer fungiert 
als Stellvertreter. Zudem wurden 
Michael Prohaska, Hendrik Mül- 
ler, Daniela Ballaby sowie der 
Rechtsanwalt und häufige Ver- 
teidiger von Neonazis Andre Picker 
in den Kreisvorstand gewählt. 


sein 


Geldhahn versiegt: Der bekannte 
Solinger Bauunternehmer, verurteil- 
te Auschwitzleugner und Rechtsau- 
ßen- Förderer Günther Kissel ist im 
Februar im Alter von 94 Jahren ver- 
storben. Kissel war seit 2007 Mit- 
glied von pro NRW. 


Südwestfalen: Der ehemalige Re- 
publikaner Gerald Thörner, Stadt- 
ratsmitglied in Hamm, fungiert nun 
als Vorsitzender des pro NRW- Be- 
zirksvorstandes Südwestfalen. Zu 
seinen Stellvertretern wurden das 
Hagener Stadtratsmitglied Wolf- 
gang Schulz und Franz- Herbert 
Schneider (Wilnsdorf, Kreis Siegen- 
Wittgenstein) gewählt, die beide 
ebenfalls den REP untreu wurden. 
Als Schriftführer fungiert Thomas 
Niederköppern aus Hagen, als 
Schatzmeister Mario Seegert (Iser- 
Iohn). Als Beisitzer gehören das Me- 
scheder Stadtratsmitglied (bisher 
Meschede braucht Zukunft) Alex- 
ander von Daake, Peter Müller, 
Brigitte Gajek sowie Hendrik 
Zwiefka dem Vorstand an. 


Ostwestfalen: Der im vorigen März 
von den Republikanern zu pro NRW 
gewechselte Mindener Kreistagsab- 
geordnete Ulrich Manes über- 
nimmt den Bezirksvorsitz der „Bür- 
gerbewegung” in Ostwestfalen- 
Lippe. Ihm zur Seite stehen sein 
Amtsvorgänger Thomas Borgartz 
sowie Fabian Thies (Lemgo). Zum 


x 


x 
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geschäftsführenden Vorstand zäh- 
len Sebastian Henning (Schrift- 
führer) und Marcel Brzosowski 
(Schatzmeister). Beisitzer wurden 
Peter Schröder, Maria Preuß, 
Stephan Breuer und Patrick Stör- 
mer. 


Bergisches Land: Der pro NRW- 
Bezirksverband Bergisches Land hat 
kürzlich zwei Arbeitsgruppen zu den 
Themen „Russlanddeutsche” (Lei- 
tung: Alexander Vogt) und „Islam“ 
(Leitung: Christoph Heger) einge- 
richtet. Bereits Ende November war 
ein neuer Bezirksvorstand gewählt 
worden, dem Udo Schäfer, pro- 
Abgeordneter im Kreistag des 
Oberbergischen Kreises, vorsitzt. Zu 
Schäfers Stellvertretern wurden 
Christoph Heger und Claudia 
Gehrhardt gewählt. Als Schrift- 
führer fungiert Erhardt Milke. 
Timm Henschel wurde 
Schatzmeister bestimmt. Als Bei- 
sitzer wurden die beiden Stadträte 
Tobias Ronsdorf und Alexander 
Vogt aus Radevormwald sowie 
Gerdt Wöll in den Bezirksvorstand 
gewählt. 


zum 


Mittelrhein: Im Dezember wurde 
der neue Vorstand des pro NRW- 
Bezirksverbands Mittelrhein ge- 
wählt. Neuer Bezirksvorsitzender 
wurde Markus Wiener. Als Stell- 
vertreter stehen ihm Jürgen Hintz 
und Karel Schiele zur Seite. Als Be- 
zirksgeschäftsführer wird Detlev 
Schwartz fungieren, Schatzmeiste- 
rin wurde Sandra Kruse. Nico 
Ernst wurde zum Schriftführer ge- 
wählt. Fünf Beisitzer komplettieren 
den neuen Bezirksvorstand: Susan- 
ne Kutzner, Christel Tank, Mar- 
kus Hintz, Bernd M. Schöppe und 
Peter Engel. Der Bezirksverband ist 
für Köln, Leverkusen, Bonn sowie 
die Kreise Rhein-Erft und Rhein- 
Sieg zuständig. Im Februar kündigte 
der neue Bezirksvorstand an, eine 
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Andre Hüsgen (2. v. r.) und Claudia Gehrhardt (r.) am 3 Februar in Köln- Ehrenfeld 


» 


PR- Kampagne im Rhein- Sieg- Kreis 
durchführen zu wollen, um so die 
„Wiederherstellung fester Partei- 
strukturen” voran zu treiben. 


Rausschmiss: Nicht mehr Teil von 
pro NRW ist Frank Borgmann, 
ehemals Ansprechpartner für die 
Partei in Wuppertal. Gegen ihn 
wurde von Seiten der Parteileitung 
ein Ausschlussverfahren eingeleitet, 
weil ihm parteischädigendes Ver- 
halten vorgeworfen wurde. Borg- 
mann hatte Unregelmäßigkeiten bei 
der Wahl des Bezirksvorstands Ber- 
gisches Land beklagt: „Der Vorstand 
hat sich innerhalb von pro NRW ein 
eigenes Rechtssystem geschaffen“. 
Als neue Ansprechpartnerin für 
Wuppertal wurde Claudia Gehr- 
hardt vorgestellt. Vor noch nicht 
einmal einem Jahr war sie mit ihrer 
Tochter noch in einem Wahlwerbe- 
spot der NPD zur Landtagswahl 
2010 zu sehen. „Ich wähle NPD, 
damit mein Kind bei uns eine Zu- 
kunft hat”, bekannte sie damals. 
Gehrhardt ist die Lebensgefährtin 
des ehemaligen NPD- und jetzigen 
pro NRW- Mitglieds Andre Hüsgen, 
Mitglied des Stadtrates in 
Ennepetal. 


Zweckehe mangels Alternative: 
Früher waren sie sich spinnefeind: 
Die kleinen Führer der Kleinparteien 
Republikaner und pro. Doch REP- 
Chef Rolf Schlierer konnte sich in- 
nerparteilichen Bestrebungen zur 
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Fusion mit der Konkurrenzpartei 
aufgrund konstant 
Wählergunst nicht mehr widerset- 
zen. Daher schlossen beide Parteien 
im Februar einen Burgfrieden und 
vereinbarten gegenseitige Wahl- 
kampfhilfe und die gemeinsame 
Organisation des „europäischen 
Volksbegehrens gegen den EU- Bei- 
tritt der Türkei”. Proklamiertes Ziel 
sei ein Zusammenwachsen beider 
Parteien — in der Realität eher ein 
Schlucken der REP durch pro. 


sinkender 


Alle Jahre wieder... wird die po- 

pulistische Schraube in Form eines 
öffentlichkeitswirksamen Spekta- 

kels gedreht: „Marsch der Freiheit” 
heißt nun das Happening, das am 7. 

Mai in Köln veranstaltet werden 
soll. Wie schon bei den vorherigen 
als „Anti- Islamisierungskongresse” 
angepriesenen Events werden Ver- 

treterlnnen europäischer Rechts- 

außenparteien angekündigt. Auf- 

sollen Filip Dewinter 
(Vlaams Belang), Josep Anglada 
(Plataforma per Catulyna) und An- 

nick Martin (Mouvement national 
republicain) sowie als Vertreter der 
FPÖ Hans -Christian Strache, 

Andreas Mölzer, Johann 
Gudenus und Susanne Winter. 

Aus Deutschland werden Henry 
Nietzsche (pro Sachsen) und Rolf 
Schlierer (REP) erwartet. 


treten 


Pro Duisburg: Gerade einmal acht 


Monate nach der letzten Vor- 





standswahl hat der Kreisverband 
Duisburg einen neuen Vorstand ge- 
wählt. Peter Gessner löste Erich 
Christ als 1. Vorsitzenden ab. Christ 
wurde zum Schatzmeister gewählt. 
Weitere Mitglieder des Vorstands 
sind Thorsten Contini, Wolfgang 
Bissling, Helga Ingemillem und 
Klaus Gehnen. 


» Neuer Vorstand (siehe auch S. 23): 
Am 19. März wurde auf dem Partei- 
tag in Leverkusen ein neuer Vor- 
stand von pro NRW gewählt, der 
sich wie folgt zusamme setzt: Wie- 
dergewählt wurden als Parteivor- 
sitzender Markus Beisicht, als Ge- 
neralsekretär Markus Wiener, als 
Landesgeschäftsführer Karel 

Schiele, als Schatzmeisterin Judith 

Wolter, als stellvertretende Partei- 

vorsitzende Kevin Hauer und Da- 

niel Schöppe. Jörg Uckermann 
und Wolfgang Palm wurden neu 
zu stellvertretenden Parteivorsitzen- 
den gewählt. Auch das Amt der 

Schriftführerin wurde mit Claudia 

Gehrhardt neu besetzt. Das beste 

Wahlergebnis bei der Wahl der Bei- 

sitzer erzielte das ehemalige NPD- 

Bundesvorstandsmitglied Andreas 

Molau. Auch Max Branghofer, bis 

vor kurzem noch DVU- Landeschef 

in NRW, wurde Beisitzer. Weitere 

Beisitzer sind: Udo Schäfer, Su- 

sanne Kutzner, Bernd M. 

Schöppe, Stephan Hövels, Nor- 

bert Back, Detlev Schwarz, Ste- 

fanie Wohlfarth, Ulrich Manes. 

Als Kassenprüferinnen wurden Jana 

Schiele und Sandra Kruse ge- 

wählt. Dem Schiedsgericht der Par- 

tei stehen Andr& Picker und Jür- 
gen Clouth vor. 


REP 


» Letzte Zuckungen: Mitte März gab 
der nordrhein- westfälische Landes- 
verband der Republikaner wieder 
ein Lebenszeichen von sich. „Für 
den Fall, dass der Landtag NRW sich 
auflöst, treten Die Republikaner zu 
einer Neuwahl an”, wurde in einer 


Pressemitteilung gemeldet. Dies ha- 
be man „einstimmig” auf einer Vor- 
standssitzung in Münster beschlos- 
sen. Nicht mitgeteilt wurde, wie 
viele der noch verbliebenen sechs 
Vorstandsmitglieder an der Sitzung 
teilgenommen haben. Seit der Wahl 
des amtierenden Vorstands vor 
knapp drei Jahren haben sieben sei- 
ner 13 Mitglieder das Weite gesucht 
— die meisten in Richtung Kon- 
kurrenzpartei pro NRW. An der Basis 
sieht es personell noch schlechter 
aus: In großen Teilen des Landes - 
soweit überhaupt funktionierende 
Strukturen bestanden - ist die Arbeit 
komplett zum Erliegen gekommen. 
Einzige sichtbare Ausnahme ist Düs- 
seldorf. In wenigen anderen Städ- 
ten, so z.B. Wuppertal und Essen 
sind noch letzte Zuckungen fest- 
stellbar. 


DVU 


» Das Ende naht: Wie lange wird es 
die Deutsche Volksunion noch in 
NRW geben? Über funktionstüch- 
tige Strukturen scheint die Rechts- 
außenpartei kaum noch zu verfü- 
gen. Ende Januar wechselte der 
Dortmunder Stadtrat und vormalige 
DVU- Landesvorsitzende Max 
Branghofer zu pro NRW. Ihm folg- 
ten sein Sohn Gerald Branghofer, 
Mitglied der Bezirksvertretung 
Huckarde, und Michael Prohaska. 
Alle drei sind in den Vorstand des 
neuen pro NRW- Kreisverbandes 
Dortmund gewählt worden. Auf 
einer außerordentlichen Vorstands- 
sitzung am 13. März wählten die 
verbliebenen DVU- Vorstandsmit- 
glieder ihren stellvertretenden Vor- 
sitzenden Waldemar Stanko zum 
neuen kommissarischen Landeschef. 
Rudolf Motter, Beisitzer im 
Landesvorstand und Vorsitzender 
der DVU Aachen/Heinsberg, teilte 
mit, man habe auf der Sitzung ein- 
stimmig beschlossen, „den jetzigen 
Kurs beizubehalten. Das heißt, wir 
werden uns weiter gegen eine 
NPD- Übernahme wehren und die 


Bauer 


| Wo wir 
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sind 
jst Heimat! NP 


Westerwal 


Christian Steup (mi.) auf einer Demonstration 2007 in Frankfurt 


anderen DVU Befürworter ohne 
wenn und aber weiter gegen eine 
Übernahme unterstützen.” Der 
DVU- Landesverband NRW gilt als 
entschiedener Gegner der Fusion 
mit der NPD. 


» Verurteilter 


DZ 


Ratsherr: Axel 
Thieme, Ratsmitglied der NPD in 
Dortmund, wurde am 8. Februar 
wegen Körperverletzung zu einer 
Geldstrafe in Höhe von 1.200 Euro 
verurteilt. Der 61- Jährige hatte am 
Samstag vor der Kommunalwahl im 
Jahr 2009 einen Bochumer im Dort- 
munder Hauptbahnhof mit einem 
Faustschlag angegriffen und dessen 
Brille zertrümmert. Das Opfer 
musste wegen des Verdachts auf 
Gehirnerschütterung behandelt 
werden. 


False Flag? Die Staatsanwaltschaft 
Bochum ermittelt gegen das 19- 
jährige NPD- und JN- Mitglied 
Andre Zimmer wegen „Herbeifüh- 
rens einer Sprengstoffexplosion” 
und „Brandstiftung“. Der Watten- 
scheider soll zwischen Juni und Sep- 
tember 2010 eine Reihe von Brand- 
anschlägen in Bochum begangen 
haben, die er der Antifa in die Schu- 
he schieben wollte. Am 9. Juni 2010 
soll er den Briefkasten seiner eige- 
nen Wohnung gesprengt haben. 
Am Tatort habe er dann Flugblätter 


x 


ausgelegt, die als Bekennerschrei- 
ben der Antifa gedeutet werden 
sollten. Die JN- Bochum/Watten- 
scheid twitterte damals: „Wieder 
linke Gewalt ! Antifaschisten zünden 
Sprengsatz im Beethovenweg, keine 
Verletzten, Sprengmittel noch un- 
bekannt.” Eine angekündigte Erklä- 
rung des Beschuldigten und seiner 
Partei zu den Vorwürfen wurde bis- 
lang nicht veröffentlicht. 


Gefälscht: Anfang Februar 2011 
musste Christian Steup nach Er- 
mittlungen der Staatsanwaltschaft 
Koblenz zugeben, mindestens 32 
Unterstützungsunterschriften für 
den Wahlkreisvorschlag der NPD zur 
rheinland- pfälzischen Landtagswahl 
im März gefälscht zu haben. Da 
nach dem Vorfall keine weitere gül- 
tige Liste eingereicht wurde, konnte 
die NPD keinen Direktkandidaten für 
den Wahlkreis Bad 
berg/Westerburg aufstellen. Steup, 
der Kassenwart der Kameradschaft 
Westerwald gewesen war, trat we- 
nig später als Kreisvorsitzender der 
NPD Westerwald zurück. 


Marien- 


Raubkopierer: Der Verlag von Thi- 
lo Sarrazin erwägt, juristisch 
gegen NPD- Funktionäre vorzuge- 
hen, die eine Raubkopie des Buches 
„Deutschland schafft sich ab” ver- 
trieben haben. Das berichtete die 
Westfälische Rundschau. Das Vor- 
gehen der NPDler ist in den internen 


E- Mails dokumentiert, die ver- 
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Philippe Bodewig (li.) und Matthias Halmanns (mi.) in Krefeld 
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schiedenen Medien seit Anfang Fe- 
bruar vorliegen. In einer E- Mail aus 
NPD- Kreisen im Raum Ennepe- 
Ruhr/Wuppertal stehe: „Im Anhang 
findet Ihr die pdf von Onkel Thilos 
Buch, falls Ihr dem so nützlichen 
Noch- Sozi nicht auch noch Kohle in 
den Rachen werfen wollt.” Die E- 
Mail sei dann vom Düsseldorfer 
NPD- Funktionär Andreas Büchner 
weiter über einen verdeckten 
Verteiler verbreitet worden. 


NPD in Mülheim/Ruhr: Die NPD 
hat in Mülheim einen eigenen 
Stadtverband gegründet. Als Vorsit- 
zender wurde am 20. Februar Marc 
Rostkowski gewählt. Als sein Stell- 
vertreter fungiert Ralf Schröder. 
Rostkowski kündigte im Namen der 
NPD an, „bei der nächsten Kommu- 
nalwahl auf dem Stimmzettel zu 
stehen und der Bevölkerung eine 
wirkliche Alternative zu den abge- 
wirtschafteten Systemparteien zu 
bieten.” 


Waldjugend: Die JN- Stützpunkte 
Bad- Dürkheim, Haßloch und Lan- 
dau haben im Dezember zu Jul- und 
Wintersonnenwendfeier in die Pfalz 
geladen, an der nach eigenen An- 
gaben 60 Personen teilgenommen 
haben. Den Abschluss der Feier bil- 
dete die zeremonielle Aufnahme 
neuer JN- Mitglieder mit Trommeln 
und Fackeln tief im Pfälzer- Wald. 
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Kooperation: Die Veranstaltungen 
des NPD Kreisverband Unna/Hamm 
finden auch 2011 im „Nationalen 
Zentrum” in Dortmund- Dorstfeld 
statt. Der Nationale Widerstand 
Dortmund berichtete, dass dort am 
22. Januar ein „Vertreter der NPD 
Unna” anlässlich des Jubiläums der 
„Reichsgründung” referiert hätte. 
Am 18. März habe dann der 
sachsische Landtagsabgeordnete 
Andreas Storr gesprochen. 


Reichsgründung: Auch die NPD 
Oberhausen feierte eigenen Anga- 
ben zufolge im Januar die „Reichs- 
gründung“. Nach einer Begrüßung 
durch den Kreisvorsitzenden Wolf- 
gang Duda trällerte der ehemalige 
FAP- Funktionär Jürgen Mosler das 
Lied „Die Wacht am Rhein”. Eine 
Rede von Jürgen Hösl über die 
„Aktion Vergißmeinnicht — Jugend 
im Einsatz für Deutschland” musste 
ausfallen, schrieb die NPD. 


Neuer Stammtisch: Erstmals lud 
Wolfgang Duda im Februar zu ei- 
nem „Deutschen Stammtisch” nach 
Dinslaken. Dieser soll fortan monat- 
lich stattfinden. 


Wanderzirkus I: Die unter dem 
hochtrabenden Namen „nationale 
Ruhrachse” NPD- 
Stadträte aus Dortmund, Bochum 
und Essen pilgerten am 26. Februar 


firmierenden 


durch Essen- Steele, Bochum- Lan- 
gendreer und Dortmund- Lütgen- 


x 


dortmund, um dort Infostände 
durchzuführen. Obwohl drei NPD- 
Verbände hinter der Aktion standen, 
nahmen nur ein Dutzend NPDler 
teil. 


Wanderzirkus Il: Knapp 20 Per- 
sonen beteiligten sich am 5. März 
an der Wahlkampf- Tour der rhein- 
land- pfälzischen NPD, die von Lud- 
wigshafen über Böhl- Iggelheim, 
Hassloch, Neustadt an der Wein- 
straße und Hochspeyer nach Kai- 
serslautern führte. Mit der S- Bahn 
fuhr die kleine Gruppe von Kundge- 
bung zu Kundgebung, im Gepäck 
verschiedene Wahlplakate und eine 
tragbare Anlage. Damit spielten sie 
vor Ort passend zur Karnevalszeit 
eine Büttenrede ab, die unter ande- 
rem für den Schulunterricht „Drei- 
satz statt Holocaust” forderte. An- 
schließend las Christian Hehl den 
Wahlkampf- Flyer vor. 


NPD- Ordner: Am 12. 
nahm eine Truppe von NPD- und 
JN- Mitgliedern um den JN- NRW- 
Vorsitzenden Matthias Halmanns 
an einer Demonstration unter dem 
Motto „Für gerechte Strafen bei 
Delikten an Kindern” in Krefeld teil. 
Sie trugen ein Transparent mit der 
Aufschrift „Todesstrafe für Kinder- 
schänder” mit sich. Der JN- Presse- 
sprecher Philippe Bodewig war 
zeitweise sogar als Ordner der 
Demonstration eingesetzt, wie die 
Rheinische Post berichtete. Später 
habe die Polizei dem Neonazi die 
Ordnertätigkeit wieder untersagt. 


Februar 


Ausgefallen: Ein bundesweites 
Treffen der JN, beworben als so ge- 
nanntes Jahreswechsellager, ist En- 
de Dezember von der Polizei ver- 
hindert worden. Wie die Tageszei- 
tung Die Rheinpfalz berichtete, ha- 
be die Polizei die Einfahrt zu einer 
Gaststätte im Landkreis Kusel (RLP) 
abgesperrt. 60 bis 70 Personen hät- 


ten einen Platzverweis erhalten. 


Kurzberichte 


Aachener Neonazis verurteilt 

= Falko Wolf (20) und Daniel 
Thönessen (25) sind wieder 
auf freiem Fuß. Seit Sep- 
tember 2010 saßen beide in Untersu- 
chungshaft. Das Landgericht Aachen 
verhängte im Februar Bewährungs- 





strafen gegen die beiden jungen Män- 
ner aus der Aachener Neonazi- Szene. 
Die Jugendkammer verurteilte Wolf, 
der bis Sommer 2010 Mitglied der 
Kameradschaft Aachener Land (KAL) 
war, zu einer Gesamtjugendstrafe von 
zwei Jahren. Erst in sechs Monaten 
wird entschieden, ob er die Haft 
antreten muss. Thönessen wurde zu 
einer Bewährungsstrafe von zwei 
Jahren verurteilt. Laut Gericht haben 
sich beide der Vorbereitung eines Ex- 
plosionsverbrechens, der Volksverhet- 
zung und des Verwendens von Kenn- 
zeichen verfassungsfeindlicher Orga- 
nisationen schuldig gemacht. Nach 
Auffassung der Kammer hatten beide 
am 1. Mai 2010 aus Böllern und Glas- 
splittern selbst fabrizierte Spreng- 
körper nach Berlin gebracht, um sie 
am Rande eines Neonazi- Aufmarsches 
mutmaßlich gegen AntifaschistInnen 
oder die Polizei einzusetzen. Dazu kam 
es nicht, weil sich die Neonazis vor 
einer Polizeikontrolle der Sprengsätze 
entledigten. DNA- Spuren führten die 
Ermittler auf die Spur der Aachener. 


Solidarität mit Gaddafi 

PB Am Tag der 
Luftschläge gegen Libyen 
versammelten sich „15 bis 20 
nationale Aktivisten” auf dem Wil- 
helmsplatz in Dortmund- Dorstfeld zu 
einer „sponanten Kundgebung”. Die 


ersten 





westlichen Staaten wollten ihnen 
„Missliebige Staatsführer” ausschalten, 
glauben die Neonazis. Auf einem 
Flugblatt forderten sie „Stoppt den 
Weltbrandstifter USA”. Auch in Müns- 
ter und Unna wurden Flugblätter ver- 


teilt. 


Kurzberichte | Extreme Rechte 





Verweigerte die Aussage. der KAL- “Führer” Rene Laube (mi.) 


Beide wurden zudem wegen 
zahlreicher antisemitischer und rechter 
Schmierereien, etwa an der Mauer des 
jüdischen Friedhofs und an Parteibüros 
in Aachen verurteilt. Gegen Wolf 
wurde die Strafe zudem wegen 
Verstoßes gegen das Waffengesetz 
verhängt. Er hatte eingeräumt, zwei 
Molotow- Cocktails auf das Autonome 
Zentrum (AZ) in Aachen geworfen zu 
haben. Versuchte Brandstiftung wollte 
das Gericht in der Tat jedoch nicht 
erkennen. Begründung: Das AZ liege 
in einem Bunker, der sich kaum 
entzünden ließe. Ungeklärt blieb im 
Prozess der Verbleib einer scharfen 
Schusswaffe, die sich im Besitz von 
Wolf befunden haben soll. Laut 


Gedenken an SA-Mann in Unna 
., Am 20. Februar versam- 
/B) melten sich eine Handvoll 
si Neonazis auf dem Friedhof 
von Unna- Massen, um dort dem 1932 
verstorbenen SA- Mann Wilhelm 
Sengotta zu gedenken. Sengotta sei 
in der „nationalsozialistischen Kampf- 
zeit durch kommunistische Mörder- 
hand” gefallen. Im Vorjahr hatte das 
Freie Netz Unna zum ersten Mal zu 
diesem konspirativen „Heldenge- 
denken” eingeladen. 


Aachener Nachrichten wurde ihm 
diese vom „Kameradschaftsführer“” der 
KAL, Rene Laube (Kreis Düren), 
abgenommen. Wolf soll damit ge- 
prahlt haben, er wolle Antifaschisten 
erschießen. 
ebenso wie andere Zeugen aus der 
Neonazi- Szene - die Aussage. Wolf 
aber kann nicht mehr auf Solidarität 
seiner „Kameraden“ hoffen. Das Freie 
Netz Köln erklärte, bei ihm handele es 
sich um einen „Verräter”, der „seit 
längerem im Kontakt mit dem Verfas- 
sungsschutz stand, 
preis gab und ehemalige Kameraden 
wissentlich verraten hat”. 
(von Mats Fogeman) 


Laube verweigerte -— 


Informationen 


Schüsse auf Jugendzentrum in 
Oerlinghausen 

) Mit einer Schreckschuss- 
pistole wurde am Abend des 
1. März aus einem fahrenden 





Auto heraus auf das Autonome 
Jugendzentrum (JZO) in Oerlinghausen 
nahe Bielefeld geschossen. Der Vorfall 
ist der jüngste einer Reihe von 
Angriffen auf das Haus sowie neo- 
nazistischen Einschüchterungsversu- 
chen. Die Polizei konnte die Täter in 
der Nähe des JZO stellen. Dabei wurde 
neben der Waffe auch Propaganda- 
material sichergestellt. 
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Pascal Bibus (mi.) am 11. 
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Razzia gegen Chaos Crew 
bey Im Februar durchsuchte die 
ES Polizei in Rheinland- Pfalz 
mehrere Wohnungen. Auf 
Neonaziseiten wurde berichtet, dass 
13 Personen aus den Regionen Wes- 
terwald, Wittlich und Ostfriesland 
betroffen seien. Die Staatsanwalt- 
schaft Koblenz gab am 25. März be- 
kannt, dass wegen eines Übergriffs auf 
einen Aussteiger gegen acht Personen 
ein Ermittlungsverfahren wegen 
schwerer Körperverletzung und Rau- 
bes geführt werde. Aktuell sitzen fünf 
Neonazis in U-Haft, ein weiterer ist 
auf der Flucht. Im Internet wurde auch 
über den Vorwurf der „Fortführung 
einer verbotenen Vereinigung” berich- 
tet. Es deutet vieles darauf hin, dass es 
bei der Razzia die so genannte Chaos 
Crew getroffen hat (vgl. LOTTA #40, S. 
38). Die Chaos Crew aus der Region 
Wittlich lehnt sich unmissverständlich 
an das Label B&H an, einer ihrer expo- 
niertesten Vertreter, Pascal Bibus, ist 
nach Ostfriesland verzogen. Unmittel- 
bar nach der Razzia veröffentlichte 
NPD- Landesprecher Safet Babic eine 
Solidaritätserklärung. Wenig überra- 
schend, pflegen Babic und die Chaos 

Crew doch ein gutes Verhältnis. 
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Kampagne gegen 
Moscheebau in Marl 
Wählervereinigung Unab- 


E hängige Bürgerpartei (UBP) 
will gegen Moscheebauten in Marl 
mobil machen. Eine Vortragsveran- 
staltung mit dem Kölner Rolf Stolz 
besuchten am 2. März Eigenangaben 
zufolge 80 Interessierte. Unter ihnen 
befanden sich auch Mitglieder des 
Nationalen Widerstand Marl. Nach 
einem Bericht der Marler Zeitung 
störten sich die UBPler nicht an den 
Neonazis. Kräftigen Applaus habe ein 
junger Zuhörer geerntet, der sich als 
„Sympathisant des Nationalen Wider- 
stands“ vorgestellt habe. Er habe ge- 
sagt: „Man muss sich als Deutscher 
schämen, deutsch zu sein.“ Und wei- 
ter: „Wir überfremdet. 
Deutschland sollte das Land der Deut- 
schen bleiben.“ UBP-Chef Tobias 
Köller soll den jungen Neonazi mit 
den Worten „Sie sprechen mir aus 
dem Herzen” gelobt haben. Der NW 
Marl verbuchte den Abend als Erfolg, 
da sich „nette Diskussionen zwischen 
den Aktivisten, Bürgern, Politikern und 
auch Herrn Stolz“ ergeben hätten. 


Die rechtspopulistische 





werden 


Sachbeschädigungen in Unna 
148 Die Kreispolizeibehörde Un- 
8 na berichtet von einer Reihe 
von Sachbeschädigungen an 
Parteibüros und Gebäuden. So haben 
Unbekannte in der Nacht auf den 4. 
Januar mit Farbe gefüllte Christ- 
baumkugeln an ein Gebäude der 
Lokalzeitung Hellweger Anzeiger in 
Unna geworfen. Am 4. Februar wurde 
das Büro der Partei Die Linke mit Farbe 
beschmiiert. Wochen später 
wurde am gleichen Büro eine 
Fensterscheibe eingeschlagen. Die 
Neonazis vom Freien Netz Unna ver- 
meldeten am 17. März zudem einen 
weiteren Farbangriff auf Die Linke. 


Zwei 


Anklage gegen Betreiber 
des Widerstand- Radios 

' ; Die Staatsanwaltschaft Kob- 
lenz hat gegen 18 Neonazis 
wegen des Betriebs des In- 
ternetradios Widerstand- Radio An- 
klage erhoben (vgl. LOTTA #41, S. 44). 
Unter anderem wird ihnen Volksver- 
hetzung und die Bildung einer kri- 
minellen Vereinigung vorgeworfen. 
Die gesamte Gestaltung der Sendun- 
gen sowie die Beiträge in den Foren 





hätten dazu gedient, die nationalso- 
zialistische Ideologie zu verbreiten, die 
Zustände während des Naziregimes zu 
glorifizieren, eine fremdenfeindliche, 
antisemitische und gegen politisch 
Andersdenkende gerichtete Hetzpro- 
paganda zu betreiben und über das 
Medium Musik Nachwuchs für die 
rechte Szene zu rekrutieren. Die Be- 
schuldigten im Alter zwischen 20 und 
37 Jahren kommen aus den Bundes- 
ländern Rheinland- Pfalz, Nordrhein- 
Westfalen, Baden- Württemberg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Thürin- 
gen, Niedersachsen, Brandenburg und 
Bayern. 17 der 18 Beschuldigten sitzen 
in U- Haft, von 15 liegen Teilgeständ- 
nisse vor. In der Anklageschrift werden 
drei Beschuldigten auch Verstöße nach 
dem Waffengesetz angelastet. Am 24. 
März begann der Prozess vor dem 
Landgericht Koblenz. Sieben Be- 
schuldigten wirft die Staatsanwalt- 
schaft Rädelsführerschaft 
kriminellen Vereinigung vor. Sie sollen 
eine herausgehobene Stellung beim 
Widerstand- Radio gehabt haben. 


in einer 


Synagoge in 

Kaiserslautern beschädigt 

; In der Nacht auf den 9. 
Januar wurde in Kaiserslau- 
tern versucht, die gläserne 
Eingangstür der örtlichen Synagoge 
einzuschlagen. Die Tür zersplitterte. 





Schon einige Monate zuvor gab es 
einen ähnlichen Versuch. Nach den 
Anschlägen auf Synagogen in Worms 
und Mainz im letzten Jahr setzt sich 
somit eine beunruhigende Serie von 
Vorfällen in Rheinland- Pfalz fort. 


Vor Gericht 

“ Anfang Dezember 
wurde ein Prozess neu 
aufgerollt, bei dem 
der Dortmunder Neonazi Marc 





Brandt vor Gericht stand, weil er im 
Vorfeld des „Antikriegstages” einen 
jungen Studenten niedergeschlagen 
hatte. Brandt war in erster Instanz zu 
einer Geldstrafe von 2.800 Euro (80 
Tagessätze) verurteilt worden. Außer- 
dem sollte er weitere 800 Euro 
Schmerzensgeld an das Opfer zahlen 
sowie für mögliche Spätfolgen der 
Verletzung aufkommen. Gegen dieses 
Urteil hatten der Angeklagte und die 
Staatsanwaltschaft Berufung einge- 
legt. Obwohl Szene- Anwalt Andre 
Picker auf Freispruch plädierte, wurde 
der 32-Jährige am 5. Januar zu 100 
Tagessätzen von je 10 Euro verurteilt. 
Die Höhe der Geldstrafe wurde auf- 
grund Brandts aktueller Arbeitslosig- 
keit verringert, durch die Erhöhung auf 
100 Tagessätze gilt er aber jetzt als 
vorbestraft. 

Am 22. Dezember 2010 wurde Karl 
Heuser aus Koblenz von dem Land- 
gericht Trier wegen gefährlicher Kör- 
perverletzung zu einer Geldstrafe von 
120 Tagessätzen verurteilt. Heuser ist 
damit vorbestraft. Er war beteiligt, als 
Neonazis in Trier AntifaschistInnen 
auflauerten (vgl. LOTTA #41, S. 24). 
Heuser studiert in Trier Jura, er ist Mit- 
glied der Jungen Union Koblenz und 
Kirchenmusiker im Bistum Trier. 


Neugründungen in NRW 
Seit Oktober 2010 firmiert 
8 eine Neonazi- Gruppe mit 
dem Namen Freie Kräfte 
Oberberg im Internet. Die Gruppe 
arbeitet eng mit der AG Windeck aus 
dem benachbarten Rhein- Sieg- Kreis 
zusammen. Gemeinsam habe man 
inkognito eine Veranstaltung der 
Initiative Oberberg ist bunt in Nüm- 
brecht besucht. Die beiden Neonazi- 
Gruppen verteilten zudem ein ge- 
meinsam herausgegebenes Flugblatt. 
„Damals wie heute” lautet der Slo- 
gan der Nationalen Sozialisten Kreis 
Soest, die kurz nach dem Soester 


Rechter Angriff in 
Radevormwald 
In Radevormwald- Dahlhau- 
sen trifft sich seit einiger Zeit 
eine rechte Jugendszene. In 
der Nacht auf den 27. Februar be- 
schädigten sie zuerst die Eingangstür 
eines Kiosks, der sich in der Nähe ihres 
Treffpunktes befand. Als der Kioskbe- 
sitzer und sein Sohn den beiden Tätern 
mit einem Auto nachsetzten, seien sie 
in eine größere Gruppe junger Rechter 
hineingeraten, die vermummt und mit 
Knüppeln bewaffnet auf die beiden 
losgingen und sie verletzten. Sie 
hätten schließlich 
können, berichteten die Opfer. Ein- 
treffende Polizeikräfte fanden eine 
verbarrikadierte Seitenstraße vor. Ih- 
nen gelang es dennoch, einige mut- 
maßliche Täter festzusetzen. Es wird 
vermutet, dass der Tat eine rassistische 
Motivation zu Grunde lag, da der 
Kioskbesitzer einen Migrationshin- 
tergrund hat und in der Nähe Aufkle- 
ber einer Bergischen Jugend verklebt 
wurden, auf denen „Rader Jugend ge- 
gen Multikulti!!! Die Revolution be- 
ginnt bei dir! Werde aktiv und rette 
deine Heimat!“ steht. Außerdem wur- 
den wenige Tage nach der Tat Parolen 
wie „Fuck Ausländer” und „Anti- An- 
tifa” gesprüht. 






entkommen 


Neonaziaufmarsch im Februar online 
gingen. Klar ist, welches „damals” ge- 
meint ist, prangt doch ein SA- Mann 
vor schwarz- weiß- roter Fahne auf der 
Seite. Interessierten gegenüber zeigt 
man sich aufgeschlossen. Das Wich- 
tigste sei, sich „mit uns in der gleichen 
Kolonne auf Sichthöhe” zu bewegen. 
Zur Freien Kameradschaft Soest 
pflege man _„freundschaftliche 
Kontakte”. 

Auch im benachbarten Kreis Pader- 
born firmiert seit Januar eine neue 
Gruppierung, der Nationale Wider- 
stand Paderborn. Diese ist eng mit 
dem Nationalen Widerstand Salzkot- 


Kurzberichte | Extreme Rechte 


Rassistische Hetze 

in Dortmund 

Gegen die Unterbringung 
von Flüchtlingen mobilisieren 





Anwohnerlnnen in Lütgen- 
dortmund, woraufhin die Dortmunder 
Neonazi- Szene ein Kampagnen- The- 
ma für sich entdeckte und nun „Nein 
zum Asylantenheim in Lütgendort- 
mund” fordert. Auf einer Bürgerver- 
sammlung im evangelischen Gemein- 
dehaus ergriffen mehrere Neonazis 
das Wort, unter anderem der NPD- 
Vorsitzende Unna/Hamm, Hans Jo- 
chen Voß. „Durch die zahlreichen Re- 
debeiträge nationaler Vertreter, sowie 
dem daraus resultierenden Zuspruch 
der Anwesenden kann der Veranstal- 
tungsbesuch als erfolgreich angesehen 
werden”, bilanziert der NW Dort- 
mund. Außerdem verteilten die Neo- 
nazis Flugblätter im Stadtviertel. Hin- 
tergrund der Auseinandersetzungen 
ist, dass der bisherige Standort des 
Flüchtlingswohnheims am Westfa- 
lendamm aufgegeben wird. Die eben- 
falls dort befindliche „Erstaufnah- 
meeinrichtung des Landes NRW” für 
AsylbewerberInnen soll nun nach 
Dortmund- Hacheney umziehen, wo 
Neonazis ebenfalls Hetzschriften ver- 
teilten. 


ten und der lokalen Fußball- Fanszene 
verwoben. Enge Kontakte bestehen 
auch zur Dachorganisation des ost- 
westfälischen Neonazismus, West- 
falen Nord. Aus dessen Umfeld 
stammt auch eine weitere Neugrün- 
dung, die Freien Kräfte Detmold. Bei 
diesen handelt es sich um eine zirka 15 
bis 20 Personen zählende Grup- 
pierung, die auch schon durch diverse 
Übergriffe auf sich aufmerksam 
gemacht hat. So griffen Aktivisten der 
Gruppierung beispielsweise am 27. 
November 2010 auf einem Volksfest in 
Detmold Besucher an. 
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Braunzone | »Die Freiheit« 


Von Alexander Häusler 


»Die Freiheit« 





Mit dem Wahlantritt der rechtspopulistischen Partei „Die Freiheit” zur 
Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses steigt der erste Testballon für 
das Wahlpotenzial Sarrazin- kompatibler Parteiprogrammatik. Ein Blick 
in das konfliktreiche Innenleben einer neuen deutschen 


Rechtsaußenpartei. 


Rassismus- Chiffre »Islamkritik« 
Die so genannte Islamkritik dient der 
modernisierten extremen Rechten in 
Europa zur wirksamen Immunisierung 
gegenüber Kritik am Rassismus. Denn 
die rechte „Islamkritik“ ist nicht durch 
legitime — und notwendige — Aus- 
einandersetzung mit Demokratie- und 
Emanzipationsfeindlichkeit sowie reli- 
giösem Fundamentalismus gekenn- 
zeichnet, sondern durch rassistische 
Abwertung von Muslimen. Durch die 
Gleichsetzung von Religions- , Zuwan- 
derungs- und Politikfragen wird der 
Rassismus kulturreligiös umformt, um 
das eigentliche Feindbild Einwande- 
rungsgesellschaft propagandistisch 
wirksamer zu unterfüttern. Diese Form 
des Rechtspopulismus einigt die hete- 
rogene Achse der Rechtsaußenpar- 
teien in Europa, die vom klassischen 
Neofaschismus bis hinein in die kon- 
servative Rechte reicht. Die Sarrazin- 
Debatte hat die Wirkungsmächtigkeit 
solcher Parolen gezeigt, die weit über 
den rechten Rand hinaus Zustimmung 
erzeugen. Was etwa in den Nieder- 
landen Geert Wilders oder in der 
Schweiz die SVP erfolgreich vorexer- 
ziert haben, versuchen in Deutschland 
unterschiedliche Flügel im Rechts- 
außenspektrum nachzumachen. Wäh- 
rend die pros (pro NRW/Deutschland) 
sich als „Ssammlungsbewegung” der 
extrem rechten Parteienlandschaft mit 
den Republikanern im Schlepptau zu 
inszenieren und das Thema zu beset- 
zen versuchen, hat sich in Berlin eine 
rechtskonservative Vereinigung for- 
miert: Die Freiheit. Deren Parteiführer 
Rene Stadtkewitz trat aus der CDU 
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nach Konflikten um seine Einladung 
des Rechtspopulisten Wilders nach 
Berlin aus und gründete im Oktober 
2010 die Partei, die nun in Konkurrenz 
zu pro Berlin im Herbst dieses Jahres 
zu den Wahlen zum Berliner Abgeord- 
netenhaus antritt. Doch anders als 
beim Vorbild Wilders und dessen 
Partei für die Freiheit (PVV) fehlt es 
bislang an charismatischen Köpfen 
und medialer Zustimmung. Zudem ist 
die noch junge Rechtsaußenpartei von 
erheblichen internen politischen Kon- 
flikten geprägt. 


Stahlhelm- contra Hayek- Flügel 
Politisch hegemonial in der Freiheit ist 
der nationalkonservative Flügel, der in 
der Person des Ex- CDUlers Marc Doll 
einen exemplarischen Ausdruck findet: 
Für mehr „deutsche Leitkultur” und 
Abkehr vom „Schuldkult” - mit 
solchen Parolen wird der CDU- 
Stahlhelm- Flügel ebenso wie die 
extreme Rechte inhaltlich bedient. Mit 
Ehssan Khazaeli ist in Berlin gar ein 
ehemaliger Aktivist von pro Deutsch- 
land zur Freiheit gewechselt und mit 
dem Aufbau einer Jugendgruppe be- 
auftragt. Ebenso besteht Kontakt zu 
dem spanischen Rechtsaußenpolitiker 
Pablo Barranco. Der Funktionär der 
extrem rechten Plataforma per Cata- 
lunya hatte noch im letzten Jahr auf 
dem von pro organisierten Sommer- 
fest die Losung ausgegben: „Es lebe 
pro Köln, es lebe pro NRW, es lebe 
Deutschland für die Deutschen!” Da- 
nach gründete er aufgrund von Pos- 
tengerangel die Rechtsaußenpartei Via 
Democradtica. Ein Blick in eine ge- 


meinsam mit dieser 
Rechtsaußenpartei verfassten „Ko- 
operationserklärung”, die als pro- 
grammatische Leitlinie der Freiheit ge- 


lesen werden kann, bestätigt den 


spanischen 


rechtsnationalen Kurs: „Die aus der 
Lebensgeschichte einer Volksgemein- 
schaft erwachsenen Traditionen und 
Werte sind es, die jedem darin leben- 
den Individuum Orientierung und Halt 
geben und der Gemeinschaft die nö- 
tige Kohäsion.“ Solche völkischen Tö- 
ne prägen gleichsam die Inhalte der 
FPÖ, des VIaams Belang (VB) oder der 
Schwedendemokraten, zu denen die 
Freiheit auch schon in Kontakt getre- 
ten ist. Mit der rassistischen Schweize- 
rischen Volkspartei (SVP) will Die Frei- 
heit ebenfalls den politischen Aus- 
tausch festigen. Den antimuslimischen 
Rassismus versucht die Partei mit pro- 
israelischen Bekundungen zu kaschie- 
ren. In diesem Zusammenhang ist 
auch die Reise von Stadtkewitz nach 
Israel zu sehen, zu der er von dem 
rechtsnationalen ehemaligen Knesset- 
abgeordneten Eliezer Cohen eingela- 
den worden war. Zusammen mit 
anderen europäischen Rechtsaußen- 
politikern unterzeichnete er die „Jeru- 
salemer Erklärung” (vgl. Seite 46 ff.). 
Auf der anderen Seite der Partei 
steht der in NRW relevante neoliberale 
Flügel um das ehemalige Vorstands- 
mitglied der Piraten- Partei, Stefan 
„Aaron“ König, der eine deutlich 
wirtschaftsliberalistische Ausrichtung 
hat und diese mit pseudoemanzipato- 
rischer „Islam- Kritik“ zu verknüpfen 
versucht. Der Polit-Egomane König 
war nach seinem Austritt Initiator des 
im Frühjahr 2010 gegründeten Web- 
logs freiheit.net. Nach der Parteigrün- 
dung der Freiheit in Berlin fand er sich 
dann im Vorstand wieder, den er auf- 
grund programmatischer Konflikte 
wieder verließ. Im Unterschied zur 
Berliner Mehrheitsfraktion vertreten 
die neoliberalen NRWler, die in diesem 
Jahr bereits Veranstaltungen in Köln 
und Düsseldorf durchgeführt haben, 
mehrheitlich einen Abgrenzungskurs 
gegenüber der extremen Rechten: 
Kulturrassismus ‚light‘ ohne Rechtsex- 
tremismus sozusagen. Dieses interne 


Ringen hat dazu geführt, dass der pa- 
rallel neben der offiziellen Internetseite 
betriebene Weblog der NRWler auf 
Anordnung des Berlin- Flügels nicht 
mehr unter dem Freiheits- Namen ge- 
führt werden soll und mittlerweile 
umbenannt wurde in Netzwerk 21 - 
Die Mutbürger. Der Konflikt zwischen 
den „Mutbürgern” und den „Wutbür- 
gern” scheint mehr und mehr zu eska- 
lieren — eine Abspaltung deutet sich 
an, die den Einfluss der jungen Partei 
einengen und sie noch deutlicher nach 
rechtsaußen lenken wird. 


Showdown in Berlin 

Bei der Wahl in Berlin wird es deshalb 
auch zu einem Kampf um die Vorherr- 
schaft auf das Muslim- Bashing zwi- 
schen Freiheit und pro- Bewegung 
kommen. Beide Parteien ringen zudem 
miteinander um die Gunst der partei- 
ungebundenen muslimfeindlichen 
Blogs und Bewegungen, welche die 
diffuse Allianz der Muslimfeinde in 
Deutschland repräsentieren: Politically 
Incorrect (Pl) als landesweit größtes 
muslimfeindliches Internetportal mit 
offen rassistischer Stoßrichtung bei- 
spielsweise war längere Zeit in- 
offizielles Sprachrohr der pro- Bewe- 
gung. Dessen Mitbegründer Stefan 
Herre scheint nun einen klaren Kurs- 
wechsel hin zur Freiheit vollzogen zu 
haben, was sich auch in der Bericht- 
erstattung des PI- Blogs widerspiegelt. 
Muslimfeindliche Gruppierungen wie 
Pax Europa, die Bremer Gruppierung 
Bürger in Wut sowie muslimfeindliche 
Freie Wählergemeinschaften wie etwa 
WIR Recklinghausen bieten An- 
knüpfungspunkte für die Freiheit und 
könnten zukünftig ein weiteres politi- 
sches Rückgrat werden. In Berlin wird 
sich zeigen, welche Variante des anti- 
muslimischen Rassismus eine attrakti- 
vere Außenwirkung erzielen kann. 
Zwar unterscheiden sich beide Orga- 
nisationen hinsichtlich ihrer politischen 
Herkunft - im Hinblick auf ihr zentrales 
Feindbild stellen sie jedoch nur zwei 
leicht voneinander differierende Aus- 
drucksformen dar. Ob die exzessive 
Zurschaustellung dieses Feindbildes 


jedoch ausreicht, um in die Fußstapfen 
von Wilders, Le Pen & Co. treten zu 
können, bleibt dahingestellt. 


Extremismus - Populismus - 
Religionskritik? 

Trotz des medialen Hypes um das Ge- 
spenst einer neuen Rechtspartei bleibt 
festzuhalten, dass hierzulande - an- 
ders als in vielen europäischen Nach- 
barländern - bislang noch keine 
Rechtsaußenvereinigung die mehr- 
heitsfähigen muslimfeindlichen Stim- 
mungen abschöpfen konnte. Ein 
wichtiger Grund liegt sicher in einer 
regen antifaschistischen Öffentlich- 
keitsarbeit. Allerdings greifen dabei 
bloße Warnungen vor der „braunen 
Gefahr” zu kurz. Denn in diesem Kon- 
text gehen die größten Gefahren nicht 
von einem braunen Schreckgespenst, 
sondern von einer politischen Mani- 
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festierung eines mehrheitsfähigen an- 
timuslimischen Rassismus aus: Nicht 
der „Extremismus”, sondern der real- 
politische Rassismus ist das Problem. 
Deshalb gehen die gängigen Unter- 
scheidungen zwischen verurteilens- 
wertem „Extremismus“, gefährlichem 
„Rechtspopulismus” und einer angeb- 
lich legitimen Religionskritik am Kern 
des Muslim- Bashing vorbei. Denn 
nicht die Religion, sondern die Musli- 
me als Kollektivfeindbild stehen dort 
am Pranger. Der antimuslimische 
Rechtspopulismus und seine Hasspre- 
diger reichen vom profanen Neofa- 
schismus bis hin zum politisch eta- 
blierten konservativen Block. Deshalb 
muss die Normalisierung des Rassis- 
mus in das Zentrum der Kritik gerückt 
werden, um der Neuformierung des 
rechten Blocks wirksam entgegen- 
treten zu können. %“ 





Foto: Björn Kietzmann 


hr 2011 | Seite 45 





Von Jörg Kronauer 


International | Internationale Bündnisse der extremen europäischen Rechten 


Die sehr unheilige Allianz 





Ein handlungsfähiges europäisches Bündnis steht schon lange auf der 
Tagesordnung von FPÖ, „Vlaams Belang” und „pro NRW“ bzw. „pro 
Deutschland”. Nun startet die extreme europäische Rechte zusätzlich 
Kooperationen mit Organisationen aus Israel und den USA. 


Adar Primor tobte. Die „sehr unhei- 
lige Allianz zwischen Figuren auf der 
israelischen Rechten und extremen 
Nationalisten, ja sogar Antisemiten 
aus Europa“, gewinne „im Heiligen 
Land an Fahrt“, wetterte der Kom- 
mentator der israelischen Tageszei- 
tung Haaretz. Gerade hatte eine Dele- 
gation extrem rechter Parteifunktio- 
näre aus mehreren europäischen Staa- 
ten Israel besucht und war dort mit 
einer Reihe teils bekannter Politiker zu 
Gesprächen zusammengetroffen, da- 
runter immerhin ein stellvertretender 
Minister aus der Partei von Minister- 
präsident Benjamin Netanjahu. Die 
Organisatoren der Reise glaubten 
wohl, ärgerte sich Primor, sie hätten 
„diesen Haufen Extremisten, den sie 
da aus Europa herübergeholt haben, 
gezähmt”. Dieser aber habe, auch 
wenn er sich nun Israel anbiedere, 
„seine geistige DNA nicht ernsthaft 
verändert“. Die Delegation sei in Israel 
nur „um jüdische Absolution bemüht” 
und suche damit den Ruch des 
Antisemitismus abzustreifen. Der FPÖ- 
Vorsitzende Heinz- Christian Strache 
etwa wolle sich auf diese Weise den 
Weg zur Kanzlerschaft ebnen. Dabei 
seien gerade Straches 
Kontakte, beschwerte sich Primor, nun 
wirklich zur Genüge bekannt. 

Die Israel- Reise von Heinz- Christian 
Strache (FPÖ), Filip Dewinter (Vlaams 
Belang) und weiteren Funktionären 
der extremen europäischen Rechten 
hat heftige Wellen geschlagen - nicht 
nur in der extrem rechten Szene, son- 
dern weit darüber hinaus. Sie diente 
keineswegs nur der Absolution ihrer 
Teilnehmer nach dem Beispiel Gian- 


Neonazi- 
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franco Finis. Der Italiener, der noch 
1994 Benito Mussolini den „größten 
Staatsmann des Jahrhunderts” ge- 
nannt hatte, hatte 2003 Israel besucht 
und dort den Faschismus als „die 
Verkörperung des absoluten Übels” 
eingestuft; seitdem gilt er international 
als „demokratisch geläutert”. Im Un- 
terschied zu Fini verfolgte die 
Dezember- Delegation ebenso wie 
eine zweite Reisegesellschaft der ex- 
tremen Rechten im Februar 2011 
jedoch auch weitergehende Ziele: Ein 
antiislamisches Bündnis soll entstehen, 
das europäische, US- amerikanische 
und israelische Organisationen um- 
fasst und Israel als nahöstlichen Vor- 
posten gegen die islamische Welt 
missbraucht. 


Der europäische Pfeiler 

An dem europäischen Pfeiler des 
antiislamischen Bündnisses wird seit 
mehreren Jahren gearbeitet. Kern des 
Ganzen sind der belgische Vlaams 
Belang und die FPÖ; mit dabei ist auch 
die pro- Clique. Regelmäßige Treffen 
stabilisieren schon lange gedeihliche 
Kontakte und gewährleisten einen 
kontinuierlichen Austausch. Zu den 
Highlights gehört seit Jahren der 
Wiener Korporations- Ball (WKR- Ball), 
den die Wiener Studentenverbindun- 
gen alljährlich in der Hofburg veran- 
stalten. 2009 
unmittelbar vor dem Ball Aktivisten 
von FPÖ, Vlaams Belang, der Schwei- 
zerischen Volkspartei und anderen 
Organisationen der extremen europä- 


etwa trafen sich 


ischen Rechten auf einer Tagung des 
Freiheitlichen Bildungsinstituts in 


Wien, um zu debattieren und 


anschließend gemeinsam den WKR- 
Ball zu besuchen. Auch 2010 und 
2011 gab es im unmittelbaren Umfeld 
der WKR- Festivität jeweils ein Rechts- 
außen- Koordinierungstreffen plus 
Ballbesuch. 

Zwischendurch organisiert vor allem 
die FPÖ immer wieder ergänzende 
Zusammenkünfte, zuletzt im Oktober 
2010, als in Wien neben dem harten 
Kern aus FPÖ, Vlaams Belang und pro 
auch die Schwedendemokraten, die 
italienische Lega Nord und die Dansk 
Folkeparti vertreten waren. Auf dem 
Treffen beschlossen, ein 
europaweites „Volksbegehren“ gegen 
EU-Beitritt der Türkei zu 
initiieren; in Deutschland wird sich pro 
mit Unterstützung durch die 
Restbestände der REP um die Realisie- 
rung des Referendums kümmern. Die 
Aktion zielt vor allem darauf ab, euro- 
paweit handlungsfähige Strukturen zu 
schaffen und zu testen, inwieweit die 
extreme Rechte europaweit mobilisie- 
rungsfähig ist. Auf lange Sicht soll dies 
dazu beitragen, auf EU- Ebene inter- 
ventionsfähig zu werden. Und nicht 
nur das - auch erste außereuropäische 
Kooperationen nimmt die extreme 
europäische Rechte mittlerweile in den 
Blick. 


wurde 


einen 


Hauptfeind Islam 

Die beginnende Kooperation des 
extrem rechten Euro- Bündnisses mit 
israelischen Organisationen geht vor 
allem auf Bemühungen von Filip 
Dewinter zurück. Dewinter und seine 
Partei, die damals noch Vlaams Blok 
hieß, warben schon vor zehn Jahren 
um die Sympathie der jüdischen 
Gemeinde in Antwerpen. Deren 
Mitglieder wurden immer häufiger 
und heftiger von Straßengangs 
attackiert, die der arabischen Com- 
munity angehörten; die antisemitische 


Die „Junge Freiheit” berichtet über einen 
Israelbesuch der Rechtsaußenpolitiker 


Gewalt eskalierte im Frühjahr 2002. 
Der Vlaams Blok machte sich ge- 
schickt die Notlage der Jüdinnen und 
Juden Antwerpens zunutze und bot 
sich ihnen als Verbündeter gegen die 
brutalen Angriffe an. Dies passte 
ausgezeichnet zum Image der Partei, 
die sich zur Vorkämpferin gegen den 
Islam stilisierte, und bot noch eine 
weitere Chance: Wenn es gelänge, die 
jüdische Gemeinde zur Partnerin zu 
gewinnen - so der Hintergedanke -, 
dann besäßen die flämischen Konser- 
vativen keinen Anlass mehr, sich strikt 
vom Vlaams Blok abzugrenzen. Die 
Partei würde koalitionsfähig. Im April 
2002 triumphierte Dewinter öffent- 
lich, er sei sich gewiss, innerhalb der 
jüdischen Gemeinde zahlreiche Unter- 
stützerinnen und Unterstützer zu 
haben. Die Debatte schlug Wellen. 
Und sie erreichte Schritt um Schritt 
auch die israelische Öffentlichkeit. Im 
Februar 2003 publizierte erstmals ein 
israelisches Medium ein Interview mit 
Dewinter. „Ich glaube, dass Israel das 
Europa des Nahen Ostens ist“, sagte 
dieser der ultraorthodoxen Wochen- 
zeitung Hamishpacha: „Israel steht in 
einem schwierigen Kampf gegen den 
radikalen Islam, der nicht ein Freund 
Europas ist, sondern sein Feind 
Nummer 1.” Im August 2005 traf sich 
ein Korrespondent der Tageszeitung 
Haaretz mit dem Vordenker des 
Vlaams Belang, um dessen Positionen 
genauer auszuloten. Die Vorbehalte 
der Zeitung gegenüber der Partei, die 
rund ein Jahr zuvor wegen ihres 
Rassismus verboten worden war und 
sich daher hatte umbenennen müssen, 
waren deutlich erkennbar. „Der Staat 
Israel ist eine Art Vorposten unserer 
westlichen Gesellschaft”, ließ sich 
Dewinter in Haaretz zitieren - ein Vor- 
posten gegen die „größte Bedrohung 
für den Westen, den radikalen, 
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und Filip Dewinter vam beigist hen Viaams Belanıj (v.) posieren mit israelischen Soldaten 


CURD-TORSTEN WEICK 


fundamentalistischen Islam”. „Ich bin 
daran interessiert, Israel zu besuchen”, 
erklärte er weiter: „Zu allererst aus 
einer geopolitischen Perspektive.” Die 
Aussage war klar: Der Hauptfeind ist 
nach Auffassung des Vlaams Belang 
heute der Islam, und für den Kampf 
gegen ihn gelten sowohl die europäi- 
schen Jüdinnen und Juden wie auch 
Israel als Verbündete. 

Überlegungen der israelischen 
Rechten, Dewinters Bündnisangebot 
anzunehmen und ihn nach Israel 
einzuladen, drangen erstmals im De- 
zember 2008 an die Öffentlichkeit. 
Damals hielt sich der antiislamische 
Aktivist Geert Wilders zu Gesprächen 
mit Verbündeten in Jerusalem auf. 
Medien berichteten darüber zweierlei: 
Zum einen hieß es, Wilders denke 
darüber nach, eine - von ihm zuvor 
stets abgelehnte - Kooperation mit 
dem Vlaams Belang nun doch in die 
Wege zu leiten; zum anderen ver- 
lautete, der führende Kopf des VIaams 
Belang solle zu einem Besuch nach 
Israel gebeten werden. Dewinters Be- 
such kam dann doch nicht zustande, 
aber hinter den Kulissen wurde weiter 
darüber diskutiert. Auch die FPÖ war 
offenbar spätestens Anfang 2010 als 
Verbündeter der israelischen Rechten 
im Gespräch. Im März 2010 publizierte 
Haaretz ein Interview mit FPÖ- Chef 


_ _Vereint im Kampf gegen Islamisten 


e Rechte Politiker zu Besuch In Israel: Programm-Marathon zwischen Siedlungsbau, Knesset und Yad Vashem Ä 


Militärbasis am Gaz4-Streifen: Die Politiker Rene Stadtkewitz (Die Freiheit), Heinz-Christian Strache (FRO) 
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Anläßlich ihres Israel Hi 
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ee sraehBesuches arkären 
Belang), Kent Breroth (Schwedendemakruten) Rond Stadtkewit 
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Strache, das dessen Positionen ebenso 
deutlich offenlegte wie 2005 das 
Interview mit Dewinter und das wohl 
auch als Warnung an die israelische 
Rechte zu verstehen war, die Finger 
von der extremen europäischen 
Rechten zu lassen — wie sich inzwi- 
schen gezeigt hat, ohne Erfolg. 


Burschenmütze statt Kippa 

Denn im Dezember 2010 reisten 
mehrere Politiker der extremen euro- 
päischen Rechten tatsächlich nach 
Israel - auf Einladung des einstigen 
Knessetabgeordneten Eliezer Cohen 
von der ultrarechten Partei Yisrael 
Beitenu. Eingeladen waren Heinz- 
Christian Strache und Andreas Möl- 
zer von der FPÖ, Filip Dewinter vom 
Vlaams Belang, Kent Ekeroth von 
den Schwedendemokraten und Rene 
Stadtkewitz von der deutschen Partei 
Die Freiheit (siehe S. 44). Die Freiheit 
hält sich eigentlich eng an Geert 
Wilders und dessen Abgrenzungskurs 
gegenüber Organisationen wie der 
FPÖ, dem Vlaams Belang und der 
pro-Clique, die als extrem rechts 
bekannt sind. Insofern überraschte die 
Reisekonstellation; man könnte spe- 
kulieren, ob da jemand den Abgren- 
zungskurs beenden will. Als Ge- 
sprächspartner der Delegation wurden 
unter anderem der Knessetabgeord- 


lärung 
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nete Nissim Ze’ev von der Shas- 
Partei, der stellvertretende Minister für 
Regionalentwicklung Ayub Kara aus 
der Likud- Partei von Ministerpräsident 
Netanjahu und der Siedleraktivist 
Elyakim Haetzni genannt. Die extrem 
rechte Delegation besuchte unter 
anderem eine Militärbasis sowie 
Siedlungen im Westjordanland. 

Vor allem drei Ergebnisse der Reise 
gilt es festzuhalten. Das erste ist die so 
genannte Jerusalemer Erklärung, die 
die Delegationsteilnehmer unterzeich- 
neten. In ihr heißt es, „die Mensch- 
heit” sehe sich zur Zeit „einer neuen 
weltweiten totalitären Bedrohung 
ausgesetzt: dem fundamentalistischen 
Islam“; die Unterzeichner des Papieres 
stünden „an vorderster Front des 
Kampfes für die westlich- demokra- 
tische Wertegemeinschaft”. Zusätzlich 
zu dem gemeinsamen antiislamischen 
Bekenntnis sprach die extrem rechte 
Delegation den israelischen Siedlern 
ihre Unterstützung aus, was deren 
Basis in Europa stärkt. Aufschlussreich 
war drittens der Auftritt von FPÖ- Chef 
Strache in der Shoah- Gedenkstätte 
Yad Vashem. Strache trug dort nicht 
die Kippa, sondern seine Burschen- 
schaftermütze, bis sich Vizeminister 
Ayub Kara über diese Provokation 
mokierte. Die österreichische Tages- 
zeitung Der Standard hörte sich unter 
Burschenschaftern um und erfuhr, 
Straches Auftritt in Yad Vashem werde 
bei ihnen „als 
gefeiert“. So funktioniert der Spagat: 


‘Schenkelklopfer’ 


Man mimt den Bußfertigen und holt 
sich in Israel Absolution; zugleich sig- 
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nalisiert man den heimischen Antise- 
miten mit gezielten Fehltritten, dass 
man's eigentlich gar nicht so meint 
und sich nur aus taktischen Gründen 
der Gedenkprozedur in Israel unter- 
worfen hat. 

Entsprechend wütend reagierte 
etwa Ariel Muzicant, Präsident der 
Israelitischen Kultusgemeinde Wien: 
„Kotzübel” sei ihm geworden, als er 
Bilder von der Szene gesehen habe, 
berichtete er dem Standard; da werde 
ein „böses Spiel” mit den Israelis 
getrieben. Nicht weniger wütend 
reagierte er auch, als Mitte Dezember 
2010 Vizeminister Ayub Kara einen 
Gegenbesuch in Wien antrat — auf 
Einladung der FPÖ. Man sei „äußerst 
befremdet”, erklärte ein Sprecher der 
Israelitiischen Kultusgemeinde Wien, 
als Kara Strache offiziell einen „Freund 
Israels" im „Krieg gegen den Terror” 
nannte. Auch in liberalen und linken 
Kreisen in Israel hagelte es Kritik an 
der neuen Kooperation. „Eine Liste 
von Rassisten“ habe man ins Land 
geholt, schimpfte etwa Haaretz über 
die Israelreise der extrem rechten 
Delegation. 


Die Anti-Islam- NATO 

Die israelische Rechte jedoch meint es 
offenbar ernst. Anfang Februar reiste 
erneut eine Delegation der extremen 
europäischen Rechten nach Israel; 
diesmal war neben Funktionären der 
FPÖ und der Schwedendemokraten 
auch Patrik Brinkmann als frisch 
gekürter „Internationaler Sekretär der 
Pro- Bewegung” dabei. Die Delegation 


traf nicht nur Politiker von Likud und 
Shas, sondern auch Mike Huckabee 
vom rechten Flügel der US- Republika- 
ner, der bei den US- Präsidentschafts- 
wahlen 2012 kandidieren will. Ein 
Ausbau der Kontakte zur ultrarechten 
Tea Party- Bewegung ist im Gespräch. 
Das politische Ziel formulierte Patrik 
Brinkmann recht prägnant: „Was wir 
brauchen, das ist eine Art politischer 
NATO.” Wie die NATO einst gegen den 
Realsozialismus gekämpft habe, müsse 
man heute „für die Verteidigung der 
Freiheitsrechte gegen den Islam 
einstehen”: „Freiheitliche Kräfte in 
Europa, in Israel und in den USA 
schmieden deshalb eine Allianz.” In 
„den nächsten Wochen und Monaten“ 
wolle man nun „ganz praktische 
Arbeitsfelder finden, wie eine ganz 
erfolgreiche gegenseitige Unterstüt- 
zung der verschiedenen Formationen 
aussehen kann”. 

Einen ersten konkreten Schritt hat 
die neu entstehende rechte Interna- 
tionale bereits angekündigt: Das 
„Städtebündnis gegen Islamisierung”, 
das FPÖ, Vlaams Belang und die pro- 
Clique 2008 aus der Taufe gehoben 
haben, soll in Kürze mit einem Ableger 
in Tel Aviv tätig werden. Näheres ist 
noch nicht bekannt. Ob es Brinkmann, 
pro NRW- Chef Markus Beisicht und 
Konsorten darüber hinaus gelingen 
wird, ihre neuen israelischen Verbün- 
deten auch zu einem Auftritt bei einer 
ihrer peinlichen „Großveranstaltun- 
gen“ zu bewegen - die nächste 
(„Marsch für die Freiheit”) soll am 7. 
Mai in Köln stattfinden -, muss sich 
zeigen. Eine gemeinsame Saalveran- 
staltung ist mittlerweile geplant: Für 
den 4. April kündigt pro NRW eine 
„deutsch- israelische Konferenz” in 
Schloss Horst in Gelsenkirchen an. 
Dort sollen mehrere ultrarechte Sied- 
leraktivisten aus Israel auftreten, unter 
ihnen Gershon Mesika, der Vorsit- 
zende eines Siedlerrates, und David 
Ha’ivri, sein „Berater für internatio- 
nale Angelegenheiten“. Thema ist laut 
pro NRW „die Frage der Bewahrung 
von Identität und Tradition” gegen 
den Islam. *“ 


Von Günter Born 
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»Ich bin wieder im Lager« 


Die neun Angeklagten nahmen die Urteilsverkündung durch den Vorsit- 
zenden Richter Günter Bogen regungslos zur Kenntnis. Die sieben Män- 
ner und zwei Frauen hatten sich als ehemalige Angehörige der Wach- 
mannschaften des Konzentrations- und Vernichtungslagers Majdanek 
wegen „Mord” bzw. „Beihilfe zum Mord” vor dem Düsseldorfer Land- 
gericht verantworten müssen. Die 56- jährige Hermine Ryan- Braunstei- 
ner wurde zu lebenslanger Haft verurteilt, sieben Angeklagte erhielten 
Freiheitsstrafen zwischen drei und zwölf Jahren. Ein Beschuldigter konn- 
te das Gericht als freier Mann verlassen. Mit diesem Urteil endete am 
30. Juni 1981 nach beinahe sechs Jahren und insgesamt 474 Verhand- 
lungstagen das bis heute längste und aufwendigste Verfahren der bun- 
desdeutschen Justizgeschichte, das Ende November 1975 gegen ur- 
sprünglich 15 Angeklagte eröffnet worden war. 


Die Bewertung des Majdanek- 
Prozesses fiel zwiespältig aus. Zwar 
hatten vor allem die Zeugenaussagen 
ehemaliger Häftlinge erschütternde 
Eindrücke von der Gewalt- und Ver- 
nichtungspraxis in Majdanek ver- 
mittelt; für eine Verurteilung der 
mutmaßlichen TäterInnen reichten 
diese Schilderungen jedoch in vielen 
Fällen nicht aus. Verfahrenseinstellun- 
gen, Freisprüche und milde Urteile 
wurden nicht nur von den Opfern des 
NS- Terrors als blanker Hohn empfun- 
den. Für zahlreiche BeobachterInnen, 
kritische Journalistinnen wie auch 
antifaschistische Gruppen stellte der 
Prozess gewissermaßen ein Lehrstück 
dar, das das Versagen der Justiz bei der 
Ahndung nationalsozialistischer Ver- 
brechen geradezu idealtypisch ver- 
deutlichte. Selbst Günter Bogen und 
die beiden Staatsanwälte Dieter Am- 
bach und Wolfgang Weber, die vor 
dem Landgericht die Anklage vertre- 
ten hatten, zeigten sich im Rückblick 
enttäuscht über den Ausgang des 
Verfahrens. 

Anders als der Frankfurter Ausch- 
witz- Prozess (1963 bis 1965), der 
allgemein als Zäsur in der Auseinan- 
dersetzung mit dem Nationalsozialis- 
mus nach einem Jahrzehnt des Be- 


schweigens und der kollektiven 


Schuldabwehr gilt, ist die Bedeutung 
des Majdanek- Prozesses für die Ge- 
schichts- und Erinnerungskultur der 
Bundesrepublik bislang vergleichs- 
weise wenig diskutiert worden. 
Gleichwohl lässt sich feststellen, dass 
die Schlussphase des Verfahrens und 
die Urteilsverkündung im Juni 1981 
eine Facette tiefgreifender erinne- 
rungskultureller Umbrüche seit dem 
Ende der 1970er Jahre darstellten, die 
durch ein zunehmendes öffentliches 
Interesse für die „unbewältigte” NS- 
Vergangenheit gekennzeichnet waren. 


Tatkomplex Majdanek 

Die Ermittlungen, die schließlich zur 
Eröffnung des Majdanek- Prozesses 
führten, reichten bis in den Oktober 
1960 zurück. Damals begann die zwei 
Jahre zuvor gegründete und in Lud- 
wigsburg angesiedelte Zentrale Stelle 
der Landesjustizverwaltungen zur 
Verfolgung 
Gewaltverbrechen mit der Untersu- 


nationalsozialistischer 


chung von Tatkomplexen im Bereich 
des Konzentrations- und Vernich- 
tungslagers Majdanek. Das Lager im 
Süden Lublins war im Juli 1941 auf 
Befehl Heinrich Himmlers eingerich- 
tet worden und firmierte bis Februar 
1943 unter der offiziellen Bezeichnung 
„Kriegsgefangenenlager der Waffen- 


SS Lublin”. Bis zu dessen Räumung im 
Juli 1944 wurden rund 500.000 Men- 
schen aus 28 Ländern nach Majdanek 
verschleppt. Zwischen 170.000 und 
250.000 Häftlinge, unter ihnen circa 
90.000 Jüdinnen und Juden, kamen 
dort ums Leben. Nach Schätzungen 
starben zwei Drittel der Opfer infolge 
der katastrophalen Zustände im Lager. 
Mehrere zehntausend Personen wur- 
den systematisch in den sieben Gas- 
kammern durch Zyklon B oder Koh- 
lenmonoxid ermordet. Aber auch 
Massenerschießungen waren in Maj- 
danek an der Tagesordnung. 

Die für die Verbrechen maßgeblich 
verantwortlichen Angehörigen des La- 
gerpersonals - insgesamt 1.300 Män- 
ner und Frauen - waren, sofern sie 
den Zweiten Weltkrieg überlebt hat- 
ten, zunächst weitgehend unbehelligt 
geblieben. Während der 1940er Jahre 
mussten sich lediglich in Polen 95 
ehemalige SS-Schergen vor Gericht 
verantworten. Sieben von 
wurden zum Tode verurteilt. In der 
Bundesrepublik gab es hingegen bis 
zum Ende der 1950er Jahre in diesem 
Zusammenhang keine Ermittlungsver- 


ihnen 


fahren. Politik und Justiz zeigten sich 
überwiegend desinteressiert an der 
Ahndung von NS- Verbrechen, zumal 
dann, wenn die Tatorte „im Osten”, 
jenseits des „Eisernen Vorhangs” 
lagen. 


Späte Ermittlungen 

Dies änderte sich zumindest ansatz- 
weise mit den Aktivitäten der Zentra- 
len Stelle. Obgleich die Nachforschun- 
gen der Ludwigsburger Staatsanwälte 
auf vielfache Widerstände und Vorbe- 
halte stießen, gelang es ihnen, einige 
mutmaßliche TäterInnen zu ermitteln, 
die für in Majdanek begangene 
Verbrechen zur Rechenschaft gezogen 
werden konnten. Als Hauptverdächti- 
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ger galt etwa Heinrich Rindfleisch, 
der als KZ- Arzt in Ravensbrück und 
Majdanek tätig gewesen war und nun 
als Chefarzt in einer Klinik in Rhein- 
hausen praktizierte. Aus diesem Grun- 
de übernahm im Jahr 1962 die in 
Nordrhein- Westfalen mit der Aufklä- 
rung von NS- Verbrechen befasste 
Zentrale Stelle in Köln die weiteren Er- 
mittlungen, die bis 1965 auf 365 Per- 
sonen ausgeweitet wurden. Letztend- 
lich musste sich jedoch nur eine ver- 
gleichsweise geringe Zahl von Tatver- 
dächtigen vor Gericht verantworten. 
Bereits im Jahr 1960 waren die Ver- 
jährungsfristen für „Körperverletzung“ 
und „Totschlag" abgelaufen. Die 
Strafverfolgungsbehörden konnten 
seither lediglich wegen „Mord“ sowie 
„Beihilfe zum Mord” Anklage erheben. 
Diese Delikte waren (und sind) jedoch 
durch bestimmte Merkmale wie 
„Grausamkeit“ oder „Heimtücke” de- 


finiert. Die Schwierigkeiten bestanden 


somit darin, den Beschuldigten nicht 
nur die begangenen Verbrechen, son- 
dern auch ihren „Täterwillen” indivi- 
duell nachzuweisen. Dementspre- 
chend aufwendig und langwierig ge- 
stalteten sich die Ermittlungen. 

Erst im November 1975, 15 Jahre 
nachdem der Tatkomplex Majdanek in 
den Fokus der Zentralen Stelle gerückt 
war, konnte im Saal L 111 des Düssel- 
dorfer Landgerichts der Prozess gegen 
zunächst 15 Beschuldigte, sechs Frau- 
en und neun Männer eröffnet werden. 
Der in der NS- Hierarchie am höchsten 
angesiedelte Angeklagte war der 
ehemalige SS- Hauptsturmführer Her- 
mann Hackmann, der in Majdanek 
als Stellvertreter des ersten Lagerkom- 
mandanten Karl Otto Koch amtiert 
hatte. Hackmann wie auch die übrigen 
Beschuldigten präsentierten sich vor 
Gericht als biedere und angepasste 
BürgerInnen, die allerdings während 
der gesamten Dauer des Prozesses 
keinerlei Reue erkennen ließen. 

Da die Staatsanwälte kaum mit 
Geständnissen rechnen konnten, wa- 
ren sie vor allem auf die Zeugenaus- 
sagen überlebender Opfer angewie- 
sen. Im Rahmen der Hauptverhand- 
lung wurden daher nicht weniger als 
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215 ehemalige Häftlinge des Vernich- 
tungslagers vernommen. In Gegen- 
wart der nur wenige Meter entfernt 
sitzenden Angeklagten sollten sie 
möglichst präzise über die in Maj- 
danek geschehenen Verbrechen be- 
richten, um ihre Peiniger zweifelsfrei 
zu identifizieren. Dies erwies sich frei- 
lich als problematisch, konnten sich 
doch nach mehr als drei Jahrzehnten 
viele Zeugen kaum mehr mit der vom 
Gericht geforderten Genauigkeit an 
einzelne Tatorte, Tatzeiten und mut- 
maßliche Täter erinnern. Für zahlreiche 
Opfer stellten die Befragungen trau- 
matisierende Erlebnisse dar. Im Ge- 
richtssaal spielten sich teilweise 
erschütternde Szenen ab. Die Zeugin 
Hela Rosenbaum brachte die Gefühle 
und Wahrnehmungen etlicher ihrer in 
Düsseldorf aussagenden Leidensge- 
nossinnen zum Ausdruck, als sie 
während einer Befragung erklärte: 
„Ich bin nicht hier, Herr Richter. Ich bin 
wieder im Lager.” 


»Prozess der Skandale« - 

Die Rolle der Verteidiger 

Die Strategie der Verteidigung zielte 
indessen darauf ab, die enorme 
psychische Belastung und die Verunsi- 
cherung der ZeugInnen auszunutzen, 
um in den Vernehmungen deren 
Glaubwürdigkeit zu untergraben. 
Dabei war das Auftreten einiger 
Anwälte an Dreistigkeit kaum zu über- 
bieten. Sie machten, wie der Journalist 
Heiner Lichtenstein konstatierte, das 
Verfahren zu einem „Prozess der 
Skandale”. Am aggressivsten trat hier 
Ludwig Bock in Erscheinung, der die 
ehemalige SS- Aufseherin Hildegard 
Lächert verteidigte. So forderte er 
beispielsweise, eine polnische Zeugin 
wegen „Beihilfe zum Mord” festneh- 
men zu lassen, nachdem die Majda- 
nek- Überlebende in ihrer Verneh- 
mung geschildert hatte, dass sie im 
Lager gezwungen worden sei, Zyklon 
B- Behälter zu den Gaskammern zu 
transportieren. Darüber hinaus vertra- 
ten Bock, aber auch eine Reihe wei- 
terer Anwälte unverhohlen ge- 
schichtsrevisionistische und NS- apo- 
logetische Positionen. Bock, der in sei- 


nen Ausführungen gerne auf die 
Werke David Irvings Bezug nahm, 
bezeichnete im Prozess das Tagebuch 
der Anne Frank ebenso als Fälschung 
wie das Protokoll der Wannseekonfe- 
renz, bei der im Januar 1942 unter der 
Leitung Reinhard Heydrichs der 
bereits angelaufene Massenmord an 
den europäischen Juden koordiniert 
werden sollte. Hans Mundorf, An- 
walt der angeklagten früheren SS- 
Aufseherin Hermine Ryan- Braun- 
steiner, versuchte wiederum die 
Funktion der Krematorien in Majdanek 
in Frage zu stellen, indem er beantrag- 
te, human- und veterinärmedizinische 
Gutachten darüber einzuholen, ob der 
Geruch von verbranntem Menschen- 
fleisch von jenem verbrannter Tierka- 
daver zu unterscheiden sei. 

Der vom Gericht als Experte für die 
Strukturen, Abläufe und Entschei- 
dungsprozesse der NS- Vernichtungs- 
politik geladene Wolfgang Scheffler 
sah sich von Beginn an mit massiven 
Anfeindungen der Verteidigung kon- 
frontiert. Ludwig Bock forderte wie- 
derholt die Ablösung des international 
renommierten Historikers. Als Be- 
gründung führte der Anwalt an, 
Scheffler habe bei einem jüdischen 
Professor promoviert und sei deshalb 
„befangen“. Stattdessen solle das 
Gericht den Politologen Udo Walen- 
dy als Sachverständigen berufen. Der 
im ostwestfälischen Vlotho ansässige 
NPD- Funktionär hatte freilich seit den 
1960er Jahren vor allem als umtriebi- 
ger Geschichtsrevisionist und Holo- 
caustleugner zweifelhafte Prominenz 
innerhalb der extremen Rechten er- 
langt. Das Gericht lehnte den Antrag 
von Ludwig Bock ab. Im Kontext des 
Majdanek- Prozesses trat Walendy 
dennoch in Erscheinung, als er vor 
dem Gerichtsgebäude einen britischen 
Journalisten attackierte, um ihm die 
Kamera zu entreißen. 


Aktionsfeld für die 

extreme Rechte 

Aber auch andere extrem rechte 
Gruppen und Einzelpersonen versuch- 
ten das Verfahren als Forum für ihre 
Propagandaaktivitäten zu nutzen. 





Foto: Daniel Gasienica / CC BY-NC-ND 2.0 


Heiner Lichtenstein resümierte, dass in 
keinem anderen NS- Prozess „Rechts- 
extremisten, alte und neue Nazis so 
massiv versucht” haben, „junge Men- 
schen zu beeinflussen”. Im Dezember 
1978 luden etwa Erwin Schönborn 
und sein Kampfbund Deutscher Sol- 
daten zu einer Veranstaltung in ein 
Restaurant in der Düsseldorfer Innen- 
stadt. Dort polemisierte Schönborn 
gegen den Majdanek- Prozess, „in 
dem wieder einmal Unschuldige mit 
Hilfe von Meineiden und gefälschten 
Dokumenten werden 
sollen.“ Regelmäßig waren Alt- und 
Neonazis unter den ZuschauerInnen 
im Verhandlungssaal anzutreffen - vor 
allem dann, ehemalige 
Angehörige der SS- Wachmannschaf- 
ten vor Gericht als Zeugen aussagten. 
Wiederholt wurden im Umfeld des 
Prozesses geschichtsrevisionistische 
und antisemitische Pamphlete oder 
Artikel der National- Zeitung verteilt, 
die intensiv über das Verfahren be- 
richtete. 

Auf anderer Ebene engagierte sich 
Josephine Jürgens. Die unscheinbare 
ältere Dame, seit 1971 bis zu ihrem 
Ausschluss im November 1981 Mit- 


verurteilt 


wenn 
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glied der SPD und im Frühjahr 1981 
auf Vorschlag der nordrhein- west- 
fälischen Staatskanzlei aufgrund ihres 
sozialen Engagements für Strafge- 
fangene mit dem Bundesverdienst- 
kreuz ausgezeichnet, war für die Stille 
Hilfe aktiv, die sich bis heute der Be- 
treuung inhaftierter NS- Verbrecher 
widmet. Während des Majdanek- Pro- 
zesses versorgte die Organisation die 
Angeklagten mit warmem Mittages- 
sen aus anliegenden Restaurants, aber 
auch mit Geschenken und Geld. Nach 
Ansicht von Josephine Jürgens war das 
gesamte Verfahren manipuliert, da 
„hierzulande nur Juden und Kommu- 
nisten” das Sagen hätten. 


»Der Gerichtssaal als 

Geschichtsunterricht« 

Die perfiden Strategien der Verteidi- 
gung wie auch die Aktivitäten neona- 
zistischer Gruppen wurden im Ausland 
aufmerksam registriert. Im März 1978 
widmete sich sogar eine Debatte im 
israelischen Parlament dem Majda- 
nek- Prozess. In der Bundesrepublik 
fand das Verfahren, abgesehen vom 
Eröffnungstag und der kontinuierli- 
chen Berichterstattung einiger weni- 





ger Journalisten zunächst nur sporadi- 
sche Beachtung. Im Zentrum des 
medialen Interesses stand vor allem 
der zeitgleich stattfindende Prozess 
gegen die führenden Mitglieder der 
RAF in Stuttgart- Stammheim. Dies 
änderte sich seit Beginn des Jahres 
1979. Im Januar war die vierteilige 
amerikanische Serie „Holocaust“ im 
deutschen Fernsehen gesendet wor- 
den und hatte erstmals eine breite 
öffentliche Diskussion über das Aus- 
maß der Beteiligung der deutschen 
Gesellschaft an den nationalsozialisti- 
schen Verbrechen ausgelöst. 

In diesem Kontext ging es weniger 
um die historischen Details der Ver- 
nichtungspolitik als vielmehr um die 
Frage der sich daraus ergebenden 
moralischen und politischen. Konse- 
quenzen für die Gegenwart. Im Zen- 
trum der Debatten standen vor allem 
zwei Aspekte: Erstens der vielfach 
vorgetragene Befund, dass, zumal 
unter Jugendlichen, die Wissensbe- 
stände über die NS-Zeit nur schwach 
ausgeprägt seien — was angesichts zu- 
nehmender Aktivitäten von Neonazis 
und deren geschichtsrevisionistischer 
Thesen oftmals als besonders alarmie- 
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rend wahrgenommen wurde. Zwei- 


tens rückte die „unbewältigte Vergan- 
genheit”, die sich deutlich an den 
Defiziten und Schwierigkeiten der 
Strafverfolgung von NS-Tätern fest- 
machen ließ, in den Fokus kritischer 
Betrachtungen. 
Der Verlauf und die Begleitumstän- 
de des Majdanek- Prozesses schienen 
diese Sichtweisen zu bestätigen. Am 
19. April 1979 wurden vier der Be- 
schuldigten, deren Verfahren zuvor 
abgetrennt worden waren, aus Man- 
gel an gerichtsfesten Beweisen freige- 
sprochen, obgleich sogar Richter und 
Staatsanwälte erhebliche Zweifel an 
der Unschuld der Angeklagten äußer- 
ten. Bei der Verkündung des Urteils 
kam es im Verhandlungssaal zu Tu- 
multen. Rufe wie „Nazimörder“ wur- 
den laut, zahlreiche Prozessbesucher 
stimmten das antifaschistische „Lied 
der Moorsoldaten“ an. Schon zuvor 
war es vor dem Gerichtsgebäude zu 
Protesten gekommen. Auch in den 
Medien Freisprüche 
überwiegend kritisch kommentiert. 
Die Aufmerksamkeit, die der Maj- 
danek- Prozess seit Anfang 1979 er- 


wurden die 


fuhr, war somit Ausdruck, Folge und 
verstärkendes Moment eines erkenn- 
baren erinnerungskulturellen Wandels. 
Hatten bis dahin Verfahren gegen NS- 
Täter, mit Ausnahme des Frankfurter 
Auschwitz- Prozesses, meist vor leeren 
Zuschauerbänken stattgefunden, galt 
nunmehr der „Gerichtssaal als Ge- 
schichtsunterricht” (Sabine Horn). Tat- 
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sächlich entwickelte sich der Majda- 
nek- Prozess im Lauf der Jahre zu ei- 
nem Exkursionsziel für dutzende 
Schulklassen. Unter dem Eindruck der 
öffentlichen Reaktionen auf die Serie 
„Holocaust“ und der anhaltenden 
Diskussionen um das Scheitern der 
bundesdeutschen Justiz bei der 
Ahndung nationalsozialistischer Ver- 
brechen beschloss der Bundestag im 
Juli 1979, die Verjährungsfristen für 
Mord aufzuheben, wodurch der dro- 
hende endgültige Schlussstrich unter 
die Strafverfolgung von NS- Verbre- 
chen abgewendet wurde. An den 
Schwierigkeiten, noch lebende Tä- 
terInnen mehr als drei Jahrzehnte 
nach dem Ende des Nationalsozialis- 
mus wegen „Mord“ bzw. „Beihilfe 
zum Mord“ zu verurteilen, änderte 
diese Entscheidung freilich nichts. Die 
am 30. Juni 1981 verkündeten und 
wiederum von Protesten begleiteten 
Urteile im Majdanek- Prozess sind nur 
ein Beleg für diese Feststellung. 


Was bleibt vom Majdanek- 
Prozess? 

Dennoch ist der Prozess in seiner Be- 
deutung für die erinnerungskulturellen 
Entwicklungslinien sowohl in bundes- 
weiter Perspektive als auch auf lokaler 
Ebene nicht zu unterschätzen. So hat 
der Historiker Harald Schmid die 
zweite Hälfte der 1970er Jahre als 
Beginn der „zweiten geschichtskultu- 
rellen Achsenzeit” der Bundesrepublik 
bezeichnet. Nach einer ersten Zäsur 


am Ende der 1950er Jahre, die zu 
einem „Schub historischer Indiskretion 
und Kritik im Umgang mit der NS- 
Vergangenheit” geführt habe, sei zu 
Beginn der 1980er Jahre eine „ge- 
Aneignung 
neuen Perspektive auf den National- 


sellschaftsweite einer 
sozialismus“ zu beobachten gewesen. 
Diese war besonders durch eine 
wachsende Empathie für die bislang 
wenig beachteten Opfer der NS- 
Vernichtungspolitik gekennzeichnet. 
Der Majdanek- Prozess, der wesentlich 
durch das Auftreten der überlebenden 
ZeitzeugInnen geprägt wurde, spielte 
hierfür zweifellos eine große Rolle. 

Im lokalen Kontext bildete er einen 
der Ausgangspunkte für eine ent- 
von 
unten. Zahlreiche Gruppen wie bei- 


stehende Erinnerungskultur 
spielsweise die Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes (VVN), die 
Gesellschaft für Christlich- Jüdische 
Zusammenarbeit sowie engagierte 
kirchliche und gewerkschaftliche Ju- 
gendgruppen, die den Prozess kritisch 
begleitet und teilweise mit großem 
Engagement die vor Gericht gelade- 
nen ZeugInnen während ihres Aufent- 
halts in Düsseldorf betreut hatten, for- 
derten nun die Einrichtung eines Erin- 
nerungsortes für die Opfer 
Nationalsozialismus. Bis zur Eröffnung 
Mahn- und Gedenkstätte 
Düsseldorf im September 1987 sollten 
indessen noch einige Jahre vergehen. 
Gleichwohl erscheint es unange- 
bracht, den Majdanek- Prozess und 
seine Wirkungsgeschichte als Facette 
einer vermeintlichen erinnerungskul- 
turellen „Erfolgsstory“ zu beschreiben, 


des 


der 


die langfristig zur Herausbildung eines 
angemessenen Umgangs mit der NS- 
Vergangenheit geführt habe. Denn 
neben dem Scheitern der bundes- 
deutschen Justiz dokumentierte der 
Prozess vor allem eines: Die Unmög- 
lichkeit, den Opfern der präzedenz- 
losen Verbrechen wirklich gerecht zu 
werden. «“ 


Das Interview wurde geführt von Britta Kremers 


Absurde Höllenszenarien 


Nach einer Reihe von Aufständen 
in Nordafrika vermelden die Me- 
dien eine neue Flüchtlingswelle 
Richtung Europa. Der Bürger- 
meister der Insel Lampedusa, die 
für viele Flüchtlinge erstes Ziel ist, 
spricht sogar von einem Exodus 
biblischen Ausmaßes. Wie drama- 
tisch sind denn die Flüchtlings- 
bewegungen tatsächlich? 


Ich muss ein paar Vorbemerkungen 
machen, um das mal ein bisschen ein- 
zuordnen. Zum einen geht mir die 
Scheinheiligkeit wirklich auf den Geist, 
wenn ich höre, wie jetzt plötzlich 
Gaddafi als jemand dargestellt wird, 
der die Menschenrechte verletzt. Das 
wussten wir schon lange! 

Und trotzdem war Gaddafi gut 
genug, für die EU den Pförtner zu ma- 
chen, um Flüchtlinge daran zu hin- 
dern, in die EU zu kommen. Und von 
daher ist mir das völlig unverständlich, 
wie man jetzt angesichts der Situation 
dort - ich will es mal Bürgerkrieg nen- 
nen - plötzlich über Flüchtlingsströme 
redet. Das ist absoluter Unsinn. 

Wir haben eine sehr differenzierte 
Situation: Wir haben auf der einen 
Seite diejenigen, die Libyen in einen 
anderen Staat verwandeln wollen. Die 
haben alles vor, aber auf gar keinen 
Fall zu fliehen. Dann muss man die- 
jenigen sehen, die als Kollaborateure 





oder als Söldner gelten. Ihre Situation 
ist äußerst dramatisch und sie ver- 
suchen, über die Grenze nach Ägypten 
oder Tunesien zu gelangen. Da ist eher 
Hilfestellung gefragt, als dass es 
darum geht, dass es riesige Flücht- 
lingswellen gibt. Dazu kommen dann 
noch die Personen, die sowieso schon 
dort gestrandet waren, weil sie in die 
EU wollten, und deren Situation jetzt 
auch sehr prekär ist. 

Meines Erachtens ist die Situation in 
Italien zwar auf Lampedusa durchaus 
angespannt. Aber das kann man 
relativ leicht entzerren, indem man die 
Flüchtlinge auf Italien verteilt. Und 
dann muss es insgesamt natürlich 
innerhalb der EU in Bezug auf Flücht- 
linge eine völlig andere Regelung ge- 
ben. Dublin Il ist einfach ein Verschie- 
bebahnhof. Da geht es darum, dass 
das Land, das Flüchtlinge als erstes 
betreten, auch das Asylverfahren 
durchzuführen hat. Solidarität inner- 
halb der EU sieht anders aus. Man 
müsste ein burden sharing machen. Es 
wird in einen Topf eingezahlt, und für 
Staaten, in die mehr Flüchtlinge kom- 
men, gibt es entweder Geld, oder die 
Flüchtlinge werden auf andere EU- 
Staaten verteilt. Das ganze System 
stimmt also nicht. 

Diese Höllenszenarien halte ich für 
absurd. Natürlich muss es Relocation 
geben. Wenn ein EU- Land überfordert 
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ist, müssen Flüchtlinge von anderen 
EU-Staaten aufgenommen werden. 
Darüber hinaus muss es auch Re- 
settlement geben. Die EU-Staaten 
sind aber immer sehr zurückhaltend. 
Das einzige Mal, dass sie in den letzten 
Jahren Resettlement umgesetzt 
haben, waren 10.000 Personen, die sie 
aus dem Irak aufgenommen haben. 
Und vor diesem Hintergrund kann 
man nur sagen, die Debatte ist schein- 
heilig. Es geht weder um Flüchtlings- 
schutz, noch geht es darum, dass da 
Massen vor den Toren der EU stehen 
und wir gar nicht mehr wissen wohin 
damit. Ich halte das für völlig absurd. 


Die Infrastruktur der 4.500- 
Seelen- Insel ist tatsächlich nicht 
für die Aufnahme mehrerer Tau- 
send Flüchtlinge geeignet. Die 
vorhandene Sammelunterkunft ist 
auf gerade 800 Personen ausge- 
legt. Einheimische sträuben sich 
gegen die ankommenden Migran- 
ten: Die Errichtung einer Zeltstadt 
zur Unterbringung weiterer 
Flüchtlinge wurde nach Protesten 
aufgegeben, ein ankommendes 
Schiff mit rund 100 Flüchtlingen 
von Einwohnern am Einlaufen ge- 
hindert. Die italienische Regierung 
ruft den Notstand aus. Wird auf 
der Insel bewusst eine Situation 
geschaffen, die eine Überforde- 
rung mit der Zahl der Flüchtlinge 
suggeriert? 


Um das beurteilen zu können, müsste 
man diejenigen fragen, die vor Ort 
sind. Was eindeutig ist: Es gibt Schiffe 
und man kann Flüchtlinge aufs 
Festland transportieren. Das ist 
logistisch kein Problem. Offensichtlich 
ist man bemüht, da eine Situation 
eskalieren zu lassen. Das geht auf 
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Kosten der dortigen Bewohner und 
nicht zuletzt natürlich auf Kosten der 
Flüchtlinge. 

Meines Erachtens ist das ein Prob- 
lem, das Italien und erst recht die ge- 
samte EU mit links lösen kann. Aller- 
dings glaube ich nicht, dass man 
großes Interesse daran hat. 

Frontex- Einsätze und die Verhand- 
lungen, die es über Jahre hinweg mit 
den Anrainerstaaten in Nordafrika 
gegeben hat, um Flüchtlinge daran zu 
hindern, in die EU zu kommen, die 
haben natürlich ihren Background. 
Dieser Background heißt: „Wir wollen 
Flüchtlinge nicht“. Das 
zynisch, aber man sieht, wie der hohe 
Flüchtlingskommissar betteln muss, 
damit Menschen in ganz prekärer 
Situation aufgenommen werden. 

Die EU tut ja immer so, als hätten 
wir vergleichbare Asylstandards. Das 
ist das Konzept hinter diesem Verteil- 


ist zwar 


modus Dublin II, und dieses Konzept 


ist ja schon gelogen. Es gibt keine ver- 
gleichbaren Standards, trotz aller 
Richtlinien. Das stimmt hinten und 
vorne nicht. Und deswegen ist Dublin 
II zu streichen. Die Solidarität inner- 
halb der EU muss da beginnen, wo die 
Situation schwierig ist. Auf Lampedusa 
ist sie es, selbstverständlich. Es muss 
jetzt alles unternommen werden, um 
die Flüchtlinge vernünftig unterzu- 
bringen und sie anschließend vernünf- 
tig zu verteilen. Das ist keine logisti- 
sche Herausforderung für die EU. 


Kannst du nochmal konkretisieren, 
warum die Flüchtlinge nicht ver- 
teilt werden? Wo liegen da die 
politischen Interessen? 


Also zum einen neigt Italien dazu, 
Horrorszenarien aufzubauen, um die 
Hilfe der EU-Staaten zu erzwingen. 
Italien ist ein Alt- EU- Staat und hat 
gerade mal 3.000 vernünftige Plätze 
für Flüchtlinge. Dabei wissen sie um 
ihre Randlage direkt am Mittelmeer. 
Es ist trotzdem überhaupt nichts 
unternommen worden, um Voraus- 
setzungen für die Flüchtlingsaufnahme 
zu schaffen. Im Gegenteil: Es ist immer 
darauf gesetzt worden, Flüchtlinge 
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daran zu hindern, nach Italien zu 
kommen. Das ist die völlig falsche 
Strategie. Natürlich ist auf Lampedusa 
die Situation für die dort Befindlichen 
unerträglich. Aber man hat sehenden 
Auges in Kauf genommen, dass die 
Situation entsteht. Dann haben wir ein 
Horrorszenario und alle werden ver- 
rückt, wenn sie es anschauen müssen. 

Obwohl ich heute morgen noch in 
den Nachrichten gesehen habe, dass 
die Versorgung der Flüchtlinge zum 
Teil von Einwohnern übernommen 
wird. Die Logistik ist offensichtlich so 
schwach ausgeprägt, dass eine Ver- 
sorgung der Flüchtlinge ohne die Be- 
wohner nicht möglich wäre. 


Die deutsche Regierung äußert, sie 
wolle „die Probleme in den Hei- 
matländern lösen”, und lehnt pro- 
phylaktisch eine Aufnahme von 
Flüchtlingen ab. Dabei sichert so- 
wohl das deutsche Asylgesetz als 
auch die Dublin- II- Regelung, dass 
Menschen, die über „Drittländer” 
einreisen, erst gar nicht berechtigt 
sind, einen Asylantrag zu stellen. 
Wofür diese Vorsicht? 


Jetzt müsste ich in den Kopf unseres 
neuen Innenministers reingucken, um 
zu verstehen, was da tatsächlich vor 
sich geht. Ich halte das eher für ein 
größeres Szenario. Es lautet: 
Deutschland hat eine relativ sichere 
Lage innerhalb der EU, ist umgeben 
von EU-Staaten beziehungsweise 
Staaten, die „vorher“ an der Reihe 
wären, Flüchtlingsschutz zu gewäh- 
ren. Diese zentrale Lage ist komforta- 
bel und die Bundesrepublik hat sich 
nie darum gerissen, Flüchtlingsauf- 
nahme aktiv zu betreiben. Auf der an- 
deren Seite muss man da ein bisschen 
in der Geschichte zurückgehen: 1992 
hatte Deutschland bei weitem die 
meisten neuen Asylantragsteller in- 
nerhalb der EU. Und da hat Deutsch- 
land sich mit der Bitte um Unter- 
stützung an die anderen EU- Staaten 
gewandt. Aber es ist nichts passiert. 
Und das Wissen ist im Innenmini- 
sterium sozusagen eingebrannt. Als 
wir Schwierigkeiten hatten, hat keiner 


geholfen, und deshalb - natürlich 
würde man das nie offen zugeben — 
reibt man sich die Hände und sagt, 
jetzt sind mal die anderen dran. 
Vielleicht ist es nicht immer so einfach, 
aber es passt ganz gut zur Situation. 
Frau Merkel hat 2009 noch von 
„Flüchtlingsbekämpfung im Mittel- 
meer“ gesprochen. Das hat sie wört- 
lich gesagt. Da scheint durch, worum 
es eigentlich geht. Und das passt 
wiederum zu dem, was ich zu Libyen 
gesagt habe. Denn Libyen ist als Puffer 
worden, um dort 
Flüchtlinge abzufangen. Das gilt nicht 
nur für Libyen, man hat das mit den 
anderen Maghrebstaaten ebenfalls 
versucht. 


missbraucht 


Die Medien nennen den Anstieg 
der Asylanträge in der BRD im Ver- 
gleich zum letzten Jahr in einem 
Atemzug mit der Annahme, die 
Flüchtlingsbewegung aus den 
nordafrikanischen Ländern, in 
denen ein Aufstand stattgefunden 
hat / stattfindet, würde die Zahl 
weiter steigen lassen. Ist diese An- 
nahme berechtigt? 


Wenn man betrachtet, wie Flücht- 
lingsrouten funktionieren, dann weiß 
man, es staut sich, wenn es irgendwo 
die Möglichkeit gibt, tatsächlich in die 
EU zu kommen. Natürlich haben sich 
in Nordafrika, weil die Länder bislang 
als Puffer funktioniert haben, Flücht- 
linge aufgehalten und wissen jetzt 
nicht wohin. Aber das sind eben nicht 
Hunderttausende, wie 
manche Innenminister als Horrorsze- 
nario ausmalen. Die steigenden Zahlen 
aus dem letzten Jahr zeigen auch ganz 
deutlich, dass es dabei nicht um 
Flüchtlinge ging, die von Nordafrika 
kamen. Im letzten Jahr waren es vor 


sich das 


allem Einreisen aus den visumsfreien 
Staaten des Balkans. Aber zurück zu 
Nordafrika: Ich sehe die Massen nicht, 
aber ich sehe natürlich, dass dort viele 
Flüchtlinge auf die Chance warten, in 
die EU zu kommen. Ich denke, dass 
dort Hilfestellung von Nöten ist. 
Insbesondere in der Grenzsituation 
Libyen - Tunesien und Libyen - Ägyp- 
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ten. Da muss sofort humanitäre Hilfe 
geleistet werden. Das, was bisher un- 
ternommen worden ist, ist lediglich 
ein Tropfen auf den heißen Stein. 


Die größere Zahl an Asylanträgen 
hat dazu geführt, dass Kommunen 
sich beklagen, sie hätten nicht 
ausreichend Möglichkeiten die 
Flüchtlinge unterzubringen. Ist 
eine Verschlechterung der Lebens- 
umstände zu beobachten? 


Es hat diese Diskussion in einigen 
Kommunen gegeben. Unter anderem 
die Frage: Zurück zu Sachleistungen, 
zurück zu Lagern? Es wird immer 
versucht, Flüchtlinge auf niedrigstem 
Niveau zu behandeln. Nach wie vor 
gilt das Asylbewerberleistungsgesetz, 
von dem die Bundesregierung selber 
gesagt hat, es sei verfassungswidrig. 
Mir fehlen da oft die Worte, um meine 
Verärgerung und meine Wut darüber 
ausdrücken zu können. 

Der Rückgang von Flüchtlingszahlen 
ist in Deutschland immer als positives 


Ergebnis der Asylpolitik gefeiert 


Flüchtlinge erreichen die Insel Lampedusa, 2006 


worden. Wenn weltweit die Flücht- 
lingszahlen abnehmen würden, dann 
verstehe ich, dass man annimmt, die 
Lebensbedingungen und die Men- 
schenrechtssituation seien besser ge- 
worden. Das ist aber nicht der Fall. Wir 
haben weltweit mehr Flüchtlinge, und 
gleichzeitig freut Deutschland sich, 
dass seit Jahren weniger Flüchtlinge 
kommen. Kommen mal ein paar mehr, 
dann ist sofort ein „großes Problem” 
da. Natürlich sind Kapazitäten gegen- 
über den 1990er Jahren abgebaut 
worden, aber das haben die Kommu- 
nen selbst zu verantworten. Wenn die 
Kommunen finanziell klamm sind, 
dann müssen Land und Bund einsprin- 
gen, um die Situation zu entschärfen. 
Es kann doch nicht angehen, dass man 
zuerst Kapazitäten abbaut und dann, 
sobald neue Flüchtlinge kommen, 
sagt, man müsse jetzt den Flücht- 
lingen die miesesten Bedingungen 
zumuten. Das ist falsch. Abschreckung 
ist eine falsche Politik. Ich glaube auch, 
dass bei vielen in der Politik mittler- 
weile die Erkenntnis da ist, dass man 
das nicht so machen kann. Dass das 
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nicht nur unanständig ist, sondern 
auch langfristig ökonomisch unsinnig. 
Wir wissen, dass mindestens 50 Pro- 
zent der Flüchtlinge auf unabsehbare 
Zeit bleiben. Das heißt, wenn nicht 
dafür gesorgt wird, dass sie aus- 
reichend medizinisch versorgt werden, 
psychologische Hilfe und gute Bera- 
tung bekommen, werden wir uns an- 
schließend über Integrationsprobleme 
beklagen. 

Zudem muss man bedenken, dass 
Menschen, die aus schweren Situatio- 
nen fliehen, als erstes eine Perspektive 
brauchen. Sie müssen irgendwo sicher 
ankommen können. Und genau daran 
fehlt es. Wenn die Kommunen Bedin- 
gungen schaffen, in denen eine 
Lebensperspektive nicht gegeben ist, 
dann vertagen wir die Lösung auf das 
nächste Jahrzehnt und hoffen, dass 
sich Probleme von selber lösen. Das 
tun sie aber nicht — das hat die Ver- 
gangenheit ganz deutlich gezeigt. Ich 
bin mir sicher, dass sich die Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik, die ja in 
vielen Bereichen in Bezug auf Einwan- 
derung und Asyldenken sehr viel fort- 
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schrittlicher ist als die Innen- und 
Rechtspolitik, auch durchsetzen wird 
mit der Position: „Wir brauchen ge- 
wisse Mindeststandards, wir müssen 
dafür sorgen, dass die Leute schnell 
deutsch lernen, wir müssen die Kinder 
zur Schule schicken, wir müssen dafür 
sorgen, dass sie gut ausgebildet 
werden.” Alles, was da mit dranhängt, 
ist von der Bundesrepublik auch im 
Einwanderungsbereich vierzig Jahre 
versäumt worden. 

Ich bin auf der Seite der Kommunen 
und glaube, dass sie nicht allein 
gelassen werden dürfen. Die Finanzen 
der Kommunen sind häufig sehr de- 
solat. Aber den Druck einfach weiter- 
zugeben .an diejenigen, die sich nicht 
wehren können, ist absolut falsch. Das 
heißt: Deutschland muss Soforthilfen 
bereitstellen, um Flüchtlingsaufnahme 
nach humanitären Gesichtspunkten zu 
gestalten. 


Die Ablehnung von Flüchtlingen ist 
stark davon geprägt gewesen, 
man wolle keine „Wirtschafts- 
flüchtlinge” aufnehmen, die nur 
darauf aus seien, soziale Leistun- 
gen zu beziehen. Libyen ist ein 
Staat, der sich (mindestens) an der 
Schwelle zum Bürgerkrieg befin- 
det. In Tunesien und Ägypten wur- 
den langjährige Regime gestürzt. 
Die Motive der Flüchtenden passen 
also nur bedingt in dieses Ableh- 
nungsraster. Trotzdem wird darauf 
gedrängt, die Grenzen durch den 
Einsatz von Frontex abzuschotten, 
und Druck auf die nordafrikani- 
schen Länder ausgeübt, die Aus- 
reise zu unterbinden. Ist der An- 
spruch politisch Verfolgter auf Asyl 
nun völlig aus dem Diskurs um 
Flucht verschwunden? 


Das ist eine schwierige Frage, weil ich 
glaube, dass da verschiedene Dinge 
zusammenkommen. Auf der einen 
Seite - das erlebt man auch jetzt wie- 
der bei der Katastrophe in Japan - gibt 
es in Deutschland sehr viel Hilfsbereit- 
schaft und Mitgefühl. Das Ärgerliche 
ist, dass Flucht in der EU unter dem 
Oberthema „Bekämpfung der illegalen 
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Migration“ diskutiert und behandelt 
wird. Und wenn Horst Seehofer in 
Bayern schon davon redet, dass man 
bis zur letzten Patrone die Zuwande- 
rung in die Sozialsysteme verhindern 
will, dann trifft das immer auch 
Flüchtlinge. Es geht immer darum, 
Fluchtwege zu kappen und Flucht- 
möglichkeiten zu verhindern. Aus 
diesem Grunde ist die Frage eigentlich 
völlig irrelevant, weswegen jemand 
flieht. Mit der Verhinderung einer 
sogenannten illegalen Migration ver- 
hindere ich auch gleichzeitig Flücht- 
lingsschutz. 

Man kann es auch anders formulie- 
ren: Es geht nicht um die Situation des 
Einzelnen. Das Großproblem heißt 
„macht euren Scheiß alleine und sorgt 
dafür, dass es in euren Ländern ruhig 
ist". Gut, wir haben vorher Gaddafi 
hochgerüstet und wir haben dafür 
gesorgt, dass sie in die Lage versetzt 
werden, ihr Terrorregime weiter am 
Leben zu halten. Aber das sichert halt 
Arbeitsplätze in der Waffenindustrie. 

Das würde man aber nie in einem 
Atemzug benennen. 

Genauso wie diejenigen, die sich 
jetzt für den Kriegseinsatz der NATO in 
Libyen einsetzen. Sie darf man nicht 
mal mehr fragen, wie Gaddafi 
eigentlich an sein Arsenal von Waffen 
gekommen ist, mit denen er die Auf- 
ständischen brutal niederschlägt? 

Diese Kurzsichtigkeit, dieser blinde 
Aktionismus macht deutlich, dass es 
keine Politik gibt, die die wirtschaft- 
liche Prosperität im gleichen Atemzug 
mit der Menschenrechtslage bedenkt. 
Denn im Notfall geht es um unsere Ar- 
beitsplätze und um unsere Außenhan- 
delsbilanz. Flüchtlingsschutz spielt da 
eine völlig untergeordnete Rolle. 

In einem symbolischen Akt nimmt 
Deutschland mal 2.501 iraker Flücht- 
linge im sogenannten Resettlement 
auf. Das ist immerhin ein Viertel der 
Gesamtzahl des von der EU beschlos- 
senen Kontingents, das ist auch löb- 
lich. Aber wer Flüchtlingsschutz ernst 
nimmt, der muss die Grenzen öffnen. 
Auch bei Fluchtbewegungen, wie wir 
sie im Moment haben. 


Ob die Menschen auf Dauer fliehen 
wollen, weiß man ja nicht. Deutsch- 
land setzt ja auch beim Flüchtlings- 
schutz sehr, sehr stark auf Rückkehr- 
hilfe. Ich bin ein absoluter Freund von 
Rückkehrhilfen, aber nur, wenn das 
eine freiwillige Entscheidung ist. Wenn 
jemand einen sicheren Aufenthalt hat 
und dann sagt, ich möchte in das Land 
meiner Väter oder meiner Mütter zu- 
rück, gerne. Beim Flüchtlingsschutz, so 
wie er in Deutschland verstanden 
wird, geht es aber immer nur um einen 
temporären Schutz. Wird er nicht 
mehr benötigt, vertreibt man die 
Flüchtlinge wieder. Das ist der völlig 
falsche Weg. Wenn man Menschen 
keine Lebensperspektive bieten kann, 
dann signalisiert man ihnen, dass sie 
nicht gewollt sind. Das ist eine völlig 
verfehlte Flüchtling- und auch 
Einwanderungspolitik, die wir hier in 
Deutschland haben. In der Politik tut 
sich aber etwas. Es gibt in den meisten 
Parteien vermehrt Stimmen, die sagen, 
wir haben was verkehrt gemacht und 
müssen umdenken. Das wird nicht 
dazu führen, dass die Grenzen tat- 
sächlich aufgemacht werden, aber 
vielleicht schaffen wir es, Perspektiven 
für diejenigen zu schaffen, die bereits 
hier leben. Das ist immerhin auch et- 
was. Auch wenn mir das nicht reicht. 

Ich kann ganz schlecht damit um- 
gehen, wenn Flüchtlinge im Mittel- 
meer sterben, weil Frontex sie nicht 
rettet, und wenn andere auf schwieri- 
gen Fluchtrouten versuchen, in die EU 
zu kommen und dabei ihr Leben las- 
sen, erkranken, Traumatisierungen er- 
fahren und/oder vergewaltigt werden. 
Das liegt daran, dass es keine legale 
Einreisemöglichkeit in die EU gibt. Und 
das ist der eigentliche Skandal. 


Vielen Dank für das Interview! 


Von Tanja Herrmann 


Was folgt auf den verhinderten Naziaufmarsch in Dresde 





Die Blockade zieht weiter...? 





Mit einer der größten Antifa- Mobilisierungen der letzten Jahre konnte 
der Naziaufmarsch in Dresden am 19. Februar 2011 verhindert werden. 
Obwohl die Polizei energisch versucht hatte, den Protest zu unterbinden, 
beteiligten sich ungefähr 20.000 NazigegnerInnen an Blockaden. Auch 
aus Nordrhein- Westfalen waren etliche Busse in die Elbmetropole 
gereist. Dresden hat trotz aller Erfolge gezeigt, dass antifaschistische 
Gegenstrategien weiterentwickelt werden müssen. 


Ausgehend von den Erfahrungen im 
Jahr zuvor, als der Aufmarsch in der 
Dresdner Neustadt blockiert worden 
war, hatte der Ausrichter eines der 
größten extrem rechten Events in 
Europa dieses Jahr drei Sammelpunkte 
angemeldet. Letztlich waren rund 
3.000 Neonazis an unterschiedlichen 
Orten unterwegs (s. dazu den Artikel 
in dieser Ausgabe auf S. 32). Auch die 
Polizei hatte, nachdem sie von den 
Gerichten für ihr Nicht- Einschreiten 
gegen die BlockiererInnen im Jahr 
2010 gerügt worden war, eine andere 
Strategie entwickelt und wollte das 
Trennungsgebot zwischen links und 


rechts mit aller Gewalt durchsetzen. 
Die antifaschistischen Kundgebungen 
sollten im Norden stattfinden, die Elbe 
als natürliche Grenze dienen. Andere 
Orte, z.B. eine Mahnwache des DGB 
vor dem Gewerkschaftshaus, wurden 
verboten. Der Süden blieb den Neo- 
nazis vorbehalten. Doch diese Strate- 
gie sollte nicht aufgehen. Und so 
sickerten ab dem frühen Morgen Tau- 
sende von Menschen in die eigentlich 
abgesperrte Zone. An den verschie- 
densten Stellen entwickelten sich 
größere und kleinere Blockaden. Das 
Ergebnis ist bekannt: Aufgrund der 





unübersichtlichen Situation konnte der 
Naziaufmarsch nicht wie geplant 
durchgeführt werden. 


Überforderte Polizei 

Die Polizei hatte über weite Strecken 
des Tages die Situation nicht unter 
Kontrolle. Schon auf dem Weg in die 
Innenstadt wurden AntifaschistInnen 
massiv angegriffen. Die Erwartung, 
dass durch den vorab zwischen den 
Bündnispartnern vereinbarten Ak- 
tionskonsens („Von uns geht keine Es- 
kalation aus“) Gewalterfahrungen 
vermieden werden könnten, wurde 
nicht erfüllt. Es kam zu heftigen Aus- 
einandersetzungen zwischen linken 
Demonstrantinnen, Neonazis und der 
Polizei. Eine Arbeitsgruppe Polizeibe- 
obachtung aus JuristInnen, Journalist- 
Innen und Landtagsabgeordneten re- 
gistrierte „zahlreiche Übergriffe von 
Polizeibeamten gegen Demonstran- 
ten” und den Einsatz von Holzknüp- 
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peln, Pepperballs sowie Gasgranaten. 
Ziel wurden nicht nur von den 
Ordnungskräften als „Chaoten” wahr- 
genommene schwarz gekleidete Ju- 
gendliche, sondern auch „ganz nor- 
male“ Demonstrations- und Blo- 
ckadeteilnehmerInnen unterschied- 
lichen Alters. 

In die Kritik geriet die Polizei zudem, 
weil sie einen Angriff von Neonazis auf 
ein linkes Wohnprojekt im Dresdner 
Stadtteil Löbtau nicht verhindern 
konnte. Ein ins Netz gestelltes Video 
zeigt Einsatzkräfte, die die Attacke 
lediglich beobachteten. 

Am Abend stürmten LKA- Beamte 
ein Haus, in dem sie das Pressebüro 
des Bündnisses Dresden Nazifrei ver- 
muteten, durchsuchten es und führten 
„Ra- 
cheaktion“ charakterisierten Spre- 
cherInnen des Bündnisses die Razzia. 
Der Landesvorsitzende der SPD in 
Sachsen sprach in Bezug auf das 
Vorgehen der Polizei am 19. Februar 
von einem „Totalversagen auf ganzer 
Linie”. 

Für die antifaschistische Linke lautet 
die Lehre für zukünftige Gegenaktivi- 
täten: Auch breite gesellschaftliche 
Bündnisse sind kein Garant dafür, 
friedlich demonstrieren und blockieren 
zu können. Diese Gefahren müssen 
zukünftig transparent diskutiert wer- 
den und dürfen nicht durch beschöni- 
gende Begriffe wie „Umfließen von 
Polizeiketten” (im urbanen Raum so- 
wieso nur schwer in die Praxis umzu- 
setzen) verharmlost werden. 

Das repressive Vorgehen der 
Ordnungskräfte gegen Blockade- 
trainings in Stolberg ist ein Vorge- 
schmack auf den Einsatz Anfang April, 
wenn der neonazistische „Trauer- 
marsch” in der -— zwischen Köln und 
Aachen gelegenen - Kleinstadt durch 
eine Massenblockade verhindert wer- 
den soll. 

Einer 


vierzehn Personen ab. Als 


eskalativen Strategie der 
Einsatzkräfte kann jedoch nicht mit 
einer militärischen Logik begegnet 
werden. Ein auf bloßem „Posertum” 
basierendes männlich konnotiertes 
Dominanzgebaren verhindert keinen 
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Naziaufmarsch. Die Durchsetzung von 
Protestformen bleibt in besonderem 
Maße vom politischen Klima im 
Vorfeld abhängig. Außerdem braucht 
es für erfolgreiche Blockaden schlicht 
und ergreifend Masse. In Dresden 
entschied in diesem Jahr die große 
Anzahl organisierter Blockadegruppen 
über den Erfolg gegen eine äußerst 
gewaltsame Polizeistrategie. 


Veränderung der 
Blockadekultur 

Am Beispiel Dresden lässt sich die 
qualitative Veränderung antifaschisti- 
scher „Blockadekultur” der letzten 
Jahre festmachen: Zum einen erschien 
das Band zwischen den unterschiedli- 
chen Akteuren so eng wie selten zu- 
vor. Die meisten Blockaden waren ge- 
mischt, überall in Deutschland hatten 
sich seit Monaten lokale Bündnisse 
von der Antifa bis zu den Jusos auf die 
Aktion vorbereitet. Diese Arbeit, die in 
NRW durch das von Antifagruppen 
geprägte Bündnis No Pasaran NRW 
bzw. die Koordination Dresden 
Nazifrei NRW, die auch die Linkspartei 
umfasste, getragen wurde, zahlte sich 
in einem beachtlichen Mobilisierungs- 
erfolg aus. Diese Vernetzungs- 
strukturen können - sofern sie von 
gegenseitigem Respekt für die unter- 
schiedlich vorhandenen politischen 
Milieus und Kompetenzen getragen 
werden - auch für zukünftige 
Aktivitäten genutzt werden. 

Zum anderen gab es eine politische 
Akzentverschiebung auf der Straße: 
Die Proteste waren weniger ein 
passives und symbolisch aufgeladenes 
„In den Weg stellen“. Das im Vorfeld 
praktische Ziel, die 
neonazistische Versammlung erst gar 
nicht möglich zu machen, stand im 
Vordergrund. Das 
„Blockade“ gilt heute, anders als noch 
vor einigen Jahren, 
bürgerliche Lager hinein als zumindest 
diskussionswürdig, auch wenn die 
Legitimität dieser Aktionsform selbst 
von vermeintlich solidarisch verorteten 
Akteuren wie Gewerkschaften immer 
wieder mit Verweis auf eine angeblich 
strafbare Handlung in Frage gestellt 


formulierte 


Protestformat 


bis weit ins 


wird. Dagegen können Solidaritätsbe- 
kundungen prominenter Unterstüt- 
zerInnen, wie es sie in Dresden gab, in 
der öffentlichen Auseinandersetzung 
geltend gemacht werden. So hatte 
selbst der evangelische Superinten- 
dent Dresdens Verständnis dafür ge- 
äußert, dass manche Christen lieber zu 
den Blockaden gingen, als in der 
Kirche zu beten. „Weder eine Men- 
schenkette noch eine Mahnwache 
verhindern Aufmärsche”, sagte er. 
Auch in Stolberg rufen neben Anti- 
faschistInnen auch Mitglieder eta- 
blierter Parteien oder PfarrerInnen 
zum kollektiven Regelübertritt auf. 


Opfermythen bekämpfen? 

Der eigentliche Hintergrund des 
Naziaufmarschs, das Gedenken an die 
Bombardierung Dresdens hatte in den 
Gegenaktionen einen noch zu 
geringen Stellenwert. Nicht zu 
bestreiten ist allerdings, dass der 
deutsche Opferdiskurs in Positionspa- 
pieren und Veranstaltungen durchaus 
thematisiert wurde. Antifaschistische 
Gruppen setzten diesem mit 
Aktivitäten vor Ort ihre Kritik ent- 
gegen. Dies geschah sowohl im Rah- 
men der alljährlichen Kranznieder- 
legung auf dem Heidefriedhof am 13. 
Februar, an der erneut Mitglieder der 
NPD teilgenommen hatten, als auch 
am Abend an der Frauenkirche. Medial 
dominierte an diesem Tag die 
Menschenkette von etwa 17.000 
Beteiligten in der Dresdner Altstadt, 
die gleich mehrere Funktionen erfüllen 
sollte: In erster Linie verkörperte sie 
das offizielle Gedenken, gleichzeitig 
wollten die TeilnehmerInnen die 
Altstadt vor den Rechten „schützen”. 
Reale Auswirkungen hatte die 
Menschenkette natürlich 
Anders als sechs Tage später, war es 
zum Jahrestag der Luftangriffe am 13. 
Februar rund 1.300 Neonazis trotz 
mehrfacher Blockadeversuche gelun- 
gen, durch die Elbstadt zu demon- 
strieren. Ein antifaschistischer Rund- 
gang auf den Spuren nationalsozialis- 
tischer Täterinnen und Täter hingegen 


keine: 


wurde verboten; etwa 300 Antifa- 
schistInnen nahmen trotzdem an der 
Aktion teil. 

Der offizielle Gedenkdiskurs stellt 
sich trotz vieler Veränderungen in den 
letzten Jahren nach wie vor als an- 
schlussfähig für die extreme Rechte 
dar. Will die antifaschistische Linke 
ihren Anspruch auf gesellschaftliche 
tatsächlich 
einlösen und soll die Verhinderung von 
Naziaufmärschen nicht bloß der 
Selbstbestätigung der eigenen Hand- 
lungsfähigkeit dienen, muss das Zu- 
sammenspiel etablierter und neona- 
zistischer Opferinszenierungen stärker 
in den Blick geraten. No Pasaran hat 
es immerhin versucht - in NRW jedoch 
hätte der gesellschaftliche Kontext 
auch in den Vorbereitungen stärker 
thematisiert, auf die jeweiligen lokalen 
Ebenen heruntergebrochen und 
politisch bearbeitet werden können. 
Dieser Aspekt litt vielerorts unter dem 
Druck der Vorbereitung und Mobilisie- 
rung. 


Veränderungsprozesse 


Extremismusquatsch 
angreifen? 

Die Extremismustheorie in Frage stel- 
len - dieses Ziel setzten sich auch die 
Bündnisse No Pasardn und Dresden 
Nazifrei. Mittels Plakaten, Texten und 
Diskussionsveranstaltungen wurde die 
Extremismustheorie zurückgewiesen 
und betont, dass sie der Spaltung und 
Diffamierung antifaschistischen Pro- 
testes diene. Inwiefern es gerade 
Antifagruppen gelingen kann, darüber 
hinaus die Wirkmächtigkeit der 
Extremismustheorie in den gesell- 
schaftlichen Diskursen einzuschrän- 
ken, ist fraglich. Die Analyse, dass die 
Extremismustheorie Herrschaftsdok- 
trin sei und dem Angriff auf linke 
Politikansätze diene, verkennt die 
Funktion der Theorie im praktischen 
(real)politischen Raum, in dem sie im 
Parteienstreit vornehmlich gegen die 
Partei Die Linke gerichtet ist. Gute 
Argumente, welche die wissenschaft- 
liche Beschränktheit des Extremismus- 
Ansatzes aufzeigen, werden nicht 
ausreichen, um die schwarz- gelben 
Regierungsparteien dazu zu bewegen, 
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auf ein nützliches Instrument in der 
politischen Auseinandersetzung zu 
verzichten. 

Der antifaschistischen Linken bieten 
sich gerade in Mobilisierungen wie 
derjenigen nach Dresden andere 
Möglichkeiten. Wichtiger als eine 
theoretische Auseinandersetzung um 
eine wissenschaftlich fragwürdige 
Theorie ist die praktische Herstellung 
von Solidarität unter den Bündnispart- 
nern. Antifa- Gruppen werden nicht 
nur durch ihr praktisches Know- How 
zu ernst zu nehmenden Partnern, 
sondern ebenso durch Verlässlichkeit, 
Glaubwürdigkeit und ein gewisses 
Maß an Transparenz in der gemeinsa- 
men Vorbereitung und Aktion. Die 
große Mobilisierung nach Dresden bot 
hier einen Rahmen dafür, dass sich 
unterschiedliche politische Akteure mit 
den ihnen eigenen Erfahrungen und 
Herangehensweisen kennen und 
schätzen gelernt haben. 

Zudem sollte vermittelt werden, 
dass im Vorfeld wie im Nachgang der 
Blockadeaktionen niemand im Um- 
gang mit Repression alleine gelassen 
wird. Auch an dieser möglichen Soll- 
bruchstelle muss sich antifaschistische 
Bündnisarbeit messen lassen. 


Patentrezept Blockaden? 

Der Erfolg von Dresden ist nicht zuletzt 
auch der guten Infrastruktur vor Ort zu 
verdanken. Das flexible und gut 
vorbereitete Konzept eröffnete den 
Blockadegruppen trotz widriger 
Umstände die Möglichkeit, an zahl- 
losen Orten unvorhergesehen aufzu- 
tauchen. Diese von unterschiedlich 
politisch aktiven Menschen geteilte 
Erfahrung kann auch zukünftig neue 
Handlungskorridore linker Politik 
eröffnen. Antifagruppen haben sich 
vielerorts als kompetente Organisato- 
ren und verlässliche Bündnispartner 
gezeigt. 

Massenblockaden sind jedoch kein 
Patentrezept: Sie bedürfen einer 
gründlichen Vorbereitung. Der alleini- 
ge Aufruf zu Blockaden wenige Wo- 
chen vor einem Naziaufmarsch ist 
nicht zielführend und ruft lediglich 
Frustrationen hervor. Die „Methode 


Massenblockade” ist nicht ohne 
weiteres auf beliebige Städte und 
Situationen übertragbar. Besonders 
die Koordination und das Bereitstellen 
von Infrastruktur sind enorm zeit- und 
arbeitsintensiv und binden in einem 
erheblichen Maße antifaschistische 
Kräfte. Die Gefahr besteht, dass dies 
zu Lasten der Arbeit vor Ort geht und 
kleinere Aktivitäten lokaler Neonazi- 
strukturen aus dem Blick geraten. 

Die Fokussierung auf die großen 
Aufmärsche ist richtig in Anbetracht 
der Tatsache, welche Bedeutung diese 
für die nazistische Straßenpolitik 
haben. Dies gilt besonders dort, wo 
eine Verstetigung rechter Demonstra- 
tionen droht. So ist immer wieder zu 
diskutieren, wo eine Konzentration 
antifaschistischer Mobilisierung Sinn 
macht: Sei es zum „Trauermarsch” in 
Stolberg, zum „Antikriegstag” in 
Dortmund oder zu den jährlichen Auf- 
märschen in Remagen und Bad 
Nenndorf. Zu diskutieren wäre aller- 
dings auch, inwieweit dadurch einem 
Prozess der Eventisierung linker Politik 
Vorschub geleistet wird, in dessen 
Verlauf die Antifa letztlich nur noch 
zur Serviceagentur verkommt. 

Die Verhinderung eines Aufmar- 
sches ist kein Selbstzweck. Sie dient 
dazu, die Selbststilisierung der extre- 
men Rechten als starke und durchset- 
zungsfähige „Bewegung” zu durch- 
brechen und das Entstehen rechter 
Erlebniswelten zu verhindern oder 
diese zumindest unattraktiv zu ma- 
chen. Wenn Neonazis jedoch jedes 
spontane Marschieren — und sei es im 
abgelegensten Industriegebiet - nicht 
nur propagandistisch zum Erfolg 
erheben, sondern dies auch in der in- 
ternen Auseinandersetzung so wahr- 
nehmen, stößt der Versuch gegen 
rechte Erlebniswelten vorzugehen 
allerdings an seine Grenzen. %* 


Der Artikel bezieht sich in Teilen auf 
„Dresden: Nazifrei?” in: Der Rechte 
Rand 129 März/April 2011. Wir 
danken für die Unterstützung. 
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frauen in der Neonazi-Szene 


Von Verena Grün 
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Simon Wiesenthal. Die Biographie 


Schwerpunkt 
der von Tom Segev 
verfassten Biogra- 
phie Simon Wie- 
senthals liegt auf 
dessen Engage- 
ment bei der Ver- 
folgung von NS- 
VerbrecherInnen. 
Seine Kindheit und 
seine Erfahrungen 
während des Na- 





tionalsozialismus machen nur einer’ 


geringen Teil des 570 Seiten starken 
Buches aus. Wiesenthal überlebte un- 
ter anderem die Konzentrationslager 
Plaszow (Krakau), Groß- Rosen und 
Mauthausen, wo er im Mai 1945 
durch die amerikanische Armee befreit 
wurde. 

Trotz seiner Erlebnisse und der fort- 
dauernden antisemitischen Stimmung 
ließ Wiesenthal sich nach dem Krieg in 
Österreich nieder. Sein weiteres Leben 


Von Jan Raabe 


widmete er der Suche nach NS- Ver- 
brecherInnen. Eine Person, der Wie- 
senthal lange Zeit nachspürte, war 
Adolf Eichmann. Segev schildert 
Wiesenthals Versuche, dessen Aufent- 
haltsort herauszufinden und die Pan- 
nen, die die Suche bis zu seiner Ergrei- 
fung 1960 in Argentinien durch israe- 
lichen Agenten begleiteten. Doch 
viele andere, die Wiesenthal aufspüren 
konnte, entgingen einem Prozess oder 
einer Verurteilung. 

Außerdem schildert Segev Wiesen- 
thals Beschäftigung mit der jüdischen 
Kollaboration und mit anderen Opfer- 
gruppen des NS - Auseinandersetzun- 
gen, die zu seinem Einsatz gegen 
Menschenrechtsverletzungen weltweit 
führten. Das Buch wirft jedoch auch 
einen kritischen Blick auf seinen Um- 
gang mit Menschen, die er als Kon- 
kurrenz empfand, und seine oft von- 
einander abweichenden Darstellungen 
seiner Erlebnisse und Erfolge. 


Mädelsache! Frauen in der Neonazi- Szene 


Die Silhouette eines 
Frauenkopfes mit 
längeren Haaren, in 
der Mitte das klas- 
sische Hitlerbärt- 
chen - ein Buchco- 


Mädel- 
Sache! 


ver, das irritiert. 
Lange Zeit galt die 
1 extreme Rechte 


bzw. der Neonazis- 

mus als ein reines 

"Männerphänomen; 

erst in den letzten 
rückten auch Frauen und 
Mädchen in den Fokus des öffent- 
lichen Interesses. Das jüngst erschie- 
nene Buch von Andrea Röpke und 
Andreas Speit beleuchtet das Thema 
anhand von Beispielen und Schlag- 
lichtern sehr plastisch und kann dazu 
beitragen, die gängigen Vorurteile 
bezüglich der Involviertheit von Frauen 
in die rechte Szene zu korrigieren und 


Jahren 
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den Blick für deren Aktivitäten zu 
schärfen. 

Die AutorInnen beleuchten detail- 
liert die Frauen- Organisationen in der 
extremen Rechten, den Ring Natio- 
naler Frauen und die Gemeinschaft 
Deutscher Frauen. Sie stellen die Akti- 
vistinnen und ihr Wirken vor, be- 
schreiben deren politische Aktivitäten 
und Erziehungsideale. Unter der Über- 
schrift „Gangstyle und Brauchtum” 
werden die Frauen im Bereich des 
Nationalen Widerstands unter die 
Lupe genommen und die Unter- 
schiedlichkeit der Lebensentwürfe von 
extrem rechten Frauen aufgezeigt. 
Schließlich wird die Bedeutung einzel- 
ner Personen, die teilweise seit Jahr- 
zehnten wichtige Funktionen einneh- 
men, beleuchtet. Genannt seien hier 
nur die Auschwitzleugnerin Ursula 
Haverbeck und die HNG- Funktio- 
närin Ursula Müller. 


Die episodenhafte Schreibweise und 
die oft sehr vagen Andeutungen be- 
züglich des Wahrheitsgehalts von 
Aussagen Wiesenthals machen das 
Lesen teilweise anstrengend. Anderer- 
seits ermöglicht die detailreiche Dar- 
stellung der Geschehnisse, mit denen 
Wiesenthals Leben eng verknüpft war, 
einen fundierten Einblick in deutsche 
und österreichische Nachkriegsge- 
schichte und vermittelt einen Eindruck 
vom gesellschaftlichen wie politischen 
Umgang beider Staaten mit ihrer Ge- 
schichte. 


Tom Segev 

Simon Wiesenthal. Die Biographie 
Siedler Verlag, München 2010, 

Euro 29,95 

ISBN- 10 3886808580 


Auch die eher traditionellen Erschei- 
nungsformen wie die Rolle von Frauen 
in Siedlungsprojekten der Neo- Arta- 
manen sind Thema. Im Schlusskapitel 
werden Möglichkeiten im Umgang mit 
den Anhängerinnen der extremen 
Rechten thematisiert und Beispiele von 
Widerstand gegen deren Aktivitäten 
aufgezeigt. 

Ein flüssig geschriebenes Buch, das 
tiefe Einblicke in eine ansonsten ver- 
schlossene oder wenig beachtete Welt 
gibt. 


Andrea Röpke, Andreas Speit 
Mädelsache! Frauen in der 
Neonazi- Szene 

Berlin 2011, 240 Seiten, 16.90 € 
ISBN 3861536153 


Von Torben Heine 
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Mythos Stolberg 


Kurz bevor die Neonazi- Szene im vier- 
ten Jahr in Folge in Stolberg (Rhein- 
land) aufmarschiert, um dort gegen 
angebliche „Ausländergewalt” zu de- 
monstrieren, ist ein Sammelband er- 
schienen, der sich ausführlich mit Ent- 
stehungsgeschichte und Protagonis- 
tInnen dieses Aufmarsches beschäf- 
tigt. 

Der lokale Michael 
Klarmann beschreibt in seinem Bei- 
trag, wie der „Mythos Stolberg” von 
den Neonazis erfunden wurde. Diese 
instrumentalistieren eine aus einem 
Streit zwischen Heranwachsenden 
entstandene tödliche Gewalttat für 
ihre rassistische Hetze. Die Neonazis 
stilisierten das Opfer zum „Kamera- 
den“, der sterben musste, „weil er ein 
Deutscher war”. Obwohl die Gerichte 
einen anderen Sachverhalt ermittelten 


Journalist 


Von Johannes Hartwig 
Dortmunder Zustände 


Dortmund gilt über NRW hinaus seit 
Jahren als Neonazi- Hochburg. Nach- 
dem in den 1980ern die Borussenfront 
um Siegfried Borchardt und später 
dann die Kameradschaft Dortmund 
bundesweit für Aufsehen gesorgt hat- 
ten, haben sich in den letzten Jahren 
die Strukturen deutlich verändert. Mit 
dem Nationalen Widerstand Dort- 
mund entwickelte sich im Ruhrgebiet 
eine der ersten Gruppen der „Autono- 
men Nationalisten” (AN). Daneben 
bestehen noch weitere Formationen 


Dortmunder 
Zustände 








und obwohl Eltern und Freundinnen 
des Getöteten erklärten, dieser sei kein 
Mitglied der rechten Szene gewesen, 
pilgern Jahr für Jahr über 500 Neo- 
nazis nach Stolberg. 

Der Historiker Thomas Müller be- 
schäftigt sich mit der Frage, warum 
gerade diese Tat zum Anlass für ein 
großes Nazi- Event wurde und stellte 
die These auf, dass es vor allem am Ort 
der Tat gelegen hat. Der Ort Stolberg 
musste im neonazistischen Bewusst- 
sein nicht erst bekannt gemacht wer- 
den. Am Beispiel von Aktivitäten der 
1994 verbotenen Wiking- Jugend be- 
legt er die Rolle Stolbergs im Netzwerk 
der rechten Szene. Dem bekannten 
Ort Stolberg musste nur neue Symbol- 
kraft verliehen werden. Deshalb sei 
gerade dieser Jugendliche zum NS- 
Märtyrer gemacht worden. 


der militanten Neonazi- Szene, etwa 
die Skinhead Front Dortmund- Dorst- 
feld, die in der Vergangenheit durch 
brutale Überfälle auf AntifaschistInnen 
auffiel und bei der über die Hooligan- 
Gruppierung Frontline Verbindungen 
ins Fußball- Milieu bestehen. 

In der im Februar 2011 veröffent- 
lichten Broschüre stellt die Anti- 
faschistische Union Dortmund die 
Entwicklung der letzten zehn Jahre dar 
und analysiert die verschiedenen ex- 
trem rechten Gruppierungen von den 
AN bis zu pro NRW. Abgerundet wird 
das Ganze durch eine Chronologie der 
Naziaktivitäten 2010. 

Zwei Akteuren wird besondere Auf- 
merksamkeit zuteil: Sven Kahlin, der 
Mörder des Punk Thomas (Schmud- 
del) Schulz, wurde Ende September 
2010 vorzeitig aus der Haft entlassen 
und ist seitdem wieder aktiv in der 
rechten Szene unterwegs. Einen lokal- 
politischen Skandal löste im Mai 2010 
der damalige Dortmunder Feuerwehr- 
chef Klaus Schäfer aus, als er an 


Dass es in der Region auch nach 
dem Wiking- Jugend- Verbot gefestig- 
te extrem rechte Strukturen gab, 
schildert Dominik Clemens in seinem 
Beitrag „Die extreme Rechte und ihr 
Milieu in Stolberg”. 

Abgerundet wird der Band durch 
Artikel zur extrem rechten Demonstra- 
tionspolitik, über einen ähnlichen 
„Trauermarsch“ in Schweden sowie 
durch die Diskussion von Interven- 


tionsmöglichkeiten gegen Neonazis. 


Dominik Clemens (Hrsg) 

Mythos Stolberg. Zur Instrumen- 
talisierung einer Gewalttat durch 
Neonazis 

2011, 120 Seite, 8,90 Euro 


Bestellungen über nrw- ibs@dgb.de 


einer Neonazi- Demonstration teil- 
nahm. Dass dies kein Ausrutscher war, 
sondern dass Schäfer schon länger in 
Kontakt zur extremen Rechten in 
Dortmund stand, wird in der Broschü- 
re überzeugend nachgewiesen. 

Die Veröffentlichung ist das Ergeb- 
nis intensiver und kontinuierlicher an- 
tifaschistischer Arbeit in Dortmund 
und zeigt, dass es in Dortmund lokale 
Strukturen gibt, die über die Organisa- 
tion von Gegenaktivitäten zum „Na- 
tionalen Antikriegstag” hinaus tätig 
sind. 


Antifaschistische Union Dortmund 
Dortmunder Zustände. Strukturen, 
AkteurInnen und Entwicklungen 
der extremen Rechten im Jahr 
2010 

Dortmund 2011, 64 Seiten 

Im Internet zum Download unter: 


http://antifaunion.blogsport.de/ 
images/DortmunderZustnde2010.pdf 
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INPUT 


Antifaschistischer Themenabend in Düsseldorf 


PROGRAMM APRIL BIS Juni 2011 


27. April 2011, 19.30 Uhr 


Tote Helden leben länger 


Märtyrerkonstruktionen in der extremen Rechten 

Referentin: Maike Zimmermann (Politikwissenschaftlerin und Redakteurin 
bei der Zeitung analyse&kritik) 

Ort: Zentrum Hinterhof, Corneliustr. 108, Düsseldorf 


25. Mai 2011, 19.30 Uhr 
Der Feind meines Feindes... 


Die "Israelsolidarität" eines Teils der extremen Rechten 

Referenten: Alexander Häusler (Forschungsschwerpunkt Rechtsextremismus 
FH Düsseldorf) und Jörg Kronauer (Antirassistisches Bildungsforum 
Rheinland) 

Ort: Zentrum Hinterhof, Corneliustr. 108, Düsseldorf 


29. Juni 2011, 19.30 Uhr 
Deutsche "Volksgruppen"-Pflege 


Die Düsseldorfer "Herrmann-Niermann-Stiftung" und ihre 
Förderung des "Deutschtums" 


Referent: Jörg Kronauer (Antirassistisches Bildungsforum Rheinland) 
Ort: Zentrum Hinterhof, Corneliustr. 108, Düsseldorf 


Veranstalter: Antifaschistischer Arbeitskreis an der FH 
Düsseldorf und AG INPUT, in Kooperation mit dem 
Antirassistischen Bildungsforum Rheinland (ABR 


. http://linkes-zentrum.de/gruppen/input 


_ Wegedes 
 Gedenkens 


Erinnerungsorte an den 


E NENEINSAET EHEN AN 


In NRW existieren mehr als 20 Gedenkstätten und Lernorte, die an die 
Herrschaft des NS und dessen Opfer erinnern. Diese Gedenkstätten- 
landschaft hat sich in teilweise bis heute andauernden Auseinanderset- 


_ zungen entwickelt, Häufig ging die Eihrichtung der Erinnerungsorte auf 


das beharrliche Engagement von NS- Opferverbänden, antifaschisti- 
schen Gruppen und gesellschaftskritischen Geschichtsinitiativen 
zurück 2 
Die 200- seitige Sonderausgabe #42 der antifa- 


_ schistischen Zeitung LOTTA zeichnet die Kontro- 


versen nach, die um den Umgang mit der NS- 
Vergangenheit geführt wurden, fragt nach den 
SSchnes elta ee sench 
und Erinnerungsorten und wirft 
SEN E 








